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Einleitung. 

Unter den Mitteln, welche die menschliche Gesellschaft in 
neuerer Zeit ersonnen hat, um die Kluft zu überbrücken, die 
sich bedrohlich für die Gesammtheit zwischen Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern aufgetan hat, gewinnt die Wohlfahrtspflege in 
steigendem Masse an Bedeutsamkeit. Wir bezeichnen als 
solche ganz allgemeinen, die Summe derjenigen Einrichtungen, 
welche die Gesellschaft, aus freier Initiative schafft, um die 
wirtschaftliche und soziale Lage der unbemittelten Klassen 
zu bessern *) und diejenigen aus der wirtschaftlichen Entwicke^ 
lung hervorgehenden sozialen Schäden zu lindem, die auf dem 
Wege der Legislative nicht gemildert werden können.^) 

Diese Wohlfahrtspflege ist keine histitution von gestern 
oder heute ; sie ist nicht, wie die anderen grossen und kleinen 
Mittel der Sozialpolitik erst erstanden, als eine wachsende Ver? 
elendung der unteren Klassen die Nachtseiten der liberalen 
Wirtschaftsordnung offenbarte und dem Staate, wie dem pri- 
vaten Arbeitgeber es zur Pflicht machte, einer Krise vorzu- 
beugen, die eine bis in ihre letzten Konsequenzen ausgeübte 
Gewerbefreiheit heraufbeschwören musste. Wir finden sie, vor 
allem aus religiösen Motiven entstanden, schon im Feudalstaat^), 
wo sie der Grundherr seinen Untertanen gegenüber ausübt und 
dabei von der Ansicht ausgeht, dass der Arbeiter aus seiner 
Abhängigkeit niemals hinauskönne, und er daher das Arbeits- 
verhältnis in ein gesetzlich geregeltes System gegenseitiger 
Rechte und Pflichten verwandeln müsse. Wir finden weiter 
eine dieser feudalen eng verwandte patriarchalische Auffassung, 
die das persönliche Wohlwollen als Triebkraft hat. Und wir 
sehen diesen beiden Auffassungen gegenüber eine liberale sich 
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entwickeln, „welche in der Patronage nur ein Mittel erblickt, 
das der Unternehmer zur Unterstützung der Selbständigkeits- 
bestrebungen der Arbeiterschaft und zur Förderung ihrer 
Selbsttätigkeit, wie zur Erziehung zu solcher verwenden soll, 
aus sittlichen Gründen, wie aus der Erkenntnis der Notwendig- 
keit, die Lage der Arbeiterschaft im Interesse einer gesunden 
Fortentwicklung zu heben*). 

Ist also solcherweise die Wohlfahrtspflege ehrwürdigen 
Alters, so hat sich dennoch der Geist wandeln müssen, aus 
dem ihre Einrichtungen geschaffen worden sind. Was für 
eine auf niedriger Kulturstufe stehende, eines Selbst- und 
Klassenbewusstseins noch nicht teilhaftige Arbeiterklasse immer- 
hin ein Segen sein mochte, das kann nicht mehr geeignet 
sein, für eine Klasse, die nach Selbständigkeit und sozialprak- 
tischer Gleichberechtigung strebt, den sozialen Frieden anzu- 
bahnen *). 

Wenn sich heute eine Wohlfahrtseinrichtung als glücklich 
und segensreich erweisen soll, dann darf sie vor allem nicht 
störend in die freie Entwicklung der persönlichen Initiative 
eingreifen und mit Recht betont Herkner, „dass jede Sozial- 
politik, welche den als Mann sich fühlenden Arbeiter zum 
Gängelband bedürftigen Kinde herabwürdigt, scheitern muss" *). 
Gerade darin liegt ja wohl die Hauptursache des Misstrauens, 
das der Arbeiter, oft unberechtigt und zu seinem eigenen 
Schaden, den Wohlfahrtseinrichtungen entgegenbringt, dass er 
sich des Gefühles nicht entledigen kann, die Freiheit seiner 
Person zu opfern, dass er Wohltaten zu empfangen glaubt, 
wo er ein gutes Recht auf eine gesicherte Existenz hat Und 
nur dort kann daher eine richtige Wohlfahrtspflege gedeihen, 
wo diejenigen die sie ins Leben rufen, dabei mit dem richtigen 
sozialpolitischen Verständnis zu Werke gehen und Wohltätig- 
keit und Wohlfahrtspflege scharf zu sondern wissen, immer 
sich vor Augen haltend, dass ja gerade die Wohlfahrtspflege 
die ärmeren Klassen in erster Linie davor bewahren soll, der 
Wohltätigkeit anheim zu fallen.') Wo Wohlfahrtspflege nicht 
in diesem richtigen Geiste ausgeübt wird, kann sie nur uner- 
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messlichen Schaden stiften; dann drückt sie die Löhne und 
gefährdet die Selbständigkeit des Arbeiters; dann hindert sie 
vor allem eine gesunde Fortentwicklung des Arbeitsverhält- 
nisses in einer von Wohlwollen des Unternehmers unabhän- 
gigen Richtung.*) Wo aber Garantieen geschaffen sind, dass 
die Wohlfahrtseinrichtungen nicht zur Abhängigkeit des Ar- 
beiters fuhren und die Arbeiter an ihrer Verwaltung teil- 
nehmen®), dort kommen sie nicht nur dem Arbeiter, sondern 
auch dem Arbeitgeber und am letzten Ende der Gesammtheit 
zu gute, indem, wie Schmoller sagt^**), jede derartige Einrich- 
tung, welche eine über die Löhnung der Arbeiter hinaus- 
gehende Leistung in sich schliesst, zur Verbesserung der Lage 
der arbeitenden Klassen und dadurch, wenn auch in beschei- 
denem Masse, mittelbar zur Hebung der gesammten Industrie 
beiträgt. 

Es kann keinem Zweifel unterliegen, dass es in erster 
Linie dem Staate zukommt, innerhalb seines Bereiches als 
Arbeitgeber mit förderndem Beispiele voranzugehen. Man 
weiss, dass man diesen Staatsbetrieben aus rein ökonomischen 
Gründen oft mit scharfen Waffen zu Leibe rückt. Es können 
aber die Nachteile, welche sich in dieser Hinsicht immerhin 
ergeben mögen, den eminenten sozialpolitischen Vorteilen gegen- 
über nicht in Betracht kommen, die der Staatsbetrieb mit sich 
bringt, der es sich in erster Linie zur Aufgabe macht, weniger 
um des geschäftlichen Profites willen zu arbeiten, als den 
Privatunternehmern als belehrendes Muster zu dienen. Ein- 
richtungen, die solcher Absicht entspringen, dienen dann, nach 
einem Worte von Philippovich, „wie alle sozialen Pflichten, 
welche von Privaten erfüllt werden, dazu, einesteils die An- 
schauungen von dem, was in den Beziehungen der Menschen 
unter einander, dem Anstände und der Sitte entspricht, auf 
ein höheres Niveau zu bringen, und andererseits bereiten sie die 
Wege vor, die es bei reicheren Erfahrungen und steigender 
Erziehung der Bevölkerung möglich machen, die^ private Für- 
sorge durch öffentliche Organisation zu ersetzen." Und für 
solche Einrichtungen gilt in erster Linie, was in der berühmten 
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Botschaft Kaiser Wilhelms I. vom 17. November 1881 ausge- 
sprochen ist: „Dass für diese Fürsorge die rechten Mittel und 
Wege zu finden, eine schwierige, aber auch eine der höchsten 
Aufgaben jedes Gemeinwesens ist, weiches auf den sittlichen 
Fundamenten des christlichen Volkslebens steht." 

In den folgenden Blättern soll gezeigt werden, in welchem 
Masse der badische Staat diese höchsten Aufgaben seinen 
Eisenbahnarbeitern gegenüber erfüllt hat. Dieses darzustellen, 
schien um so mehr der Mühe wert, als damit ein erster An- 
fang gemacht wird, Einrichtungen zu schildern, die in der 
Praxis zwar, wie bei der badischen, so bei den meisten Eisen- 
bahnverwaltungen seit langem schon bestehen, die aber in ein- 
heitlichem Zusammenhange noch nicht geschildert worden sind. 
Eine solche systematische Zusammenfassung hat aber nicht 
nur die Bedeutung, überhaupt zu zeigen, was tatsächlich ge- 
leistet wird ; sie kann auch der Praxis — und zwar nicht nur 
den anderen Eisenbahnverwaltungen, sondern auch den Privat- 
betrieben — viel vergleichende Belehrung bieten. Wenn daher 
die vorliegende Arbeit bewirken sollte, dass auch die gleichen 
Einrichtungen anderer Eisenbahnverwaltungen zum Gegenstande 
systematischer Untersuchungen gemacht werden, so wird sie 
damit einen guten Teil ihres Zweckes erfüllt haben. 

Es sei mir gestattet, an dieser Stelle vor allem meinem 
hochverehrten Lehrer, Herrn Prof. Dr. Karl Rathgen, für die 
wohlwollenden Ratschläge, mit denen er die Ausführungen 
dieser Arbeit begleitet hat, meinen aufrichtigen Dank zu sagen. 
Für die üeberlassung des Materials zu dieser Arbeit fühle ich 
mich der Grossh. Generaldirektion der bad. Staatseisenbahnen 
in Karlsruhe und den Grossh. Betriebsinspektionen in Mannheim 
und Heidelberg zu Danke verbunden. 
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Vorwort- 
Aus dem, was wir in der Einleitung als Wohlfahrtspflege 
festgestellt haben, ergibt sich schon, dass die Einrichtungen, 
welche der Staat auf dem Wege der Zwangsgesetzgebung 
schafft, nicht in den Rahmen der Wohlfahrtseinrichtungen ge- 
hören. Denn für diese ist der freie Wille des Arbeitgebers 
charakteristisch, der sie ins Leben ruft. Und ihre Bedeutsam- 
keit ist gerade darin zu suchen, dass sie, ohne durch die 
Legislative erzwungen zu sein, diese ergänzen, dass sie, wie 
von Erdberg treffend bemerkt, „gerade jene Schäden beseitigen 
oder lindern, die sich aus der Disharmonie der Wirtschaft mit 
dem Rechte ergeben haben, und denen das Recht noch nicht 
beizukommen vermag". Es bedarf daher keiner weiteren Er- 
klärung, dass diejenigen Einrichtungen, welche geeignet sind, 
über die gesetzlichen Vorschriften hinaus, fürsorgend zu wir- 
ken, Wohlfahrtseinrichtungen in des Wortes bestem Sinne sind 
und eine Hauptabsicht des Gesetzgebers, durch die Legislative 
vor allem auch anregend zu wirken, erfüllen. 

Wenn wir im Folgenden dennoch neben der Schilderung 
dieser letztgenannten Massnahmen, auch in kurzer Darstellung 
die gesetzliche Arbeiterversicherung berühren, so scheint dies 
darum angebracht, weil doch die Notwendigkeit und vor allem 
auch die finanzielle Möglichkeit weitergehender Einrichtungen 
von der Entwicklung der durch die Gesetze gebotenen Tätig- 
keit abhängt und weil es für das sozialpolitische Verständnis 
des Arbeitgebers immerhin charakteristisch ist, wie weit er die 
Grenzen des Spielraums zieht, den das Gesetz für eine mehr 
oder minder weitgehende Ausführung seiner Bestimmungen 
freilässt. 
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L Kapitel: 

Die Krankenfürsorge. 

I. 

Für das im Verwaltungsbereich der Staatseisenbahnen be- 
schäftigte Personal ist unter der Bezeichnung : „Eisenbahn- und 
DampfschiflFahrts-Betriebs-Krankenkasse" ^) nach den Bestimm- 
ungen des Gesetzes vom 10. April 1892 eine Krankenkasse 
errichtet, zu welcher alle im Arbeitsverhältnis stehenden und 
beschäftigten Personen beitragspflichtig, und alle übrigen Per- 
sonen, deren jährliches Diensteinkommen 2000 Mark nicht 
übersteigt, beitragsberechtigt sind. Die Zahl der Mitglieder betrug 
am Schlüsse der einzelnen Jahre: 







Zahl der Mitglieder: 




1884 . 


• 


5830 


1894 (1. Dez.) . 11017 


1885 . 


W 4 


6453 


1895 „ , 


. 12802 


1886 . 


• 


6731 


1896 „ , 


, . 12510 


1887 . 


• f 


7056 


1897 „ , 


. 12865 


1888 (1. 


Dez.) 


7693 


1898 „ , 


, . 14253 


1889 „ 




8161 


1899 „ , 


. 15463 


1890 „ 




8699 


1900 „ , 


17696 


1891 „ 




9805 


1901 „ , 


. 19198 


1892 „ 




. 10228 


1902 „ , 


. 18298 


1893 „ 




9853 







Die Höhe der Beiträge^) war früher 3^0 des durch- 
schnittlichen Tagelohns und beträgt jetzt, um eine weitere 
Fürsorge, speziell auch für die Familenangehörigen möglich 
zu machen, 4 7^^). Der durchschnittliche Höchstbetrag ist 
ö^Iq, Zur Bemessung der Beiträge sind die folgenden 7 
Klassen gebildet*). 
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Klasse 


Durch- 
schnitt- 
licher 
Tagelohn 

Mk. 


Monat- 
licher 
Gesammt- 
Beitrag 

Mk. 


Die 

Arbeiter 

zahlen 

Mk. 


Die Arbeiter erhalten 
Krankengeld 


ganz 
Mk. 


a. 
Mk. 


b. 
Mk. 


I. 

II. 

III. 

IV. 

V. 

VI. 

VII. 


-,70 
1,25 
1,80 
2,35 
2,90 
3,45 

4,- 


-,87 
1,53 
2,19 
2,88 
3,54 
4,20 
4,89 


,58 
1,02 
1,46 
1,92 
2,36 
2,80 
3,26 


,53 
,94 
1,35 
1,76 
2,18 
2,59 
3,- 


-,13 

-,23 

-,34 

,44 

,54 

,65 

-,75 


-,26 

.47 

—,68 

,88 

1,09 

1,29 

1,50 



Die Beiträge werden zu zwei Drittel für den abgelaufenen 
Monat vom Tagelohn abgezogen, das dritte Drittel zahlt die 
Direktion für die Pflichtigen Mitglieder. Es betragen die 

Beiträge: 



1885 


. . 134752,33 Mk. 


1886 . 


. . 155249,68 „ 


1887 . 


. 167885,77 „ 


1888 


. 183112,96 „ 


1889 


. . 192507,89 ., 


1890 


. 212657,08 „ 


1891 


. 239264,25 „ 


1892 . 


. 260053,75 „ 


1893 . 


. 263218,35 „ 



1894 
1895 
1896 
1897 
1898 
1899 
1900 
1901 
1902 



278537,77 Mk. 

424816,41 

443975,80 

451637,99 

491809,20 

547599,02 

628181,21 

710532,07 

749926,05 



Das Eintrittsgeld'') beträgt für die 1. Klasse Mk. 1.18; 
2. Klasse Mk. 2.10 ; 3.-7. Klasse Mk. 2.50 und wird von den- 
jenigen erhoben, die noch nie, oder seit mehr als 13 Wochen 
keiner Krankenkasse mehr angehört haben. Es betrugen in 
den einzelnen Jahren die 

Eintrittsgelder: 



1885 . 


. 3484,43 Mk. 


1889 . 


. 3415,45 Mk. 


1886 . 


. 2724,11 „ 


1890 . 


. 3715,21 „ 


1887 . 


. 3589,53 „ 


1891 . 


. 4017,32 „ 


1888 . 


. 3735,11 „ 


1892 . 


. 2981,91 „ 
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1893 . 


. 2183,57 Mk. 


1898 . 


. 3304,46 Mk. 


1894 . 


. 3034,42 „ 


1899 . 


. 4158,24 „ 


1895 . 


. 4768,81 „ 


1900 . 


. 4783,78 ,. 


1896 . 


. 3125,44 „ 


1901 . 


. 4471,34 „ 


1897 . 


. 2465,30 „ 


1902 . 


. 2740,12 „ 



Die Leistungen®) der Kasse erstrecken sieh zunächst auf 
die Gewährung von ärztlicher Behandlung, von Arznei und 
Heilmitteln '). Diese müssen den Mitgliedern nach dem Gesetze 
für mindestens 13 Wochen und können bis zu einem Jahre 
gewährt werden. Die Betriebskrankenkasse gewährt ihren 
Mitgliedern diese Höchstleistung®) und hat in den einzelnen 
Jahren für ärztliche Behandlung, Arznei und sonstiger Heil- 
mittel die folgenden Summen verausgabt: 

Ausgaben für ärztliche Behandlung 



1885 


. . 25624,15 Mk. 


1894 


. . 37631,34 Mk. 


1886 


. 25043,97 „ 


1895 


. . 89223,82 „ 


1887 


. . 25215,17 „ 


1896 


. . 94346,06 „ 


1888 


. . 25422,09 „ 


1897 


. . 96061,71 ,. 


1889 


. 26703,04 „ 


1898 


. . 96981,82 „ 


1890 


. . 28946,06 „ 


1899 


. .104827,64 „ 


1891 . 


. . 30213,79 „ 


1900 


. . 122301,02 „ 


1892 . 


. 31423,80 „ 


1901 


. . 133191,79 „ 


1893 , 


. . 32941,48 „ 


1902 


. . 151152,60 „ 


lUsgab 


len für Arzneien 


und sons 


stige Heilmittel 


1885 


. 14994,64 Mk. 


1894 


. . 23138,47 Mk. 


1886 . 


. 16283,66 „ 


1895 


. 46628,93 „ 


1887 


. 17798,87 „ 


1896 


. . 48897,15 „ 


1888 . 


. 18759,89 „ 


1897 . 


. 52222,44 „ 


1889 , 


. 18495,06 „ 


1898 


. 55684,26 „ 


1890 . 


. 19590,74 „ 


1899 , 


. 72533,61 „ 


1891 . 


. 18322,13 „ 


1900 , 


. . 86931,37 „ 


1892 . 


. 21057,78 „ 


1901 . 


. 80126,88 „ 


1893 . 


. 23874,45 „ 


1902 


. 74773,28 „ 



Als Krankengeld®) muss mindestens die Hälfte und kann 
bis zu dreiviertel des Tagelohnes gewährt werden. Die Kasse 
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gewährt dieses Maximum probeweise auf ein Jahr. Kommt 
ein Mitglied in ein Krankenhaus, so kann es, wenn es keine 
Familie zu unterhalten hat, nach dem Gesetze höchstens ein 
Achtel des durchschnittlichen Tagelohnes erhalten. Diesen Satz 
gewährt auch die Betriebskrankenkasse (siehe obige Tabelle 
sub a). Hat das Mitglied Familie, so ist die Gewährung der 
Hälfte des Krankengeldes gesetzlich vorgeschrieben (Beiträge 
siehe oben unter b). Ausser in die örtlichen Krankenhäuser 
können Mitglieder noch geschickt werden ^^): In das Landes- 
bad in Baden-Baden, die Mediko-mechanischen Institute in 
Karlsruhe, Mannheim und Heidelberg, die Lungenheilanstalt in 
Nordrach-Dorf, das Sanatorium von Dr. Stützle in Mergent- 
heim, die Solbäder in Dürrheim, Rappenau, Nauheim und noch 
andere Kuranstalten. Auch mit 19 Badeanstalten hat die 
Kasse Verträge abgeschlossen. 

Die Ausgaben an Krankengeldern, an Krankenanstalten 
und die Ersatzleistungen an Dritte für gewährte Krankenunter- 
stützung ^^) beliefen sich auf folgende Summen: 

Ausgaben an Krankengeldern 



an 


Mitglieder : 


an Angehörige von Mitgl. **) : 


1885 . 


. 72673,22 Mk. 


993,62 Mk. 


1886 . 


. 87704,64 „ 


983,41 




1887 . 


. 97426,39 ., 


1958,91 




1888 . 


. 109251,37 „ 


2168,14 




1889 . 


. 101743,75 „ 


1693,94 




1890 . 


. 114239,68 „ 


1728,09 




1891 . 


. 119073,36 ,. 


3891,11 




1892 . 


. 134728,70 „ 


5490,94 




1893 . 


. 186897,82 „ 


6490,56 




1894 . 


. 175771,40 „ 


6597,93 




1895 . 


. 214325,89 „ 


5704,82 




1896 . 


. 218567,62 „ 


8775,95 




1897 . 


. 209518,59 „ 


10159,70 




1898 . 


. 228556,27 „ 


11749,84 




1899 . 


. 258940,80 „ 


9386,41 




1900 . 


. 305347,57 „ 


13959,12 
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Verpflegungskosten an Krankenanstalten: 



1885 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 



4810,84 Mk. 


1894 . 




5639,90 „ 


1895 




8761,54 „ 


1896 . 




8849,60 „ 


1897 , 




10048,77 „ 


1898 




12028,32 „ 


1899 . 




19304,30 „ 


1900 , 




25658,96 „ 


1901 




28842,85 „ 


1902 . 





35487,63 Mk 

34210,45 

50112,38 

38647,03 

31404,69 

35763,75 

38279,21 

46270,21 

37356,44 



Ersatzleistungen an Dritte für gewährte 
Kr ankenunter Stützungen. 



1885 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 



237,50 Mk. 

847,13 

344,92 

992,37 
1291,60 
1592,97 
2087,39 
2391,02 
3758,76 



[k. 


1894 . 

1895 . 
1896 
1897 . 
1898 
1899 
1900 




?> 


1901 . 




n 


1902 





3933,34 Mk. 
5150,11 
6140,42 
11470,74 
8850,17 
7089,05 
5125,24 
4462,98 
7665,25 



Wöchnerinnen**), die sechs Monate einer Kasse als Mit- 
glied angehört haben, erhalten mindestens für vier, höchstens 
sechs Wochen Krankengeld. Die Betriebskasse gewährt in 
diesem Falle die Mindestleistung. Da aber die Unterstützungen 
an Wööhnerinnen im Ganzen: im Jahre 1889 = 18,08 Mk., 
1891 = 18,— Mk., 1894 = 16,60 Mk. und 1900 = 23,24 Mk. 
betrugen, so ist diese Bestimmung von keiner grossen prak- 
tischen Bedeutung. 

Bei der Auszahlung des Sterbegeldes"), wo ein gesetz- 
licher Spiebaum vom 20 — 40fachen Betrage des durchschnitt- 
lichen Tagelohnes besteht, gewährt die Kasse das Maximum; 
sie verausgabte zu diesem Zwecke folgende Beträge: 
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Sterbe 


1885 . . 


4388, Mk. 


1886 . 


, 6616. 


1887 . . 


5596, 


1888 . 


7240, 


1889 . 


. 6534,40 „ 


1890 . . 


5484, 


1891 . 


. 6414, 


1892 . 


, 6466, 


1893 . 


. 8658,— „ 



gelder 

1894 
1895 
1896 
1897 
1898 
1899 
1900 
1901 
1902 



10470,- 
11736,— 
11998,— 
10328.- 
13913,- 
16624,— 
16906,— 
14950,— 
16215,— 



Mk. 



Den FarnUienangehörigen^'») können nach dem Gesetze 
freie ärztliche Behandlung, Arznei und sonstige Heilmittel ent- 
weder gegen entsprechende Zusatzbeiträge oder allgemein ge- 
währt . werden. ^*) Die Betriebskrankenkasse gewährt sie den 
Kindern unter 15 Jahren und der Ehefrau, bei verwitweten 
Mitgliedern der die Haushaltung führenden Mutter, Schwester 
oder Tochter auf die Dauer eines Jahres, ohne eine Wartezeit 
vorzusehen. Dagegen gibt sie, wenn Familienangehörige sterben, 
kein Sterbegeld. ^') Kommt ein Familienmitglied in ein Kranken- 
haus, so übernimmt die Betriebskrankenkasse auf ein Jahr ein 
Drittel der Krankenhausrechnung.**) Die besonderen Kosten 
für die Operationen und für spezialärztliche Hilfe übernimmt 
sie ganz. 

Die Ausgaben an Krankengeldern für Familienangehörige 
sind in der Tabelle über die Ausgaben an Krankengeldern für 
die Mitglieder enthalten. 

Die Leistungen der Betriebskrankenkasse verteilen sich auf 
die folgenden Zahlen von Erkrankungsfällen, Krankentagen und 
Sterbefällen : 

Zahl der Erkrankungsfälle: 



1885 . . 


2705 


1888 . . 


2849 


1886 . . 


2771 


1889 . . 


2963 


1887 . . 


2919 


1890 . . 


4044 



2* 
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1891 . . . 


3571 


1897 . 






6597 


1892 . . . 


3828 


1898 






6981 


1893 . . . 


6065 


1899 






8353 


1894 . . . 


5519 


1900 , 






5597 


1895 . . . 


7088 


1901 






9734 


1896 . . 


6810 


1902 






9935 


Z 


ahl der Krankentage: 




1885 . . . 


48049 


1894 . 


. . 122247 


1886 . . 


53762 


1895 






, 141818 


1887 . . 


60397 


1896 






147313 


1888 . . 


69103 


1897 . 






. 143193 


1889 . . 


65439 


1898 . 






. 147085 


1890 . . 


72052 


1899 . 






. 161416 


1891 . . 


78119 


1900 . 






. 185981 


1892 . . 


90513 


1901 






192106 


1893 . . 


. 120481 


1902 






, 196045 



1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 
1898 
1899 
1900 
1901 
1902 



Zahl der Sterbefälle 

97 

85 

68 

79 

74 

71 
106 
114 
115 

97 
131 
148 
151 
132 
140 



1 

1 



— 21 — 

Die Vermögenslage der Kasse stellt sich in den 
einzelnen Jahren wie folgt: 



Einnahmen: 


Ausgaben : 


Mehreinnahmen : 




Mk. 


ML 


Mk. 


1885 


171 935,68 


133 129,37 


38 806,31 


1886 


173 100,07 


152 546,66 


20553,41 


1887 


188 864,05 


166 389,65 


22 474,40 


1888 


233 632,24 


230 844,56 


2787,68 


1889 


276 585,24 


273 574,35 


3010,89 


1890 


363 779,73 


366 762,11 


3017,62 


1891 


266 142,26 


263987,19 


2155,07 


1892 


299 656,96 


296 700,78 


2956,18 


1893 


355548,71 


353 174,30 


2374,41 


1894 


315 856,45 


313 894,21 


1962,24 


1895 


534 596,49 


532 719,86 


1876,63 


1896 


567 481,99 


565571,18 


1910,81 


1897 


530913,29 


528 681,48 


2231,81 


1898 


589 993,61 


586 589,69 


3403,82 


1899 


611856,04 


608 465,44 


3390,60 


1900 


706 541,01 


702 868,77 


3672,24 


1901 


791 931,53 


786 614,78 


5316,75 


1902 


1 010 155,79 


1 003 188,67 


6967,12 



Vergleichen wir die Leistungen der Betriebskrankenkassen 
mit jenen der Ortskasse, so ergibt sich uns, wenn wir die Frei- 
burger Ortskrankenkasse zum Vergleiche heranziehen, das fol- 
gende BUd"): 
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Mindest- 


Höchst- 


Preiburger 


Eisenbahn- 




leistung n. 


leistung n. 


Orti^kranken- 


Betriebs- 




d.; Gesetz : 


d. Gesetz : 


kasse: 


krankenkasse : 


Gesammtbeitrag 


1% 


57o 3 7„ 


4^0 


Anteilder Arbeiter 


'/»»/« 


3V8 7o 


2 7o 


2 Wo 


Ant d. Arbeitgeb. 


V»7« 


178 7« 


i7o 


IVsVo 


Eintrittsgeld 









1,18 2,50Mk. 


Krankengeld 


'U d- Tgl. 


7* d. Tgl. 


V, d. TagL 


8/^ d. Taglohns 


Krankeng., Arzt, 










Arznei und Ueilm. 










An Mitglieder 


ISWoch, 


1 Jahr 


26 Woch. 


1 Jahr 


An Ehefrauen 







10 Woch. 


1 Jahr 


An Kinder 






10 Woch. 
unt. 14Jahr. 


1 Jahr 
unt. 15 Jahren 


Bei Krankenhaus- 










pflege beträgt das 










Krankengeld der 










ledigen Mitglieder 




Vs d. Tgl. 


50Pfg.pr.W. 
auf lOWoch. 


Vs d. Tagl. 
auf 1 Jahr 


der verheir. Mitgl. 


VaiKrg. 


V.d.Krg. 


V* d. Tagl. 


Vs d. Tagl. 


V. Familienangeh. 






10 Wochen 

halbes 
Krankeng. 


1 Jahr Vs der 

Kurhausrechn. 

Operat. u. Spe- 

zialarzt 


Sterbegeld, f. Mitgl. 


20 fach. 


40 fach. 


20 fache 


40 fache des 




d. Tagl. 


d. Tagl. 


d. Tagl. 


Taglohns 


„ für d. Ehefr. 




*/^d.Man. 


30 Mk. 




„ für Kinder 




^/2d.Man. 


15 Mk. 




„ f. Totgebor. 






höchstens 
7,60 Mk. 




Wöehner. erh.Krg. 


4 Woch. 


6 Woch. 


6 Wochen 


4 Wochen. 



Vergleichen wir die Leistungen der badischen Betriebs- 
krankenkasse mit denen in Bayern, Elsass, Preussen und Sachsen, 
so ergibt sich das folgende Resultat^®): 
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Es trägt die Kasse die Kosten für das Kassen- 
mitglied selbst: 





Aerztl. Hilfe 


f. Arzneimitt 


Krankengeld 


gezahlt wird in 




a. d. Dauer v. 


a. d. Dauer v. 


a. d. Dauer v. 


der Höhe von : 


Bayern 


26 Wochen 


26 Wochen 


26 Wochen 


Va Lohn 


Elsass 


l Jahr 


1 Jahr 


1 Jahr 


1/2 Lohn 3 T.Karenz. 


Preussen 


39 Wochen 


39 Wochen 


39 Wochen 


Va Lohn 


Sachsen 


1 Jahr 


1 Jahr 


l Jahr 


d. erst. 14 Tage »/a 

Lohn, dann ^s L. 

3 Tage Karenz. 


Baden 


1 Jahr 


1 Jahr 


1 Jahr 


^8 Lohn. 



Es trägt die Kassse die Kosten für die Familien- 
angehörigen: 





ärztl. Hilfe 

n n Du 11 Ar v 


für Arznei und ähnliche Heilmittel 
übernimmt die Kasse die Kosten 




£v. u uotum V. 


a. d. Dauer v. 


in d. Höhe v. 


d. Mitgl. muss zahlen 


Bayern 


13 Wochen 


13 Wochen 


ganz 




Elsass 


1 Jahr 


l Jahr 


ganz 




Preussen 


39 Wochen 


39 Wochen 


VlO 


•/xo 


Sachsen 


26 Wochen 


26 Wochen 


Vs 


Vs 


Baden 


1 Jahr 


1 Jahr 


ganz 





An Beiträgen in Prozenten des Lohneinkommens 

leistet: 



Das 
Mitglied : 



Die 
Verwaltung : 



Bayern 

Elsass 

Preussen 

Sachsen 

Baden 



2^ 

2»/o 
2*/o 

2^8 \ 



17o 

i7o 
i7o 



Die badische (und die sächsische) Kasse bietet also ihren 
Mitgliedern die höchsten Leistungen. 
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II. 



Das Institut der Bahnärzte ^) wurde bei der Verwaltung 
der badischen Staatseisenbahnen mit dem 1. Juli 1889 nach 
dem Vorgehen verschiedener anderer Eisenbahnverwaltungen 
eingeführt. Der ärztliche Dienst umfasst in erster Linie die 
volle, freie ärztliche Behandlung der Beamten*) und ihrer 
Familienangehörigen, doch ist diese Einrichtung auch für die 
Arbeiter insofern von Bedeutung, als zu den Aufgaben der 
Bahnärzte auch die Vornahme ärztlicher Untersuchungen und 
die Ausstellung von Gutachten über das gesammte Dienstpersonal, 
einschliesslich der Arbeiter, und überhaupt die allgemeine Für- 
sorge für das Personal in gesundheitlicher Beziehung gehört. 
In dieser letzten Hinsicht erscheint es besonders bedeutsam, 
dass der bahnärztliche Dienst auch die Begutachtung der 
Wohnungsräumlichkeiten ^) und die Unterweisung*) einzelner 
Bediensteter in der ersten Hilfeleistung umfasst. 

Die Bahnärzte werden durch Vertrag gegen jährliche Ver- 
gütung angestellt '^) und erhalten eine bestimmte Strecke zu- 
geteilt, auf die sich ihre Wirksamkeit erstreckt. Zu diesem 
Zwecke ist das ganze Bahnnetz in bestimmte, den örtlichen 
Verhältnissen entsprechende Bahnarzt-Bezirke eingeteilt*). 

In seinem Bezirke hat der Bahnarzt neben der ärztlichen 
Behandlung der Beamten seine besondere Aufmerksamkeit der 
Kontrolle der in seinem Bezirke Erkrankten zuzuwenden'). 
Diese Kontrolle erstreckt sich namentlich darauf, dass jede 
Simulation ausgeschlossen bleibt und etwaigen Versuchen, sich 
dem Dienste leichtfertig zu entziehen oder die Erholungszeit 
über das nötige Mass auszudehnen, entgegengetreten wird. 
Auch hat der Bahnarzt, wenn er davon Kenntnis erlangt, dass 
ein Bediensteter an einer ansteckenden Krankheil oder an Zu- 
fällen leidet, dem Bezirksvorstande hiervon sofort Anzeige zu 
erstatten. 

Die Eisenbahnverwaltung misst der Kontrolltätigkeit der 
Bahnärzte eine grosse, sowohl im Interesse der Verwaltung, 
als in dem der Arbeiter gelegene Bedeutung bei, Sie betont 
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in ihren Statuten, dass allen Anregungen der Bahnärzte^ welche 
auf Beseitigung von üebelständen in gesundheitlicher Beziehung 
abzielen, seitens des Personals und der Dienststellen volle Auf- 
merksamkeit zu schenken ist und dass Misstände, welche der 
Bahnarzt in gesundheitlicher Beziehung (an Wohnungen, 
Aufenthalts- und Arbeitsräumen, Brunnen, Aborten etc.) fest- 
stellt, möglichst rasch zu beseitigen sind. Sie sieht einen 
günstigen Einfluss der bahnärztlichen Tätigkeit auf den Ein- 
zelnen, sowie zu Gunsten der Verwaltung, vor allem darin, 
dass durch die Kontrolle jede durch Krankheit bedingte Dienst- 
befreiung in ihrer Dauer richtig bemessen wird, dass dadurch 
nur eine zuverlässige Grundlage zur Beurteilung der tatsäch- 
Uchen Leistungsfähigkeit der einzelnen Kategorien und so eine 
zweckmässige Ausnützung der Arbeitskräfte mit Vermeidung 
jeder Ueberanstrengung möglich wird. Im Interesse der Ar- 
beiter selbst liegt es auch, dass der Bahnarzt darauf zu achten 
hat, dass nur vollkommen gesunde Personen in den Dienst der 
Verwaltung eintreten, und dass nicht etwa ein Erkrankter vor 
vollständiger Genesung oder hinreichender Besserung dienstliche 
Verrichtungen wieder aufnimmt, denen er noch nicht ge- 
wachsen ist. 

Es stehen diesen Gründen Einwendungen gegenüber, die 
im engsten Zusammenhange stehen, mit der Aerztefrage über- 
haupt und speziell mit der Frage, die in jüngster Zeit unter 
dem Schlagworte „freie Arztwahl" so viel Staub aufgewirbelt 
hat. Eine Erörterung dieser Frage gehört nicht in den Rahmen 
dieser Arbeit ^) ; sie ist in ihrer prinzipiellen Bedeutsamkeit bei 
der zweiten und dritten Beratung des Entwurfes der Kranken- 
versicherungsnovelle und auf dem letzten deutschen Aerztetag 
in Köln, Gegenstand eingehender Beratung gewesen. Als 
Hauptgründe für die freie Arztwahl — soweit sich das auf 
unsere Frage bezieht, damit auch indirekt gegen das bestehende 
histitut der Bahnärzte — wird die schlechte Honorierung®), 
die Abhängigkeit von der Verwaltung und der Mangel an Ver- 
trauen angeführt, das die Aerzte bei den Arbeitern gemessen. 
Diesen Einwänden gegenüber ist aber doch festzuhalten, dass 
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diese Frage nicht eigentlich prinzipiell entschieden werden kann, 
dass es doch vor allem auf die Persönlichkeit des Arztes an- 
kommt, ob er der höheren Behörde gegenüber das nötige Rückgrat 
und seiner sozialpolitischen Mission gegenüber das nötige Ver- 
ständnis und Pflichtgefühl besitzt, um sein Amt so auszuüben, 
dass er das Vertrauen der Arbeiter verdient und erwirbt. 
Wenn der Arzt, den sich der Bedienstete im Falle der fireien 
Arztwahl auswählen dürfte, diese persönlichen Quahtäten nicht 
besitzt, so liegt doch die Gefahr nahe, dass er in diesem Falle 
ebenso von seinen Patienten abhängig wird, als er früher von 
der Behörde abhängig gewesen ist, und es wäre dann immer 
noch zweifelhaft, ob man in diesem Falle nicht das Kind mit 
dem Bade ausschütten und der Vorteile verlustig gehen würde, 
welche die bestehende Einrichtung für die Verwaltung, wie für 
die Arbeiter mit sich bringt. Im Uebrigen sind die Bahnärzte 
selbst gegen die Einführung der freien Arztwahl und erklären 
sich in ihrer Stellung wohl zufrieden ^^). 

Im allgemeinen hat sich das Institut der Bahnärzte bei 
den badischen Staatseisenbahnen nach Ansicht der Regierung 
gut bewährt und als segensreich für das Personal wie als 
zweckmässig für die Verwaltung erwiesen ^^). Seit dem Juli 
1889, dem Zeitpunkte der Einführung dieses Instituts, ist an 
der ursprünglichen Organisation nichts geändert worden; nur 
musste infolge der Personalvermehrung die Zahl der Bahn- 
ärzte von 84 auf 106 vermehrt werden. 

IIL 

Am 1. Februar 1900 wurde im Zentralgüterbahnhof in 
Mannheim eine Krankenpflegestation ins Leben gerufen und 
auf Grund eines Vertrages mit dem badischen Frauenverein 
und der Betriebskrankenkasse mit einer geprüften Kranken- 
schwester besetzt. 

Diese Krankenschwester ist verpflichtet, in den Familien 
der auf den vereinigten Güterbahnhöfen in Mannheim wohnen- 
den Arbeiter und Beamten unentgeltlich den Krankenpflege- 
dienst zu versehen und den Familien in der Krankenfürsorge 
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unterstützend und belehrend an die Hand zu gehen. Dabei 
hat die Wöchnerinnenpflege dem übrigen Pflegedienst voran- 
zugehen. Die Krankenschwester untersteht — unbeschadet 
ihres Verhältnisses zum badischen Frauenverein — in allem, 
was ihre Dienstleistungen anlangt, dem Vorstand der Eisenbahn- 
und Dampfschiffahrts-Betriebs-Krankenkasse in Karlsruhe und 
dem Betriebsinspektor und der Güterverwaltung in Mannheim. 
Der Vorstand dieser letzteren übt die unmittelbare Dienstauf- 
sicht aus und bezeichnet — nötigenfalls im Einvernehmen mit 
dem Arzte — die Familie, in der die Schwester die Kranken- 
pflege auszuüben hat. 

Die Schwester erhält für ihre Dienste zunächst freie 
Wohnung, völlige freie Verpflegung, Besorgung der Wäsche, 
der Heizung und der Beleuchtung. Der Kasse des badischen 
Frauenvereins wird ferner ein jährliches Aversum in der Höhe 
des wirklichen Gehalts- und Kleidergeldes der Schwester und 
ausserdem als Entschädigung für allgemeine Verwaltungskosten 
noch jährlich 50 Mark bezahlt. 

Dieses Aversum wird in jedem Jahre nach Massgabe des 
Dienstalters der in diesem Zeitpunkte tätigen Schwester neu 
festgesetzt. 

Es werden der Schwester ausserdem die Versicherungs- 
beiträge ersetzt, die ihr als pflichtiges Mitglied der Eisenbahn- 
betriebs-Krankenkasse zur Last fallen. Hierfür, sowie zur Be- 
schaffung des Frühstücks und des Abendbrotes und für die 
Besorgung der Wäsche erhält sie eine in monatlichen Raten 
zEihlbare Jahresvergütung von 300 Mk. ; für gute Dienstleistungen 
endlich von der Verwaltung eine jährliche Weihnachtsgratifika- 
tion von 50 Mk. 

Der Schwester ist verboten, Geschenke von Patienten an- 
zunehmen, wenn aber solche Geschenke dem Betriebsinspektor 
oder der Güterverwaltung für die Schwester gegeben werden, 
so kann bei passender Gelegenheit im Interesse der Schwester 
über die Geschenke verfügt werden. 

Für den Fall, dass vorübergehend eine zweite Schwester 
beansprucht wird, wird für diese täglich 2 Mk. von der Eisen- 
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bahnbetriebs-Krankenkasse an die Kasse des badischen Frauen- 
vereins vergütet. Doch kommen, wenn die Verwendung dieser 
Schwester die Dauer von 3 Monaten übersteigt, die Bestünm- 
ungen über die Vergütung der ständigen Schwester auch für 
diese Schwester in Anwendung. 

Wird eine Schwester versetzt, so trägt die Eisenbahnbe- 
triebs-Krankenkasse nur die Kosten der Zureisenden, nicht die 
der abreisenden Schwester, Wird es nötig, die Schwester zu 
beurlauben und ist ein Ersatz unbedingt erforderlich, so wird 
dieser vom badischen Frauenverein auf Verlangen unentgeltlich 
gestellt Auch wenn die Schwester krank wird, ist der badische 
Frauenverein verpflichtet, bis zum Ablauf des Krankenunter- 
stützungsjahres eine Krankenschwester zu stellen. 

Für die Wirksamkeit der Krankenschwester kommen zur 
Zeit 196 Familien und zwar 97 Eisenbahnbeamten-, 71 Eisen- 
bahnarbeiter- und 28 Zollbedienstetenfamilien in Betracht. In 
der Zeit vom 1. Februar bis Ende Dezember 1900, wo sich die 
Tätigkeit der Schwester auf 160 Familien, und zwar auf 80 
Eisenbahnbeamten-, 70 Eisenbahnarbeiter- und 10 Zollbe- 
dienstetenfamilien erstreckte, hat die Krankenschwester an 305 
Verpflegstagen 70 Personen behandelt, von denen 42 auf Mit- 
glieder der Betriebskrankenkasse, 17 auf Angehörige von Eisen- 
bahnbeamten und 11 auf Zollbedienstetenfamilien entfielen. In 
diesen 305 Verpflegstagen hielt die Schwester 24 Nachtwachen 
und machte 2690 Krankenbesuche. 

Im Jahre 1901 hat die Krankenschwester 44 Angehörige 
von Arbeitern, 26 von Eisenbahnbeamten und 7 von Zollbe- 
diensteten behandelt. Sie hat in diesem Jahre an 337 Tagen 
gepflegt, 2616 Einzelbesuche gemacht, und 14 mal Nachtwachen 
gehalten. Im Jahre 1902 wurde sie von 7 Zollbediensteten- 
familien mit 276, von 27 Eisenbahnbeamtenfamilien mit 670 und 
von 60 Arbeiterfamilien mit 1632 Einzelbesuchen und insge- 
sammt 14 Nachtwachen in Anspruch genommen. 

Man kann demnach die Tätigkeit dieser Krankenschwester 
als eine sehr umfassende bezeichnen und aus den kurzen Er- 
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fahrungen schon ersehen, dass die Einrichtung der Kranken- 
pflegestation einem wirklichen Bedürfnis entsprungen ist und 
sich in ihren Wirkungen als durchaus gut und segensreich er- 
wiesen hat 

IV. 

Es sei an dieser Stelle endlich noch einer wohltätigen Ein- 
richtung Erwähnung getan, die die Eisenbahnverwaltung ge- 
schaffen hat, um den nicht am Sitze einer Apotheke wohnen- 
den Beamten und Arbeitern die Beschaffung von Arzneimitteln 
zu erleichtem. Jede Station ist nämlich verpflichtet, ein ihr 
übergebenes Rezept, das vom Bahn- oder Betriebskranken- 
kassenarzte für einen Eisenbahnbeamten oder Arbeiter oder 
einen seiner Familienangehörigen ausgestellt ist, mit dem 
nächsten Zuge unter Umschlag mit dem Vermerk: „Eilt! 
Rezept!" an die Adresse des Apothekers zu befördern, und 
die Arznei, nachdem sie vom Apotheker mit einem, schon von 
der Absendestation dem Rezepte beigegebenen, vorgedruckten 
Anhängezettel versehen worden ist, der die Bezeichnung 
„Arzneimittel, Dienstgut" und die Adresse des Arzneiempfängers 
enthält, kostenfrei an die Absendestation zurückzubefördem. 




IL Kapitel: 

^ Die Arbeiterpensionskasse. 

I. 

Für das Personal der badischen Eisenbahnen ist nach 
Massgabe des Invalidenversicherungsgesetzes vom 13. Juli 1899 
die „Abteilung A der Arbeiterpensionskasse^' für die badischen 
Staatseisenbahnen und Salinen errichtet worden^), der bei- 
zutreten alle Arbeiter und sonstigen Bediensteten verpflichtet 
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sind, deren Jahreseinkommen 2000 Mk, nicht übersteigt ^). Der 
Mitgliederstand war in den einzehien Jahren folgender: 

Zahl der Mitglieder: 



1891 . 


. . 9788 


1897 . . 


12468 


1892 . 


. . 9920 


1898 . . 


13719 


1893 . 


. . 9833 


1899 . . 


14860 


1894 . 


, . 10677 


1900 . . 


17168 


1895 . 


12214 


1901 . . 


18517 


1896 . . 


, . 12144 


1902 . . 


17743 



Die Beiträge, welche zur Hälfte von der Verwaltung ^) ge- 
tragen werden, werden nach der Lohnklasse bemessen, der 
das betreffende Mitglied zugeteilt wird*) und stellen sich in 
den einzelnen Jahren folgendermassen : 

Erhobene Beiträge: 



1891 . 


. 127986,42 Mk. 


1897 . . 


, 173118,80 Mk 


1892 . 


. 138068,40 „ 


1898 . 


. 183776,86 „ 


1893 . 


. 137676,16 „ 


1899 . . 


201962,60 „ 


1894 . 


. 147536,08 ,. 


1900 . 


. 244552,12 „ 


1895 . 


. 166024,34 „ 


1901 . . 


. 270391,04 „ 


1896 . 


. 171779,02 „ 


1902 . 


. 277040,50 „ 



Eine Invalidenrente erhalten dauernd erwerbsunfähige und 
solche Versicherte, die länger als 26 Wochen ununterbrochen 
erwerbsunfähig sind^). Altersrente erhalten Versicherte, welche 
das 70. Lebensjahr vollendet haben. Die Wartezeit®) beträgt, 
wenn mindestens 100 Beiträge als pflichtiges Kassenmitglied 
geleistet sind, 200 Beitragswochen, sonst aber 500 Beitrags- 
wochen und bei der Altersrente 1200 Beitragswochen. 

Die Renten bestehen aus einem Grundbetrag, welchem 
stets 500 Beitragswochen zu Grunde gelegt werden '), einem 
Reichszuschuss im Betrage von Mk. 50. — und den Steigerungs- 
sätzen. Es ergibt sich somit folgende Zusammensetzung ®) : 
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Invalidenrente, Altersrente. 






Reich 3- 


Grund- 


Steigerung 


Reich s- 


Grund- 


Klasse: 


zusehuss: 


betrag: 


pr. Woche: 


zuschuss: 


betrag: 




Mk. 


Mk. 


pfg. 


Mk. 


Mk. 


I. 


50 


60 


3 


50 


60 


n. 


50 


70 


6 


50 


90 


ni. 


50 


80 


8 


50 


120 


IV. 


50 


90 


10 


50 


150 


V. 


50 


100 


12 


50 


180 



Die Rentenbelastung stellt sich in den einzelnen 

Jahren: 

Rentenbelastung: 



1891 . . 


4951,05 Mk. 


1897 . . 


22669,92 Mk. 


1892 . . 


5673,41 „ 


1898 . . 


26237,17 „ 


1893 . . 


9568,88 „ 


1899 . . 


28303,03 „ 


1894 . . 


12615,67 „ 


1900 . . 


83795,57 „ 


1895 . . 


14808,68 „ 


1901 . . 


97545,72 „ 


1896 . . 


18007,98 „ 


1902 . . 


113918,02 „ 


Es betra 


g die 






Zahl 


der Empfänge 


r von Alter! 


srenten: 


1891 . 


. . . 42 


1897 . . 


. . 90 


1892 . 


. . . 49 


1898 . . 


. . 91 


1893 . 


. . . 60 


1899 . . 


. . 96 


1894 . 


. . . 65 


1900 . . 


. . 105 


1895 . 


. . . 74 


1901 . . 


. . 104 


1896 . 


. . . 86 


1902 . . 


. . 100 


Zahl d 


er Empfänger ' 


von Invalid 


enrenten: 


1891 . 


• * * 


1897 . . 


. . 128 


1892 . 


. . . 5 


1898 . . 


. . 158 


1893 . 


. . . 35 


1899 . . 


. . 159 


1894 . 


. . . 56 


1900 . . 


. . 167 


1895 . 


. . . 77 


1901 . . 


. . 223 


1896 . 


. . . 93 


1902 . . 


. . 282 



— 32 — 

Krankenrenten erhielten im Jahre 1901: 3 und im Jahre 
1902: 7 Mitglieder. 

Um eine allzu frühe Invalidität abzuwenden, steht der 
Kasse das Recht zu, ein Heilverfahren eintreten zu lassen*). 
Während dieses Heilverfahrens erhalten solche Angehörige, 
die das Mitglied bisher zu unterhalten hatte, eine Unterstützung 
aus der Pensionskasse in der Höhe der Hälfte des massgeben- 
den Krankengeldes, im Falle besonderer Bedürftigkeit auch in 
der vollen Höhe des Krankengeldes. 

Die Ausgaben für das Heilverfahren betragen von 1895 an: 
Ausgaben für Heilverfahren: 



1895 . . 1083,42 Mk. 


1899 . . 18903,31 Mk. 


1896 . . 1206,60 .. 


1900 . . 34952,90 ,. 


1897 . . 19263,10 ., 


1901 . . 39895,16 ., 


1898 . . 27252,87 „ 


1902 . 57085,99 ., 


Beitragserstattungen ") sind in den Jahren 1895 


bis 1902 in folgenden Summen ausgezahlt worden: 


1895 . . 270,27 Mk. 


1899 . . 2780,52 Mk. 


1896 . . 1871,03 ,. 


1900 . . 4234,65 „ 


1897 . . 1292,76 „ 


1901 . . 2815,89 „ 


1898 . . 2475,69 „ 


1902 . . 4911,63 „ 



Es entfallen davon solche Rückerstattungen im Jahre 
1901: 1, im Jahre 1902: 2 auf Heiratsfälle, im Jahre 
1900 — 2, 1901 — 5, 1902 — 4 auf Unfälle und im Jahre 
1895 — 8, 1896 — 57, 1897 — 34, 1898 — 51, 1899 — 56, 
1900 — 70, 1901 — 43 und 1902 — 63 auf Todesfälle. 

Für Invalidenhauspflege ^^) wurden im Jahre 1902 — 
100 Mk. ausgegeben. 

Das Vermögen wird nach dem Gesetze in ein Gemein- 
und ein Sonder-Vermögen geteilt ^^). Dreiviertel aller Alters- 
renten (ohne Reichzuschuss), die Grundbeträge der Invaliden- 
rente, die Rentensteigerungen infolge von Krankheit und die 
Rentenabrundungen bilden die Gemeinlast, zu deren Deckung 
vier Zehntel der Beiträge nebst Zinsen als Gemeinvermögen 
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ausgeschieden werden. Alles üebrige bildet die Sonderlast, 
die aus dem Sondervermögen bestritten werden muss^^). 

üeberblick^n wir schliesslich noch das Gesammtvermögen, 
sowie die Summe der Einnahmen, der Ausgaben und der 
Mehreinnahmen in den einzelnen Jahren, so ergiebt sich das 
folgende Zahlenbild: 



~ 


Summa 


Summa 


Mehremnahmen 




der Einnabmeii: 


der Ausgaben: 


im Jahre: 




Mk. 


Mk. 


Mk. 


1891 


129497,93 


6732,87 


122765,06 


1892 


267536,57 


6243,08 


261293,49 


1893 


409854,87 


10208,02 


399646,49 


1894 


562999,28 


13359,26 


549640,02 


1895 


736855,12 


17218,78 


719636,34 


1896 


918744,36 


22241,62 


896502,74 


1897 


205554,12 


45022,75 


160531,37 


1898 


221260,29 


73551,21 


147709,08 


1899 


245469,83 


172747,55 


72722,28 


1900 


307009,14 


145600,15 


161408,99 


1901 


342262,41 


167463,20 


174799,21 


1902 


364243,40 


205813,53 


158429,87 





Gesammtvermögen 






am Schlüsse des Jahres: 


Vermehrung im Jahre: 




Mk. 


Mk. 


1892 


261293,49 


138528,43 


1893 


399646,85 


138353,36 


1894 


549640,02 


149993,17 


1895 


719636,34 


169996,32 


1896 


896502,24 


176866,40 


1897 


1051141,28 


154638,54 


1898 


1204743,19 


153601,91 


1899 


1277465,47 


72722,28 


1900 


1438874,46 


161408,99 


1901 


1613673,67 


174799,21 


1902 


1772103,54 


158429,87 



8 
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(Bei der ersten dieser beiden Tabellen sind vom Jahre 1897 
an die auf das Kapitalvermögen und den Reservefond bezüg- 
lichen Einnahmen nicht mehr mit eingerechnet) 

II. 

Die Abteilung B der Arbeiterpensionskasse für die badischen 
Staatseisenbahnen und Salinen wurde im Jahre 1891 gegründet 
und hat als Zweck, die Tätigkeit der Abteilung A der Arbeiter- 
pensionskasse ^) — die zur Gewährung von Invaliditäts- und 
Altersrenten nach Massgabe des Invalidenversicherungsgesetzes 
vom 13. Juli 1899 bestimmt ist — dadurch zu ergänzen, dass 
sie Zusatzrenten, Witwen-, Waisen- und Sterbegelder gewährt 
Die Kasse hat ihren Sitz in Karlsruhe^) und ist eine für sich 
bestehende Einrichtung, die unter ihrem Namen Rechte er- 
werben und Verbindlichkeiten eingehen kann. 

Zum Beitritt zu der Abteilung B werden bei ihrem Dienst- 
eintritte alle männlichen Personen verpflichtet, die zum Beitritt 
in die Abteilung A verpflichtet sind*), soweit sie nicht zur 
Erledigung vorübergehender Arbeiten nötig sind. Die zum 
Beitritt verpflichteten Personen müssen ihrer Militärpflicht ge- 
nügt haben und mindestens ein Jahr lang im Dienste der Ver- 
waltung beschäftigt sein. Unter der letzteren Voraussetzung 
haben auch weibliche Mitglieder das Recht, der Abteilung B 
beizutreten. 

Neben dieser zwangsweisen besteht aber auch eine frei- 
willige Versicherung*), deren sich diejenigen militärfreien Per- 
sonen bedienen dürfen, welche einer Versicherungspflicht deshalb 
nicht unterliegen, weil ihr regelmässiger Jahresverdienst mehr 
als 2000 Mark (aber nicht über 3000 Mark) beträgt, so lange 
sie im Dienstverhältnis stehen und sich freiwillig bei der Ab- 
teilung A versichern. Zu dieser freiwilligen Versicherung bei 
der Abteilung B sind unter solchen Voraussetzungen zunächst 
diejenigen Personen befugt, die aus anderen Gründen, als 
wegen Dienstunfahigkeit oder militärischer Dienstleistung die 
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Beschäftigung nur vorübergehend unterbrochen haben, oder 
deren Versicherungspflicht bei der Abteilung A wegen üeber- 
schreitung der in § 171 Z. 1 und 2 des Gesetzes^) festgesetzten 
Grenzen des jährlichen Diensteinkommens erlischt. Ferner sind 
dazu diejenigen Personen befugt, denen Beamteneigenschaft 
verliehen wird und schliesslich solche Empfänger von ünfall- 
renten, Pensionen und Wartegeldern und ähnlichen Bezügen, 
die nicht lediglich vorübergehend beschäftigt werden, der Ab- 
teilung A jedoch nicht angehören. 

Wie aus der Denkschrift, die Rechnungsrat Zimmermann 
verfasst hat, zu entnehmen ist, ist der Mitgliederstand nur sehr 
langsam und erst in den letzten Jahren etwas stärker ange- 
wachsen. Die Kasse ist mit einer Mitgliederzahl von 443 Per- 
sonen ins Leben getreten. Da in den ersten Jahren von der 
freiwilligen Versicherung so gut wie gar kein Gebrauch ge- 
macht wurde, blieb der Zugang auf die Leute beschränkt, die 
nach dem 1. Januar 1891 bei der Verwaltung zugingen und 
durch den Arbeitsvertrag zum Eintritt in die Abteilung B ver- 
pflichtet wurden. Verbesserungen zu Gunsten der Versicherten, 
die Herabsetzung der Wartezeit von 10 auf 5 Jahre im Jahre 
1896 und die Erhöhung der Bezüge an Zusatzrente und Witwen- 
und Waisengeld um 30^0 i™ Jahre 1897 wirkten nur wenig 
anspornend, sodass die Mitgliederzahl Ende 1897 erst auf 4711 
gestiegen war, während sie bei der Abteilung A in der gleichen 
Zeit 12468 betrug.^) Die Neugestaltung der Abteilung A in- 
folge des Invaliden- Versicherungsgesetzes vom 13. Juli 1899 
hatte auch eine sehr beträchtliche Erweiterung und Verbesserung 
der Bezüge aus der Abteilung B zur Folge. Wir finden daher 
vom Jahre 1900 ab eine raschere Vermehrung der Kassen- 
mitglieder. Es sind damals mit Rückwirkung vom 1. April 1896 
im ganzen 1684 Personen beigetreten und der Mitgliederstand 
von 6828 zu Ende 1899 auf 12359 zu Beginn des Jahres 1903 
gewachsen. 

In den einzelnen Jahren war die Zahl der Mitglieder die 
folgende : 

3* 
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1891 (Ende Dezember) 545 

1892 „ „ 1314 



1893 „ 


11 

1? 


1836 


1894 „ 


•» 


2381 


1895 „ 


>» 


3028 


1896 „ 


tt 


4065 



1897 (Ende Dezember) 4711 

1898 „ ,. 6701 

1899 ,, „ 6828 

1900 „ „ 9654 

1901 „ „ 11071 

1902 „ ,, 12359 

Die Beiträge zur Abteilung B werden zur Hälfte von den 
Kassenmitgliedern, — denen sie vom Lohne in Abzug gebracht 
werden — zur anderen Hälfte von der Verwaltung bestritten. 
Nur bei der fi'eiwilligen Versicherung haben die Mitglieder die 
Beiträge ganz aus eigenen Mitteln zu leisten, soweit nicht in 
Einzelfällen die Verwaltung die üebernahme der Hälfte zusichert. 
Der Berechnung der Wochenbeiträge werden die Bestimmungen 
des § 30 Abs. 1 des Gesetzes zu Grunde gelegt, nach welchem 
als Beitragswochen auch diejenigen vollen Wochen Anwendung 
finden, während welcher die Mitglieder zur aktiven Dienst- 
leistung zugezogen oder wegen bescheinigter mit zeitweiser 
Erwerbsunfähigkeit verbundenen Krankheiten an der Fortsetzung 
ihrer Berufstätigkeit verhindert gewesen sind, ohne dass sie 
für diese Wochen irgend einen Beitrag entrichten müssen. 

Eine Beitragsrückgewähr, die zur Folge hat, dass alle An- 
sprüche gegen die Abteilung B erlöschen, wird zunächst dann 
gewährt, wenn ein Kassenmitglied stirbt, die Hinterbliebenen 
aber noch keinen Anspruch auf Witwen- oder Waisengelder 
haben, da nämlich die Beiträge zur Abteilung B noch nicht 
5 Jahre lang entrichtet sind. ') Sie werden ferner an Mitglieder 
ausbezahlt, welche wegen Erwerbsunfähigkeit aus dem Dienste 
scheiden, ohne einen Anspruch auf Zusatzrente erworben zu 
haben. Ausserdem findet eine Beitragsrückgewähr noch in 
folgenden Fällen statt: Wenn Mitglieder wegen Dienstunfähig- 
keit, namentlich mit Rücksicht auf die bundesrätlichen Be- 
stimmungen über die Befähigung von Eisenbahnbetriebsbeamten 
wegen körperlicher oder geistiger Fehler entlassen werden, — '■ 
geschwächtes Sehvermögen, Farbenblindheit und Schwerhörig- 
keit, kommen als solche Fehler in erster Linie in Betracht, — 
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ohne dass ihnen von der Verwaltung eine anderweitige Be- 
schäftigung mit mindestens gleich hohem Lohne angeboten 
wird; bei den aus der Beschäftigung ausscheidenden Alters- 
rentenempfängern ; bei den Personen, die bei Erlangung eines 
Diensteinkommens von mehr als 2000 Mark die Mitgliedschaft 
bei der Abteilung B nicht freiwillig fortsetzen ; bei den Personen, 
welche nach § 6 Abs. 1 des Gesetzes von der Versicherungs- 
pflicht befreit werden und die Mitgliedschaft bei der Abteilung B 
nicht freiwillig fortsetzen; wenn die freiwillige Mitgliedschaft 
aufgegeben wird und wenn man Beamter wird und als solcher 
aus der freiwilligen Mitgliedschaft austritt. 

Verlässt ein Mitglied ohne Kündigung den Dienst oder 
wird es wegen Verletzung der Dienstpflicht aus dem Dienste 
entlassen, so findet keine Beitragsrückgewähr statt. Auch wenn 
sich ein Mitglied vorsätzlich oder bei Begehung eines Ver- 
brechens die Erwerbsunfähigkeit zuzieht, wird der Beitrag in 
der Regel nicht zurückgezahlt, doch steht es dem Vorstande 
frei, nach Sachlage die Beitragsrückgewähr ganz oder teil- 
weise eintreten zu lassen. 

Von den Beiträgen wird nur der Teil zurückgezahlt, den 
das Mitglied aus eigenen Mitteln beigesteuert hat. Es wird 
dabei ein geminderter Betrag festgesetzt, der sich durch die 
Anrechnung der wegen der Mitgliedschaft des Ausscheidenden 
getragenen Belastung der Kasse ergibt und dessen Berechnung 
aus der folgenden Tabelle ersichtlich ist: (Anlage A der 
Statuten) »). 
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zur Ermittelung des Betrags der Beitragsrüekge- 
währ an ausscheidende Mitglieder der Abteilung B 

















Betrag der Rückgewähr 
in Hundertteilen der 


Das Äusse 


beiden 


erfolg 


t 




zur Abteilung B seitens 

der Mitglieder aus 
ihren eigenen Mitteln 
eingezahlten Beitrags- 


















summe. 


im 1. Jahr d. Mitgliedschaft b, d. Abt. B. 


70 Hundertteile 


„ 2. 


„ 


„ 


)i 


» „ 


„ 


77 


72 


77 


„ 3. 


?? 


„ 


1? 


„ „ 


77 


77 


74 


77 


4 


?» 


„ 


„ 


V „ 


77 


77 


76 


77 


„ 5. 


n 


„ 


„ 


„ „ 


77 


77 


78 


77 


„ 6. 


»» 


?? 


„ 


„ „ 


77 


77 


80 


77 


. 7. 


„ 


„ 


„ 


„ » 


71 


77 


82 


77 


„ 8. 


1» 


7» 


)» 


„ )» 


77 


77 


84 


77 


„ ". 


?? 


„ 


„ 


„ )? 


77 


„ 


86 


77 


„10. 


»» 


„ 


„ 


„ 71 


77 


91 


88 


77 


„11. 


„ 


11 


?» 


„ „ 


77 


„ 


90 


77 


„12. 


„ 


„ 


n 


n 1? 


71 


77 


92 


77 


„13. 


„ 


„ 


7^ 


„ „ 


77 


71 


94 


77 


„14. 


»» 


„ 


„ 


«n 


77 


77 


96 


77 


„15. 


„ 


„ 


„ 


„ „ 


77 


7' 


98 


77 


nach d. 15. 


?> 


>» 


„ 


„ „ 


77 


77 


100 


7» 



Die Aufnahmegebühr in die Abteilung B beträgt Mk. 1.50. 

Die Höhe der Beiträge richtet sich nach Lohnklassen die 
der Höhe des Jahreseinkommens entsprechen. Es bestehen 
fünf solche Klassen: 

Klasse II ^®) bis zu einem Jahreseink. von 550 Mk. 

III „ „ m. a. 550 — 850 



77 


M.XJ. 


77 


77 


77 


77 


IV 


77 


77 


:7 


„ 


V 


77 


77 


77 


77 


VI. 


77 


77 


7) 



77 
77 
77 
J7 



77 
77 
77 
77 



850—1150 
1150—1450 



mehr a. 1450 Mk 



77 



77 



77 



— 39 



Tritt der Fall ein, dass ein Mitglied der Abteilung B in- 
folge einer Lohnerhöhung in eine höhere Lohnklasse übertritt, 
so wird, sofern die Lohnerhöhung nicht an einem Montag be- 
ginnt, mit dem Montag nach Ablauf der Beitragswoche, in 
welcher die Lohnerhöhung wirksam geworden ist, der Beitrag 
der höheren Lohnklasse erhoben. Tritt ein Mitglied dauernd 
in eine niedrigere Lohnklasse, so kann es gleichwohl die Bei- 
träge der höheren Lohnklasse fortentrichten und sich dadurch 
den Anspruch darauf erwerben, dass die Leistung der Abteilung B 
nach dieser höheren Lohnklasse bemessen wird. 

Die Wochenbeiträge, welche die einzelnen Mitglieder zu 
leisten haben, richten sich nach den Lohnklassen in welche 
sie eingezogen sind. 

Es beträgt der wöchentliche Beitrag: 



in der Lohnklasse 



für 



IL 

in. 

IV. 
V. 
VI. 



männliche 




weibliche 


Mitglieder 




28 Pfg. 




10 Pfg. 


42 „ 




16 „ 


56 „ 




20 „ 


66 „ 




24 „ 


76 „ 




28 „ 



Die Einnahmen der Kasse aus erhobenen Eintrittsgeldern 
und Beiträgen stellen sich in den einzelnen Jahren folgender- 
massen : 



Erhobene Eintrittsgelder: 



1891 . . 


861,— Mk. 


1897 . . 


. 1662, Mk 


1892 . 


. 1275,- „ 


1898 . . 


. 2046,— „ 


1893 . , 


, . 1099,50 „ 


1899 . 


. 2632,50 „ 


1894 . , 


. . 1162,50 „ 


1900 . . 


. .5331, „ 


1895 . 


. 1329, „ 


1901 . . 


. 3298,50 „ 


1896 . , 


, . 2146,50 „ 


1902 . . 


. 3375,— „ 
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Erhobene Beiträge: 



1891 


, . 12260,28 MV. 


1897 . 


. 12092,27 Mk. 


1892 


. 23590,87 „ 


1898 . 


. 148753,84 „ 


1893 


, . 40320,48 „ 


1899 . 


. 171136,64 „ 


1894 


. 57388,26 „ 


1900 . 


. 314100,14 „ 


1895 


. . 73477,11 „ 


1901 . 


. 350487,26 ., 


1896 


. . 94892,88 „ 


1902 . 


. 383658,78 „ 



Zur Vervollständigung des Zahlenbildes seien hier auch 
noch die: 

Ausgaben an Beitragsrückgewähr hinzugefugt: 



1891 . . 


62,62 Mk. 


1897 . . 


. 5269,89 Mk 


1892 . . 


205,81 „ 


1898 . . 


. 4949,93 „ 


1893 . . 


833,16 „ 


1899 . . 


. 5952,55 „ 


1894 . . 


. 1370,70 „ 


1900 . . 


. 6580,28 „ 


1896 . . 


. 2259,37 „ 


1901 . . 


. 6812,23 „ 


1896 . . 


. 3324,65 „ 


1902 . . 


. 7212,50 „ 



Die Leistungen der Kasse erstrecken sich zunächst auf 
die Gewährung eines Rentenzuschusses, der sogenannten Zu- 
satzrente. Sie stellt eine Ergänzung der gesetzlichen Rente 
dar, auf welche nach §§ 15 und 16 des Gesetzes ein Anspruch 
erhoben werden kann,*) wurde ursprünglich nach zehnjähriger 
und wird seit dem Jahre 1896 nach fünfjähriger Wartezeit 
an die folgenden Mitgliederkategorieen geleistet: 

a) an diejenigen Mitglieder, die einen gesetzlichen Anspruch 
auf Lavalidenrente haben*); 

b) an diejenigen Mitglieder, die wegen Dienstunfahigkeit 
entlassen werden, dann, wenn für sie die Invalidenrente 
von einer anderen zugelassenen Kasseneinrichtung oder 
einer Versicherungsanstalt festgesetzt worden ist und 
sie die Beiträge nicht zurückverlangt haben; 

c) an Beamte, soweit sie Ansprüche an die Kasse haben ^% 
für die Zeit einer über 26 Wochen andauernden Er- 
werbsunfähigkeit, auch wenn die Anwartschaft auf die 
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Invalidenrente erloschen ist oder aber wenn sie wegen 
dauernder Dienstunfähigkeit aus dem Dienste aus- 
scheiden ; 

d) an Altersrentenempfänger"), die statt der Invaliden- 
rente die höhere Altersrente beziehen; 

e) an Mitglieder, welchen nach Eintritt einer durch einen 
Unfall herbeigeführten Erwerbsunfähigkeit die Invaliden- 
rente deshalb nicht gewährt werden kann, weil die 
ünfallrente höher ist als die Invalidenrenten^*); 

f) an Mitglieder, die deshalb keine Rente erhalten, da 
diese nach § 48 des Gesetzes zu ruhen hat^*); 

g) an solche Personen, die nicht lediglich vorübergehend 
beschäftigt werden, die jedoch der Abteilung A nicht 
angehören und denen nach dem Gesetze eine Invaliden- 
rente nicht zuzusprechen wäre. ^*) 

Der Anspruch auf Zusatzrente bleibt auch den in § 37 
Abs. 3 Schlusssatz der Statuten ^^) genannten Personen, die 
bei dem Ausscheiden aus dem Dienste der Verwaltung bezw. 
aus der Mitgliedschaft bei der Abteilung B ihre Beiträge nicht 
zurückverlangt haben. 

üeber die Anträge auf Bewilligung von Zusatzrenten ^^) 
entscheidet der Kassenvorstand nach Anhörung der Dienstvor- 
stände. 

Die Höhe der Zusatzrente stuft sich nach der Anzahl der 
Mitgliedschaftsjahre ab und war ursprünglich folgende: 

in Lohnklasse: 

IL III. IV. V. VI. 
Mk. Mk. Mk. Mk. Mk. 
beilOjälir.Mitgldsch.(Minim.)30,— 45,— 60,- 72,— 84,— 
„ 35 „ „ (Max.) 80,40120—160,20192,-224,40 

Im Jahre 1897 trat dann auf Grund der vorgenommenen 
vefsicherungstechnischen Prüfung der Vermögenslage der Ab- 
teilung B eine Erhöhung des Rentenzuschusses um 30 7o ^^^ 
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welche auch auf die bis dahin bereits gewährten Rentenzu- 
schüsse ausgedehnt worden ist. Es betrug nunmehr die Zusatz- 
rente : 

in Lohnklasse: 
IL III. IV. V. VI. 
Mfc Mk. Mk. Mk. Mk. 
beiö— 10jähr.Mitglsch.(Min.) 39— 58,80 78,— 93,60109,20 
„ 35 „ „ (Max.) 105,— 156,— 208,80 249,60 292,20 

In Folge des am 1. Januar 1900 in Kraft getretenen neuen 
Invalidenversicherungsgesetzes wurden auch die Satzungen der 
Abteilung B mit Rücksicht auf eine abermalige Erweiterung 
und Erhöhung ihrer Leistungen umgearbeitet und der Berechnung 
der Zusatzrenten die Tafel ^®) (siehe nächste Seite 43) zu Grunde 
gelegt. 

Die Zahlung der Zusatzrente beginnt mit dem Zeitpunkte, 
von dem ab die Invalidenrente gezahlt wird oder zu zahlen 
wäre^'); sie erlischt mit Ablauf des Monats, in welchem der 
Berechtigte stirbt oder die Entziehung der Zusatzrente eintritt. 
Der Anspruch auf Zusatzrente ruht, solange die Empfangsbe- 
rechtigten anderweitige Unterstützungen ^®) im Jahresbetrage 
von mehr als dem siebeneinhalbfachen Grundbetrage der In- 
validenrente beziehen, in soweit, als diese Bezüge über den 
bezeichneten Betrag hinausgehen^®); sie ruht femer auch, so 
lange die Berechtigten eine die Dauer von einem Monat über- 
steigende Freiheitsstrafe verbüssen oder solange dieselben in 
einem Arbeitshause oder in einer Besserungsanstalt unterge- 
bracht sind^®). 

In den ursprünglichen Bestimmungen über die Zusatzrente 
war auch eine Ausnahmsrente ^^) vorgesehen. Diese kam zur 
Auszahlung, wenn die dauernde Erwerbsunfähigkeit Folge einer 
Krankheit, Verwundung oder sonstigen Beschädigung war, 
welche sich das Mitglied nachweislich bei einer dienstlichen 
Beschäftigung ohne eigenes Verschulden zugezogen hatte, und 
die für den Anspruch auf eine reichsgesetzliche Invalidenrente 
bestimmte Wartezeit noch nicht abgelaufen war. Sie wurde 
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Tafel tOr die Jahresheltriige der ZBsaMeB md des Witweigeldes. '*) 







autig 


vom 1. Januar lOOO zu 


Grande geleg^t 


• 


• 




CD 




Nach Zurückleg 


;ung der nebenbezeichneten 




Mitgliedscbaftsjahre bei der Abteilung B beträgt bei einem 









Jahresarbeitsverdienst 




2 S 




in L 


ohaklasse: 




1:^ 


















III 


IV 


V 


' 






II 




von mehr 


von mehr 


von mehr 


VI 


(D '^ 
TS 05 


bis 


zu 


als 
550 Mk. 


als 
850 Mk. 


als 
1150 Mk. 


von mehr 


7^ '^ 


550 Mk. 


bis 
860 Mk. 


bis 
1150 Mk. 


bis 
1460 Mk. 


CblO 

1450 Mk. 


> a 


die : 


ZUS£ 


itzrente 


das 


Witwengeld 




Mk. 


Pfg. 


Mk. 


Ptg. 


Mk. 


pfg. 


Mk. 


Pfg. 


Mk. 


Ptg. 


5 10 


51 




76 


20 


101 


40 


121 


80 


142 


20 


11 


54 


60 


81 


60 


108 


60 


130 


20 


151 


80 


12 


57 


60 


86 


40 


115 


20 


138 




161 


40 


13 


61 


20 


91 


80 


121 


80 


146 


40 


171 




14 


64 


80 


96 


60 


129 




154 


80 


180 


60 


15 


67 


80 


102 




135 


60 


162 


60 


189 


60 


16 


71 


40 


106 


80 


142 


20 


171 




199 


20 


17 


75 




112 


20 


149 


40 


178 


80 


208 


80 


18 


78 




117 




156 




187 


20 


218 


40 


19 


81 


60 


122 


40 


162 


60 


195 


60 


228 





20 


85 


20 


127 


20 


169 


80 


203 


40 


237 


60 


21 


88 


20 


132 


60 


176 


40 


211 


80 


247 


20 


22 


91 


80 


137 


40 


183 




119 


60 


256 


20 


23 


95 


40 


142 


80 


190 


20 


228 




265 


80 


24 


98 


40 


147 


60 


196 


80 


236 


40 


275 


40 


25 


102 




153 




203 


40 


244 


20 


285 




26 


105 


60 


157 


80 


210 


60 


252 


60 


294 


60 


27 


108 


60 


163 


20 


217 


20 


260 


40 


304 


20 


28 


112 


20 


168 




223 


80 


268 


80 


313 


80 


29 


115 


80 


173 


40 


231 




277 


20 


323 


40 


30 


118 


80 


178 


20 


237 


60 


285 




332 


40 


31 


122 


40 


183 


60 


244 


20 


293 


40 


342 




32 


126 




188 


40 


251 


40 


301 


20 


351 


60 


33 


129 




193 


80 


258 




309 


60 


361 


20 


34 


132 


60 


198 


60 


264 


60 


318 




370 


80 


35 


136 


20 


204 




271 


80 


325 


80 


380 


40 
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in der Weise bemessen, dass ein Betrag von HO Mk. zu Grande 
gelegt wurde und diesem Betrage eine Summe, welche der 
Steigerung der Invalidenrente während der Angehörigkeit des 
Mitglieds zur Abteilung A gleichkam und ausserdem der 
niedrigste Betrag des Rentenzuscbusses derjenigen Lobnklasse, 
in welcher zuletzt die Beiträge entrichtet worden waren, hin- 
zugerechnet wurde. Mit der Herabsetzung der Wartezeit von 
10 auf 5 Jahre im Jahre 1896 wurde auch diese Ausnahms- 
rente aufgehoben, da sich bei ihrer Anwendung nach den ge- 
machten Erfahrungen ein gleichmässiges Verfahren als nicht 
möglich erwies und daher eine Schädigung der Kassenmitglieder 
nicht ausgeschlossen war^^). 

Eine Entziehung und Wiedergewährung der Zusatzrente tritt 
gleichzeitig mit derjenigen der Invalidenrente ein. 

Das Witwengeld wird an die Witwen derjenigen Kassen- 
mitglieder ausgezahlt, welche bis zu ihrem Ableben der Ab- 
teilung B mindestens 5 Jahre lang angehört haben**); es 
kommt ferner unter der Voraussetzung, dass die Ehe schon 
zu der Zeit geschlossen war, in welcher die betreffenden An- 
gestellten Mitglieder der Abteilung B waren, zur Auszahlung 
an die Witwen ausgeschiedener Kassenmitglieder, denen auf 
ihren Antrag die Beiträge nicht zurückerstattet wurden; an 
die Witwen solcher Beamten, die bis zur Verleihung ihrer 
Beamteneigenschaft mindestens 5 Jahre lang der Abteilung B 
angehört haben ^*) und endlich an die Witwen der Empfänger 
von Zusatz- und von Altersrenten. 

Keinen Anspruch auf Witwengeld hat die Witwe, wenn 
die Ehe mit dem verstorbenen Mitglied innerhalb dreier Monate 
vor seinem Ableben geschlossen ist und die Eheschliessung 
erfolgt ist, um der Witwe den Bezug des Witwengeldes zu 
verschaffen **). 

unter denselben Voraussetzungen, unter denen das Witwen- 
geld zu gewähren ist, wird an die noch nicht 15 Jahre alten 
ehelichen Kinder von verstorbenen Mitgliedern und Renten- 
empfängern das Waisengeld gezahlt. 
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Die Höhe des Witwengeldes richtet sich nach den gleichen 
Grundsätzen und den gleichen Tarifen wie die Zusatzrente. 
Es wurde daher von den in den Jahren 1897 und 1900 ge- 
troffenen früher dargelegten Veränderungen in gleicher Weise 
wie die Zusatzrente betroffen. Seine Berechnung ist aus der 
obigen „Tafel für die Jahresbeträge der Zusatzrenten und des 
Witwengeldes'* ersichtlich. Falls sich die Witwe wieder ver- 
heiratet, so erhält sie eine Abfindung im dreifachen Jahres- 
betrage des Witwengeldes^^). 

Die Höhe des Waisengeldes beträgt für jedes Kind, dessen 
Mutter noch lebt und zum Bezug eines Witwengeldes be- 
rechtigt ist, ein Drittel des Witwengeldes ; für jedes Kind dessen 
Mutter nicht mehr lebt, oder zum Witwengeldbezug nicht be- 
rechtigt war, die Hälfte des Witwengeldes. Für die hinter- 
bliebenen Kinder zusammen, dürfen jedoch die Waisengelder, 
wenn daneben Witwengeld bezahlt wird, nicht mehr als das 
eineinhalbfache, und wenn daneben kein Witwengeld bezahlt 
wird, nicht mehr als das zweieinhalbfache des letzteren be- 
tragen. Andernfalls ist das Waisengeld für jedes Kind ver- 
hältnismässig zu kürzen und beim Ausscheiden eines empfangs- 
berechtigten Kindes für die üebrigen wieder zu erhöhen. 

Das Witwen- und Waisengeld wird durch den Kassen- 
vorstand ohne besonderen Antrag festgesetzt. Die Zahlung 
beginnt mit dem Todestag des Ehemannes oder Vaters^*) und 
endet bei der Witwe mit ihrer Wiederverheiratung oder ihrem 
Tode, und bei den Waisen mit Vollendung des 15. Lebensjahres 
oder ihrem Tode. 

Ein Ruhen der Ansprüche auf Witwen- imd Waisengeld 
trat ursprünglich schon in der Höhe der Bezüge auf Grund 
der Unfall- Versicherungs-, Unfall-Fürsorge-, Pensions- und anderer 
Gesetze ein. Diese Bestimmung wurde im Jahre 1896 für die 
Bezugsberechtigten insofern günstiger gestaltet ^"0, als das Witwen- 
geld einerseits und das Waisengeld andererseits je für sich 
nur noch insoweit ruht, als die diesen Bezügen je gegenüber- 
stehenden anderweitigen Bezüge (Unfallrente etc.) über den 
Betrag von 250 Mk. hinausgehen. 
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Das Sterbegeld*®) wurde ursprünglich im Betrage von 
50 Mk. nach zehnjähriger Mitgliedschaft ausgezahlt. Nach den 
neuesten Bestimmungen wird es in Höhe des 30 fachen Betrages 
des zuletzt der Berechnung der Krankenkassen-Beiträge zu 
Grund gelegten Tagesverdienstes, mindestens jedoch im Betrage 
von 75 Mk. gewährt, beim Tode des Empfangers einer Zusatz- 
rente, einer Altersrente oder beim Tode der Ehefrau eines 
Zusatz- oder Altersrentenempfängers*®), sofern sie einen An- 
spruch auf Witwengeld gehabt hätte und beim Tode der Witwe, 
für welche beim Ableben ihres Ehemannes ein Witwengeld 
aus der Abteilung B festgesetzt ist, auch dann, wenn dasselbe 
ruhte. Das Sterbegeld wird beim Tode der Ehefrau an den 
Ehemann, beim Tode des Ehemannes an die Ehefrau und beim 
Tode eines Witwers oder einer Witwe an denjenigen An- 
gehörigen ausbezahlt, der die Beerdigung besorgt^®). 

Die Zusatzrenten, Witwen- und Waisengelder werden in 
monatlichen Teilbeträgen im Voraus bezahlt, 

üeberblicken wir die zahlenmässige Entwicklung der Lei- 
stungen der Abteilung B, so ergiebt sich uns für die einzelnen 
Jahre das folgende Bild: 

Zahl der Empfänger von Zusatzrenten: 



1891 . . 




1897 . . 


. . . 14 


1892 . . 


. . . 1 


1898 . . 


. . 18 


1893 . . 


. . . 4 


1899 . . . 


. . 21 


1894 . . 


. . . 5 


1900 . . 


, . . 30 


1895 . . 


. . . 9 


1901 . . 


. . 65 


1896 . . 


... 10 


1902 . . . 


. . 111 




Ausgaben an 


Zusatzrenten 




1891 . . 


— ,— Mk. 


1897 . . 


. 695,37 Mk. 


1892 . . 


• 41,25 „ 


1898 . . 


. 1203,59 „ 


1893 . . 


. 290,71 „ 


1899 . . . 


1639,89 „ 


1894 . . 


. 263,57 „ 


1900 . . . 


, 3537,34 „ 


1895 . . 


. 362,70 „ 


1901 . . . 


6569,71 „ 


1896 . . 


. 572,32 „ 


1902 . . 


12647,30 „ 
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Zahl der Empfänger von Hinterbliebenenbezügen: 



1891 . 

1892 . 

1893 . 

1894 . 

1895 . 

1896 . 



2 

4 

12 

14 

24 



1897 
1898 
1899 
1900 
1901 
1902 



40 
51 
69 
87 
128 
229 



Ausgaben an Hinterbliebenenbezügen: 



1891 . . 


, Mk. 


1897 . 


, . 1424,68 Mk. 


1892 . 


. . 45,32 „ 


1898 . . 


. 2304,46 „ 


1893 . . 


. 123,96 „ 


1899 . , 


. 3176,23 „ 


1894 . 


. .. 344,12 „ 


1900 . 


. . 4742,90 „ 


1895 . 


. . 368,13 „ 


1901 . 


. 6949,97 „ 


1896 . . 


. . 670,45 „ 


1902 . 


. . 13772,61 „ 



1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 



Zahl der Empfänger von Sterbegeld 

1897 .... 

1898 .... 

1899 .... 

1900 .... 

1901 .... 

1902 .... 



1 
2 
5 
7 
6 



Ausgaben an Sterbegeld 



1891 . . 


, Mk. 


1897 . . 


75, Ml 


1892 . . 




1898 . . 


? ?? 


1893 . . 




1899 . . 


• 150, 


1894 . . 




1900 . . 


• 420,- „ 


1895 . . 


— , — „ 


1901 . . 


. 482,40 „ 


1896 . . 


• 125, 


1902 . . 


. 430,50 „ 
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Abfindungen: 



Zahl der Empfänger: 

1897 

1898 

1899 

1900 

1901 

1902 



1 


1897 


1 


1898 


3 


1899 


— 


1900 


2 


1901 


3 


1902 



Ausgaben : 

117,60 Mk. 

156,— 

499,20 

462,60 
964,80 



Die Einnahmen der Kasse setzen sich neben den Ein- 
nahmen aus den Eintrittsgeldern und aus erhobenen Beiträgen 
in der Hauptsache aus Zinsen und aus den regelmässigen Zu- 
wendungen an die Kassenabteilung B zur Vermehrung des 
Grundstockvermögens zusammen. 

Die Zinsen haben in den einzelnen Jahren die folgenden 
Summen ergeben: 

Einnahmen aus Zinsen: 



1891 


1140,01 Mk. 


1897 


. 24413,65 Mk. 


1892 . 


. 3857,28 „ 


1898 


. 30627,11 „ 


1893 


6589,39 „ 


1899 


. 38159,47 „ 


1894 


. 10132,22 „ 


1900 


. 53638,99 „ 


1895 


. 14191,50 „ 


1901 


. 69124,78 „ 


1896 


. 18933,82 ,. 


1902 


. 82208,15 „ 



Die regelmässigen Zuwendungen zur Vermehrung des 
Grundstockvermögens setzen sich ?nmächst zusammen aus den 
freien Erträgnissen des in staatlicher Verwaltung sich befind- 
lichen Vermögens der vormaligen ünterstützungskasse für niedere 
Eisenbahnbedienstete. Als Erträgnisse des Vermögens dieser 
Kasse sind eingekommen: 

1898 10884,47 Mk. 



1899 
1900 
1901 
1902 



10800,41 
11666,65 
13174,15 
12653,24 



?? 



9? 



^1 



1? 
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Dazu kommen die Erübrigungen an den zur Gewährung 
von Unterstützungen an nichtetatmässige Beamte, sowie an 
Arbeiter und Hinterbliebene solcher budgetmässig bewilligten 
Mittel : 



1892 


. 33461,63 Mk. 


1896 


. 27265,98 Mk. 


1893 


. 35294,88 „ 


1897 


. 21644,11 „ 


1894 . 


. 33573,78 „ 


1898 


. 10785,95 „ 


1895 


. 30949,50 „ 


1899 


. 11401,44 „ 



Nach dem von den beteiligten Ministerien genehmigten 
Nachtrag II der Satzungen der Arbeiterpensionskasse wurden 
vom 1. Januar 1898 an die bisher für beide Kassenabteilungen 
A und B von Seite der Eisenbahnverwaltung bestrittenen Ver- 
waltimgskosten , soweit sie die Kassenabteilung A betreffen, 
von dieser an die Staatseisenbahnverwaltung ersetzt und der 
Kassenabteilung B als besondere Zuwendung zugewiesen. Diese 
Bestimmung wurde nachträglich auch auf die Jahre 1891 bis 
1897 ausgedehnt und der auf diesen Zeitraum entfallende Be- 
trag von 104572 Mk. vereinnahmt Die weiteren Einnahmen 
waren im Jahre 1900: 17168Mk., 1901 18518 Mk. und 1902 
17 743 Mk. 

Im Jahre 1901 wurden noch 20000 Mk. von der Eisen- 
bahnverwaltung und 480 Mk. von der Salinenverwaltung als 
ausserordentlicher, im Budget eingeforderter Zuschuss für die 
Jahre 1900 — 1901 ; im Jahre 1902 als solcher Zuschuss 
50000 Mk. von der Eisenbahnverwaltung und 2400 Mk. von 
der Salinenverwaltung gewährt. 

Die Einzelheiten der Verwaltung der Abteilung B sind mehr 
von verwaltungstechnischen, als von sozialpolitischem Interesse. 
Zu bemerken ist nur, dass die Generalversammlung neben Mit- 
gliedern der arbeitgebenden Verwaltung auch aus Vertretern 
von Kassenmitgliedern besteht, welche auf zwei Jahre in ge- 
heimer Wahl gewählt werden. Auch im Vorstand sitzt neben 
den 5 gewählten Vorstandsmitgliedern der Krankenkasse, ein 
Mitglied, welches in der ordentlichen Generalversammlung von 
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den Vertretern der Kassenmitglieder auf die Dauer von drei 
Jahren in geheimer Wahl gewählt wird. 

Das Vermögen der beiden Kassenabteilungen A und B 
wurde bis 1899 bei der Grossh. Eisenbahnschuldentilgungskasse 
ausnahmslos als Buchsehuld angelegt und zu einem vom Finanz- 
ministerium bestinmitem Zinsfusse verzinst. 

Seit 1899 gewährt die Arbeiterpensionskasse hypo- 
thekarische Darlehen bis zu 60 bezw. 70^0 des pfandgericht- 
lichen Schätzungswertes an gemeinnützige Gesellschaften und 
Genossenschaften (60 7o)? sowie an Kassenmitglieder selbst 
(70®/^) zum Bau oder Kauf von Arbeiterwohngebäuden zu 
massigem Zinsfusse. 

Im Jahre 1900 wurden an 9 Mitglieder hypothekarische 
Darlehen im Gesammtbetrage von 26300 Mk., im Jahre 1901 
an 16 Kassenmitglieder im Gesammtbetrage von 52335 Mk. und 
an zwei Bauvereine im Gesammtbetrage von 125000 Mt, im 
Jahre 1902 an 12 Mitglieder im Gesammtbetrage von 34 200 
Mark gewährt. 

üeberblicken wir die Leistungen der Abteilung B im 
ganzen ^^), so können wir wohl sagen, dass sie sehr weit- 
gehende sind. Mit der Erhöhung der Zusatzrenten und des 
Witwengeldes seit Bestehen der Kasse um 70 ^/^ ist die Kasse 
unter sämmtlichen Eisenbahnarbeiterpensionskassen an erste 
Stelle getreten *^). Trotzdem wurde von den Mitgliedern sowohl 
in der Generalversammlung des Jahres 1901, als auch in der 
des Jahres 1902 eine weitere Erhöhung der Stufentafel für die 
Zusatzrenten und die Witwen- und Waisengelder um 50 7o 
und eine Heraufsetzung der Altersgrenze für die Bezüge an 
Waisengeld von 15 auf 18 Jahre verlangt. Diese Forderungen 
wurden damit begründet, dass die Einnahmen die Ausgaben 
ganz beträchtlich übersteigen und ja nicht einmal die Zinsen 
zur Bestreitung der Ausgaben erforderlich seien. Diese An- 
schauung ist aber, wie der Vorsitzende des Kassenvorstandes, 
Rechnungsrat Zimmermann, in seiner Denkschrift ausführt, eine 
irrige. Sie vergisst, dass sich die Kasse noch in einem an- 
fänglichen Entwicklungsstadium befindet, dass sie in Bezug auf 
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die dauernden Lasten noch nicht den Beharrungszustand er- 
reicht hat, d. h. denjenigen Zustand, wo dem Neuzugang an 
Empfangern von Zusatzrenten und Witwen- und Waisengeld 
ein gleichmässiger Abgang von solchen Rentenempfängern 
gegenübersteht. 

Bis zu diesem Beharrungszustand — Zimmermann nimmt 
an, dass er in za. 30 Jahren erreicht sein werde, — wird den 
im ganzen sich gleichbleibenden Einnahmen ein stetes Wachsen 
der Ausgaben gegenüberstehen, da ja die Kasse nicht ein- 
malige Kapitalszahlungen, sondern Renten, welche in jedem 
Jahre neu fällig werden, gewährt. Aus den oben angeführten 
Tabellen können wir ersehen, dass dieses beständige An- 
wachsen der Ausgaben tatsächlich eingetreten ist. Auch ein 
prozentuales Sinken der Ueberschüsse ist in letzter Zeit bereits 
zu konstatieren und wird aller Wahrscheinlichkeit nach auch 
andauern *^). 

Würde man von der Bildung eines Reservefonds absehen 
und durch die jährlichen Beiträge nur das aufbringen, was 
jährlich ausgegeben wird, dann könnten freilich, sogar bei viel 
niedrigeren Beitragssätzen, höhere Renten gezahlt werden. Da 
sich aber die Zahl der Rentenempfänger und damit der 
Rentenlasten stetig vermehrt, müssten später die Beiträge von 
Jahr zu Jahr erhöht werden und es hätten die Mitglieder, die 
erst in späteren Jahren invalid werden, am meisten zu zahlen 
und in der Hauptsache die Pensionen an frühzeitig invahd 
werdende Personen aufzubringen. Dieselbe Konsequenz würde 
auch das Kapitaldeckungsverfahren ^*) haben, da die Pensions- 
kasse keine festen, sondern solche Renten gewährt, die mit 
der Versicherungsdauer steigen. 

Bei den Eisenbahnarbeiterpensionskassen hat man nun, um 
diese Missstände zu beseitigen, das sogenannte Prämien-Durch- 
schnittsverfahren in Anwendung gebracht, bei welchem die 
Beiträge von Anfang an so bemessen sind, dass sie mit der 
zunehmenden Rentenlast nicht erhöht zu werden brauchen, 
sondern dass für jedes Mitglied die auf den Zeitpunkt seines 
Eintritts berechneten Kapitalwerte der zu erwartenden Beiträge 

4* 
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einerseits und der voraussichtlich zu leistenden Unterstützungen 
andererseits einander gleich sind. „Bei dem Prämiendurch- 
schnittsverfahren ist also nicht nur immer das ganze Kapital 
vorhanden, welches zur lebenslänglichen Zahlung der bewilligten 
Pensionen ausreicht, sondern es wird auch derjenige Betrag 
angesammelt, welcher erforderlich ist, um die Ansprüche auf 
die fortgesetzt steigenden Pensionen befriedigen zu können. 
Aus dem in den Entwicklungsjahren der Kasse sich erhebenden 
üeberschuss an Beiträgen und den zum Kapital zu schlagenden 
jährlichen Zinsen bildet sich also nach und nach ein Reserve- 
fond, der später genau so viel Zinsen abwirft, als nötig sind, 
um mit den im Beharrungszustand der Kasse nicht mehr aus- 
reichenden Beiträgen die jährlichen Leistungen der Kasse be- 
streiten zu können. Uebersteigt der Kapitalwert der Unter- 
stützungen den Kapitalwert der Beiträge, so sind gemäss § 55 
der Satzungen zur Wiederherstellung des Gleichgewichtes ent- 
weder die Leistungen zu ermässigen, oder die Beiträge zu er- 
höhen. Hieraus geht also hervor, dass die Ansammlung von 
Kapital bei der Abteilung B absolut notwendig ist und nicht 
ins Ungemessene geht, sondern festbegrenzt ist und sich nach 
streng technischen und zweifelsfreien Grundsätzen regelt." 
(Zimmermann.) 

Im Uebrigen kommen zu diesen dauernden Ausgaben noch 
die vorübergehenden: die einmaligen Sterbegeldbeträge und die 
sogenannten Krankenzusatzrenten ^*), die in ihrer Höhe nicht 
selten über die gezahlten Beiträge hinausgehen. 

Diesen Verhältnissen gegenüber, sowie auch aus ver- 
sicherungstechnischen Gründen^*) scheint es daher zur Zeit 
nicht möglich, eine Erhöhung der Leistungen eintreten zu lassen, 
wenn auch sogar von Seiten der Verwaltung nicht in Abrede 
gestellt wird, dass eine weitere Ausdehnung der Kassenleistungen 
in Einzelfällen wohl angebracht wäre, und dass in vielen Fällen 
die Bezüge aus der Pensionskasse unzureichend sind. Die 
Generaldirektion sucht in solchen Fällen, besonders wenn es 
sich um altverdiente Leute oder um deren Hinterbliebene 
handelt, in ausgiebiger Weise durch Zuwendung ständiger 
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Versorgungsgehalte aus Unterstützungsmitteln korrektiv einzu- 
greifen. Nach dem Stande vom 1. April 1903 sind in 79 Fällen 
(rund 24^0 aller Rentenempfänger) an Invalidenrenten bezw. 
Zusatzrentenempfänger und in 11 Fällen an Hinterbliebene 
von Kassenmitgliedern Versorgungsgehalte in der Höhe von 
100 — 560 Mk. bewilligt worden und es entfällt auf diese der 
Jahresbetrag von 22070 Mk., somit im Durchschnitt 245,22 
Mark auf den Einzelfall. Ausserdem sind in 108 Fällen ständige 
Unterstützungen im Jahresbetrage von 100 — 400 Mark auch 
an solche ehemalige Arbeiter und sonstige Bedienstete, die 
keine Bezüge aus der Pensionskasse beziehen, bezw. an deren 
Hinterbliebene gewährt und dafür eine Gesammtjahressumme 
von 17 290 Mk. (= 100,09 Mk. im Durchschnitt auf den Ein- 
zelfall) ausgeworfen worden. 

Sehen wir ims zum Schlüsse noch die zahlenmässige Ent- 
vricklimg des Vermögens der Abteilung B an, so ergiebt sich 
ims das folgende Bild: 

Gesammtvermögen und Vermögensvermehrung: 



Jahr 


Gesammtvermögen am 
Schlüsse des Jahres: 


Vermehrung im Jahre 


1891 


, Mk. 


— ,— Mk. 


1892 


147 509,28 „ 


87 267,59 „ 


1893 


241813,43 „ 


94304,15 „ 


1894 


355771,37 „ 


113957,94 „ 


1895 


485428,18 „ 


129 656,81 „ 


1896 


636 462,41 „ 


151034,23 „ 


1897 


809 275,65 „ 


172 813,24 „ 


1898 


1019976,42 „ 


210700,77 „ 


1899 


1 361 372,61 „ 


341396,14 „ 


1900 


1744 710,70 „ 


383 338,09 „ 


1901 


2196636,44 „ 


451925,74 „ 


1902 


2 711563,42 „ 


514926,98 „ 
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Rechnungsabschluss: 









Mehreinnah me 


Jahr 


Summe d. Einnahm. 


ab die Ausgaben: 


im Jahr 


1891 


62077,92 Mk. 


1836,23 Mk. 


60241,69 Mk. 


1892 


148 325,61 ., 


816,33 „ 


147509,28 „ 


1893 


243 592,11 „ 


1778,68 „ 


241813,43 „ 


1894 


358298,33 „ 


2526,96 „ 


355771,37 „ 


1895 


489 365,08 „ 


3936,90 „ 


485428,18 ,. 


1896 


644 776,31 „ 


8313,90 „ 


636462,41 „ 


1897 


182 828,33 „ 


9037,95 „ 


173790,38 ., 


1898 


219213,95 „ 


9490,32 „ 


209723,63 „ 


1899 


354428,99 „ 


13032,80 „ 


341396,19 ,. 


1900 


401917,17 „ 


18579,08 „ 


383338,09 ,. 


1901 


475819,09 „ 


23893,35 .. 


451925,74 „ 


1902 


552095,63 „ 


37168,65 „ 


514926,98 „ 



1^ 



III. Kapitel: 

Die TTnfallsfiirsorge. 

I. 

Auf die gesammten Betriebe der Staatseisenbahnen findet 
das Gewerbe-Ünfallversieherungsgesetz vom 6. Juli 1884 nebst 
dem Gesetz über die Abänderung des ünfallversicherungs- 
gesetzes vom 30. Juni 1900 Anwendung. Ausgeschlossen von 
diesem sind die im inneren Bureaudienst beschäftigten Per- 
sonen, alle Beamten und alle vertragsmässig angestellten Per- 
sonen, deren Jahreseinkonmien 3000 Mk. übersteigt. Nach 
§ 128 des Gesetzes gehört die Staatseisenbahnverwaltung 
keiner der 65 gewerblichen Berufsgenossenschaften des Reiches 
an, sondern trägt die Unfallversicherung selbst. ^) 
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Gegenstand der Versicherung ist der Ersatz des Sehadens, 
der durch Körperverletzung oder Tötung entsteht^). 

Im Falle der Verletzung werden als Schadenersatz vom 
Beginne der 14. Woche nach Eintritt des Unfalls an*), freie 
ärztliche Behandlung, Arznei, Heilmittel und etwa zur Erleich- 
terung der Folgen der Verletzung erforderliche Hilfsmittel ge- 
währt*). Ausserdem erhält man für die Dauer der Erwerbs- 
unfähigkeit eine Rente, die bei völliger Erwerbsunfähigkeit 
zwei Drittel des Jahresarbeitsverdienstes beträgt*). Ist der 
Verletzte aber infolge des Unfalles derart hilfslos geworden, 
dass er ohne fremde Pflege nicht bestehen kann, so ist die 
Rente bis zu 100 ^/^ des Jahreseinkommens zu erhöhen®). 

Der Berechnung der Rente wird der Verdienst des letzten 
Jahres zu Grunde gelegt, wobei der 1500 Mark übersteigende 
Betrag nur mit einem Drittel in Anrechnung kommt. 

Bis zum Beginn der 14. Woche hat die Krankenkasse für 
den Verletzten zu sorgen; das Krankengeld wird vom Beginn 
der fünften Woche an auf zwei Drittel des Arbeitsverdienstes 
erhöht. Dadurch, dass die Betriebskrankenkasse zwei Drittel 
gibt, werden die Verrechnungen von Unfallsentschädigungen 
bedeutend vereinfacht. Auch nach der 13. Woche bleibt der 
Verletzte in der Eisenbahnbetriebskrankenkasse; die Kosten 
werden dieser von der Verwaltung ersetzt "O. 

Im Falle der Tötung ist als Schadenersatz ausserdem ein 
Sterbegeld in der Höhe des 15. Teiles des Jahresarbeitsver- 
dienstes, mindestens aber im Betrage von 50 Mk. zu zahlen ®). 
Die Hinterbliebenen erhalten eine Rente, die aber 60^0 des 
Jahreseinkommens nicht übersteigen darf®). 

Heiratet die Witwe eines Verunglückten, so erhält sie 
60% als Abfindung 10). 

Statt einer Rente kann dem Verletzten auch freie Kur 
und Verpflegung in einer Heilanstalt oder Aufnahme in einem 
Invalidenhaus gewährt werden i^). 

Träger der Versicherung sind die Berufsgenossenschaften, 
die Arbeiter haben zu der Versicherung nichts beizusteuern ^^), 
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Tritt ein Bundesstaat — wie hier Baden — an Stelle der 
Berufsgenossensehaft, so werden die Befugnisse, die sonst der 
Genossenschaftsversammlung und dem Vorstande der Genossen- 
schaft zustehen, von einer Ausführimgsbehörde — in unserem 
Falle von der Generaldirektion — wahrgenommen. Die General- 
direktion geht in der Abschätzung der Erwerbsunfähigkeit und 
bei der Bemessung der Höhe der Rente sehr human vor; sie 
gewährt ausserdem in Fällen der Bedürftigkeit besondere 
Unterstützungen aus den zu diesem Zwecke im Staatshaus- 
halte vorgesehenen Mitteln und sucht verunglückte Arbeiter 
nach Möglichkeit im Dienste der Verwaltung wieder zu be- 
schäftigen ^*). 

Einen genaueren Nachweis über die zahlenmässige Ent- 
wicklung der Durchführung der Ünfallsversicherungs-Gesetze 
finden wir auf Veranlassung des Reichseisenbahnamtes erst 
seit dem Jahre 1897 in den Jahresberichten der deutschen 
Eisenbahnverwaltungen. Wenn wir die Zahlen seit diesem 
Jahre betrachten, so bietet sich uns das folgende Bild: 

Die durchschnittliche Anzahl der gegen Unfall ver- 
sicherten Bediensteten und Arbeiter betrug: 



1897 . . 


. 12446 


1900 . . 


, . 16274 


1898 


. . 12998 


1901 


. . 17986 


1899 


. . 14551 


1902 


. . 18123 



Die Anzahl der verunglückten Personen, an 
die oder an deren Hinterbliebene in dem betreffenden Jahre 
Zahlungen geleistet wurden, war, einschliesslich der aus dem 
Voqahre übernommenen Fälle: 

Im Ganzen sind getötet: 



1897 


. . 128 


1900 


. . 187 


1898 . 


. . 141 


1901 


. . 206 


1899 


. . 176 


1902 


. . 207 
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Im Ganzen sind verletzt: 



1897 
1898 
1899 



348 


1900 


. . 430 


386 


1901 


. . 521 


401 


1902 . 


. . 549 



Im Berichtsjahr sind abgegangen: getötet: 



1897 ... 6 


1900 ... 18 


1898 ... 3 


1901 . . . 


1899 ... 16 


1902 . . . 


Im Berichtsjahr sind 


abgegangen: verletzt: 


1897 ... 21 


1900 ... 14 


1898 ... 32 


1901 . . . 


1899 ... 25 


1902 . . . 


Im Berichtsjahr sind 


zugegangen: getötet: 


1897 ... 19 


1900 ... 29 


1898 ... 20 


1901 ... 10 


1899 ... 40 


1902 ... 13 


Im Berichtsjahr sind 


zugegangen: verletzt: 


1897 ... 67 


1900 ... 43 


1898 ... 59 


1901 ... 22 


1899 ... 46 


1902 ... 53 


An ünfallrenten 


wurden gewährt: 


1897 . . 124423,65 Mk. 


1900 . . 160550, m 


1898 . . 134215,70 „ 


1901 . . 179627, 


1899 . . 146594, 


1902 . . 189541, 


Die Kosten des Heilv 


erfahrens betrugen: 


1897 . . 8547,89 Mk. 


1900 . . 7578, Mk 


1898 . . 9436,85 „ 


1901 . . 14499, 


1899 . . 12884, 


1902 . . 14122, 



— 58 — 



Die Kosten der Beerdigung stellten sich: 



1897 
1898 
1899 



1032,28 Mk. 

995,94 „ 

2059,— ., 



1900 
1901 
1902 



1781,— Mk. 
2554,— ., 
1567,— „ 



Der Gesammtbetrag der Zahlungen war: 



1897 
1898 
1899 



. 134003,82 Mk. 
. 144648,49 „ 
. 161537,— „ 



1900 
1901 
1902 



. 169909,— Mk. 
. 196680,— „ 
. 205230.— „ 



Dazukamen die Verwaltungs-Kosten (Kostender 
ünfallsuntersuchung und Schiedsgerichtskosten): 



1897 
1898 
1899 



673,62 Mk. 
623,45 ,. 
1222,- „ 



1900 
1901 
1902 



1266,— Mk. 
1480,- „ 
1913,- „ 



so dass sich der Gesammtbetrag der Aufwendungen belief auf: 



1897 
1898 
1899 



. 134677,44 Mk 
. 145271,94 „ 
. 162759,— ,. 



1900 
1901 
1902 



. 171175,— Mk. 
. 198160,— „ 
. 207143.— ,. 



II. 

Die Massnahmen, welche die Eisenbahnverwaltung ge- 
troffen hat, um den gesetzlichen Schutz bei Unfällen zu er- 
gänzen, sind im wesentlichen prophylaktischer Art. In der 
Dienstanweisung für die ständigen Arbeiter des Betriebsdienstes 
und in der Arbeitsordnung für die Werkstätten der Staats- 
eisenbahnen wird auf das Gefährliche des Eisenbahndienstes 
aufmerksam und grösste Gewissenhaftigkeit in dieser Beziehung 
zur Pflicht gemacht. So wird den ständigen Arbeitern des 
Betriebsdienstes verboten, ohne dienstlichen Auftrag zwischen 
den Schienen eines Gleises zu gehen, unter einem stillstehenden 
Zug durchzuschlüpfen oder einen solchen zu übersteigen. 
Femer wird genau vorgeschrieben, wie die Wagenkuppel ein- 
und auszuhängen ist, wie die Drehscheiben und Schiebebühnen 
zu bedienen sind, wie der Tender an die Lokomotive anzu- 
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kuppeln, Lasten zu heben oder schwere Gegenstände zu ver- 
laden sind. Beim Einschieben von Wagen sich auf die Tritte 
zu stellen, auf den Aufsteigtritten der mit Schlepptender ver- 
sehenen Lokomotive zu stehen, sich unter einer schwebenden 
Last aufzuhalten, oder Langeisen und Schienen auf den Schul- 
tern zu tragen, ist ebenfalls nicht erlaubt^). Ausserordentlich 
weitgehend sind auch die ünfallverhütungsvorschriften für die 
Werkstättenarbeiter*). Diese haben besonders auf Feuer und 
Licht oder auf feuergefährliche Gegenstände zu achten und 
dürfen in den Werkstätten nicht rauchen, auch sollen sie eng 
anliegende Arbeitskleider und kein schlechtes Schuhwerk 
tragen *). Bei Arbeiten, bei welchen durch abspringende Teile 
des Arbeitsstückes eine Verietzung der Augen eintreten kann, 
haben die Arbeiter vom Vorstand Schutzbrillen zu verfangen*). 
Arbeiter, die nicht schwindelfrei sind, dürfen keine Arbeiten 
auf Geriisten oder ähnlichen hochgelegenen freien Standorten 
vornehmen. Auch für die Benützung von Gas-, Petroleum- 
oder Teerbehältem ist die grösste Vorsicht vorgeschrieben. 
Genaue Vorschriften bestehen für das Verschieben und die 
Bewegung von Fahrzeugen*), für das Heben von Wagen und 
schweren Lasten, für die Benützung der Last- und Wagen- 
krahne, für das Tragen schwerer Lasten, den Gebrauch von 
Leitern und Riemen, und für die Arbeit an den Triebwerken 
und elektrischen Anlagen. 

Schliesslich können auch die Vorschriften über den Genuss 
alkoholischer Getränke, auf die noch näher einzugehen ist, als 
Massnahmen zur Verhütung von Unfällen angesehen werden. 




II. Teil. 



Arbelteroohlfohrtspflese. 
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Torisrort. 

Um die im Folgenden geschilderten Massnahmen verstehen 
und würdigen zu können, welche die Eisenbahnverwaltung 
getroffen hat, um das persönliche Wohl ihrer Arbeiter zu 
heben und ihre ganze Lebenshaltung günstiger zu gestalten, 
scheint es nicht unangebracht, vorher einen kurzen Blick auf 
die Einkommen-Verhältnisse der Eisenbahner überhaupt zu 
werfen.^) Der Dienst dieser Leute ist im allgemeinen ein 
schwerer und verantwortungsvoller; er verlangt vor allem 
Leistungsfähigkeit und Berufsfireudigkeit, die aber nur durch 
eine sichere materielle Lage garantiert sind. Ein ausreichen- 
des und zugleich zuverlässiges Bild der wirtschaftlichen Lage 
dieser Arbeiter besitzen wir leider nicht. Denn die Enqußte, 
die der „Verband badischer Eisenbahnbediensteter" im Jahre 
1900 veranstaltet hat, ist zwar sehr umfassend; die Berich- 
tigungen jedoch, die sie erfahren hat, rechtfertigen wohl den 
Vorwurf der ihr von Seite der Regierung gemacht wurde, dass 
sie auf lückenhafter Erhebungsweise und unkontrollierbeuren 
Aeusserungen Einzelner beruhe und daher eine grössere Anzahl 
von Lrrtümern und Unrichtigkeiten enthalte. 

Legen wir die Ergebnisse dieser Enquete zugleich mit der 
Korrektur, die sie erfahren hat, unseren Ausführungen zu Grunde, 
so sehen wir, dass zunächst die Streckenarbeiter, denen die 
Instandhaltung des Bahndammes und der Geleiseanlagen ob- 
liegt, einen Tagelohn beziehen, der zwischen 2, — Mk. und 
3,65 Mk. schwankt und im Durchschnitt 2,51 Mk. beträgt. 
Es fallen allerdings für diese Arbeiter nicht blos alle Sonn- 
und Feiertage, sondern auch die Regentage und Hauptwinter- 
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monate weg; aus diesem Umstände jedoch abzuleiten, dass 
der Streckenarbeiter nur 250 Arbeitstage und daher ein Durch- 
schnittseinkommen von 627,50 Mk. im Jahre hat, ist deshalb 
nicht ganz zutreffend, weil diese Arbeiter zumeist im Neben- 
beruf noch Landwirtschaft treiben, oder im Winter von der 
Verwaltung auf andere Art beschäftigt werden. Eingehende 
Erhebungen, welche vor einigen Jahren darüber angestellt 
worden sind, haben einen durchschnittlichen Ausfall an Arbeits- 
tagen von nur 14,86 7o örgeben. 

Die Ablöser, die zumeist später als Bahn- oder Weichen- 
wärter angestellt werden, beziehen einen Lohn, der zwischen 
2,40 Mk. und 3,20 Mk. schwankt und im Durchschnitt 2,72 Mk. 
beträgt. Ihr Einkommen erhöht sich dadurch, dass der Lohn 
für Nachtdienst, den sie häufig zu verrichten haben, hinzukommt 
Die Rangierer haben die Züge zur Abfahrt zusammenzustellen 
und die Wagen zu verteilen. Ihre Arbeit ist ausserordentlich 
gefährlich und bedarf grösster Umsicht. Ihr Tagelohn bewegt 
sich zwischen 2,40 Mk. und 4 Mk. und beträgt im Durch- 
schnitt 2,96 Mk. 

Die Löhne der Bremser sind in den letzten Jahren erheb- 
lich aufgebessert worden; sie schwanken zwischen 2,10 Mk. 
und 2,90 Mk. Ihr Einkommen ist im übrigen schwankend, da 
es sich aus dem Taglohn und den Fahrgebühren zusammen- 
setzt; nach einer im Mai 1899 aus den Lohnlisten aufgestellten 
Nachweisung betrug es monatlich 110 Mk. bis 130 Mk. Der 
Taglohn der Güterarbeiter schwankt zwischen 2,40 Mk. und 
4 Mk., der der Gepäckarbeiter zwischen 2,20 Mk. und 3,10 Mk. 
Die Bureaudiener und Pförtner erhalten im Tagesdurchschnitt 
2,75 Mk., die Magazinarbeiter 2,40 bis 3 Mk., im Akkord 3,50 
bis 4 Mk. Die Maschinenhausarbeiter beziehen 2,40 Mk. bis 
3,50 Mk. täglich und an Fahrgebühren ausserdem 3 bis 13 Mk. 
Denselben Tagelohn erhalten auch die Wagenrapporteure. Die 
Hilfswagenwärter haben ein Tageseinkommen von 2,50 bis 
2,80 Mk. und 16 bis 30 Mk. monatliche Fahrgebühren; die 
Wagenreiniger verdienen 2,30 bis 2,70 Mk. täglich; der Tage- 
lohn der Stationsarbeiter beträgt im Durchschnitt 2,60 Mk. 
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Die Werkstättenarbeiter sind gelernte Arbeiter — meist 
Schlosser, Schmiede, Schreiner, Maschinenarbeiter; oft auch 
Tapezierer, Glaser und Anstreicher — und bilden sozusagen 
die Elite der Eisenbahnarbeiterschaft. Die Lohnsätze regeln 
sich bei ihnen im allgemeinen nach den ortsüblichen insbe- 
sondere nach den in verwandten ortsansässigen Betrieben der 
Privatindustrie gewährten Löhnen. Schon im Jahre 1898 betrug 
der Durchschnittstagelohn 3,82 Mk. ; er wird bedeutend erhöht 
durch Akkordarbeit und üeberstunden, welche grundsätzlich 
in allen Werkstätten mit einem Zuschlag von 50 ^1^ zu den 
normalen Tagelohnsätzen bezahlt werden. 

Im allgemeinen schliesst sich die Höhe der Löhne dem 
ortsüblichen Lohne an. Freilich liegt es in der Natur des 
Staatsbetriebes, dass er der augenblicklichen Marktlage mit 
seinen Löhnen nicht in dem Masse, wie die Privatindustrie 
folgen kann. In Zeiten guten Geschäftsganges kann er daher 
den Arbeiter nicht immer in den Genuss der höchsten für ihn 
in der Privatindustrie überhaupt erreichbaren Löhne gelangen 
lassen. Da er aber andererseits der Privatindustrie auch darin 
nicht folgt, dass er in Zeiten schlechteren Geschäftes die Löhne 
herabsetzt, oder in grösserem Masse Kündigungen vornimmt, 
so sichert er dadurch dem Arbeiter den ruhigen und dauernden 
Genuss seines Einkommens und festigt so im ganzen dessen 
wirtschaftliche Lage. 

Das Jahreseinkommen der badischen Eisenbahnarbeiter 
bewegt sich im allgemeinen zwischen 627 Mk. und 1080 Mk. 
Die Durchschnittszahl von 940 Mk. ist für die Betrachtung 
der wirklichen Verhältnisse insofern von geringer Bedeutung, 
als ja die Löhne mit dem Dienstalter steigen und sich vor 
allem für die verheirateten Arbeiter in der Regel über diesem 
Durchschnitt halten. Stellen wir diesen Zahlen einmal das 
Ausgabebudget einer Familie mit drei unerwachsenen Kindern, 
wie es sich für die Stadt und für das Land stellt gegenüber, 
so ergibt sich uns das folgende Bild:^) 
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Äusgabebudget für die Stadt: 

Wohnung, monatlich 17 Mk. = 204, — Mk. jährlich 

Frühstück, täglich 35 Pfg. = 127,75 „ 

Mittagessen, täglich 1 Mk. = 365, — ,. 

Abendessen, „ 50 Pfg. = 182,50 

Brot und Vesper, tägl. 40 Pfg. = 146,— „ 

Kleidung, Schuhe, Wäsche = 50, — „ 

Holz und Licht = 50, — 

Sonstige unberechenb. Ausl. = 50,— 



15 



51 l' 



5^ 



*5 r5 

5' 5J 



Zusammen: 1175,25 Mk. 



Ausgaben für das Land: 

Wohnung, monatlich 7 Mk. = 84, — Mk. jährlich 

Frühstück, täglich 25 Pfg. = 91,25 

Mittagessen, „ 70 Pfg. = 255,50 

Abendessen, „ 40 Pfg. = 146, — 

Brot und Vesper, tägl. 30 Pfg. = 107,50 „ 

Kleider, Schuhe etc. -= 50, — ,. 

Holz und Licht = 40, — ,, 

Sonstiges = 50, — „ 



)- 5? 

5» 



55 
55 

5' 



Zusammen: 824,25 Mk. 



Runden wir dieses keineswegs zu hoch gegriffene, — wenn 
auch immerhin nur für einen Teil der Arbeiterschaft geltende 
— Budget, für die Stadt auf 1200 Mk. und für das Land auf 
850 Mk. ab, so ergiebt sich uns, dass die Einkommensver- 
hältnisse der badischen Eisenbahnarbeiter zwar nicht als schlecht 
bezeichnet werden können, dass es aber eine notwendige Pflicht 
der Verwaltung ist, durch Wohlfahrtseinrichtungen die Lebens- 
haltung der Arbeiter zu heben. 

Wie weit die Eisenbahnverwaltung in der Erfüllung dieser 
Pflicht geht, soll im Folgenden gezeigt werden. 
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L Kapitel: 

Die persönliclie Behandlung 

der Arbeiter. 

I. 

Damit die Eisenbahnverwaltung überhaupt einen Einblick 
in das Leben ihrer Arbeiter erhalte, ihre Bedürfnisse und 
Wünsche kennen lerne, um da wo es not tut, bessernd ein- 
zugreifen, ist es zunächst notwendig, dass sie ein Organ schaffe, 
welches den Verkehr zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
vermittelt. Als ein solches Organ haben sich bei den ver- 
schiedensten grösseren Unternehmungen die Arbeiterausschüsse 
erwiesen. Schmoller, der dieser „natürlichsten, naheliegendsten 
und einfachsten Art der Verhandlung zwischen Unternehmer 
und Arbeiter" eine geradezu durchschlagende Bedeutung bei- 
misst, führt darüber aus^): „In jedem grösseren Werke, in 
welchem durch die Zahl der Leute der direkt persönliche Ver- 
kehr und der Meinungsaustausch zwischen Unternehmer und 
Arbeiter aufhört, muss eine Vertretung der Arbeiter, ein Aus- 
schuss derselben, ein Aeltesten-Kollegium geschaffen werden, 
das einmal im Monat mit dem Unternehmer und seinen Be- 
amten in einer Abendstunde um einen Tisch herum sich zu- 
sammensetzt, um über das gegenseitige Verhältnis in den 
Formen moderner Höflichkeit und mit Freimut sich auszu- 
sprechen" 

Solche Arbeiterausschüsse bestehen in Deutschland seit 
ungefähr 40 Jahren vielfach und haben durch ihr fruchtbares 
Wirken viel dazu beigetragen, das Misstrauen gegen die Wohl- 
fahrtseinrichtungen zu beseitigen. Die badische Eisenbahn- 
verwaltung hat einen solchen Arbeiterausschuss zuerst 1899 
für Mannheim^) geschaffen, „um den betreffenden Arbeitern 
Gelegenheit zu geben, die Dienstbehörden über ihre Wünsche 
und Anliegen durch gewählte Vertreter zu unterrichten und 
um andererseits die Verwaltung in den Stand zu setzen, die 

5* 
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Arbeiter über die sie betreffenden dienstlichen Angelegenheiten 
allgemeiner Art zu hören." Nachdem sich dieser Arbeiteraus- 
schuss gut bewährt hat, sind dann im Jahre 1901 auch in 
Heidelberg, Karlsruhe, Offenburg, Freiburg, Basel und Konstanz 
solche Arbeiterausschüsse errichtet worden'). 

Ein Arbeiterausschuss *) wird für die Arbeiter des Stations- 
und Rangier-, des Güter-, des Fahr-, des Bahnunterhaltungs- 
und des Magazindienstes gebildet. Die Arbeiter dieser vier 
Gruppen wählen nun je einen Vertreter, so dass der Ausschuss 
aus vier Vertretern besteht. Wahlberechtigt sind alle, wenig- 
stens 21 Jahre alten Arbeiter, welche die Voraussetzungen für 
die Mitgliedschaft bei der Abteilung B der Arbeiterpensions- 
kasse erfüllt haben und sich im Vollbesitze der bürgerlichen 
Ehrenrechte befinden. Wählbar sind solche in dem betreffen- 
den Dienstzweige beschäftigten Arbeiter, welche das 30. Lebens- 
jahr zurückgelegt haben, im Dienste der Verwaltung beschäftigt 
sind und sich im Vollbesitze der bürgerlichen Ehrenrechte be- 
finden. Die Wahl geschieht geheim durch Abgabe von Stimm- 
zetteln und erfolgt auf drei Jahre. Für jedes Ausschussmitglied 
ist ein Ersatzmann zu wählen. 

Der Arbeiterausschuss hat die Aufgabe, auf Verlangen der 
vorgesetzten Behörde über allgemeine Angelegenheiten, ins- 
besondere über Einrichtungen und Vorschriften zur Verhütung 
von Unfällen, sowie über Einrichtungen zum Wohle der Arbeiter 
und ihrer Angehörigen ihr Gutachten abzugeben und hat ferner 
Wünsche und Beschwerden, welche die Arbeiter ihres Dienst- 
zweiges oder einzelne Gruppen im Ganzen berühren, bei der 
vorgesetzten Behörde vorzubringen und zu begutachten. Die 
Verhandlungen finden nach Bedürfnis, mindestens aber einmal 
im Jahre unter Vorsitz des Betriebsinspektors oder seiner Stell- 
vertreter statt. 

IL 

In der Arbeitsordnung und der Dienstanweisung, in der 
das Verhältnis der gegenseitigen Rechten und Pflichten der 
Verwaltung und der Arbeiter geregelt ist, finden wir neben 
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den bereits früher erwähnten Vorschriften zur Verhütung von 
Unfällen^) und den später noch zu erwähnenden Verboten 
eines übermässigen Alkoholgenusses ^), vor allem in Bezug auf 
die Dienst- und Ruhezeit, sowie auf die Löhnung, Bestimmungen, 
welche den Charakter von Wohlfahrtseinrichtungen an sich 
tragen. 

Die tägliche Arbeitszeit ^) ist der ganzen Natur des Eisen- 
bahnbetriebs gemäss bei den verschiedenen Arbeiterkategorien 
eine verschiedene; sie bewegt sich im allgemeinen zwischen 
8 und 12 Stunden täglich. Dazu kommt aber, dass bei den 
meisten Gruppen der Nachtdienst unvermeidlich ist, der sich 
bei den Ablösem, Rangierern und Bremsern, Güterarbeitern, 
Bureaudienern und Pförtnern bis zu 15 mal und bei den Gepäck- 
arbeitern sogar bis zu 17 mal im Monat findet. Sonn- und 
Feiertage sucht die Verwaltung nach Möglichkeit den Arbeitern 
freizugeben, doch gebietet auch hier die Natur des Betriebes 
häufige Ausnahmen. Im ganzen sind die Verhältnisse in dieser 
Beziehung wesentlich besser geworden, seit auf Anregung des 
Reichseisenbahnamtes im Jahre 1898 gemeinsame Bestimmungen 
über die planmässige Dienst- und Ruhezeit vereinbart worden 
sind und bei den badischen Bahnen alsbald in Angriff genommen 
wurden, üeber die tatsächliche Durchführung dieser Bestimm- 
ungen ergeben sich uns, wenn wir, um ein vollständiges Bild 
zu erhalten, das gesamte Personal mit einbeziehen, für die 
einzelnen Jahre die folgenden Nachweisungen *) : 



Anzahl der Beamten u. s. w. 





1898 


1899 


1900 


1901 


1902 


1. Bahnwärter . . 


1199 


1053 


1014 


1059 


1083 


2. Weichenwärter 


1197 


1190 


1278 


1368 


1328 


3. Stationsbeamte . . 


548 


594 


626 


668 


744 


4. Telegraphenbeamte 


52 


57 


72 


73 


74 


5. Stationsmeister 


114 


136 


152 


138 


139 


6. Wagenrevidenten . 


61 


51 


56 


57 


58 


(Jebertrag 


3171 


3081 


3198 


3363 


3426 
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1898 


1899 


1900 


1901 


1902 


Uebertrag 


3171 


3081 


3168 


3363 


3426 


7. Pförtner .... 


109 


111 


119 


138 


148 


8. Zugbegleit.-Pers. . 


1851 


2097 


2274 


2481 


2454 


9. Lokomotivpersonal 


1507 


1705 


1893 


2128 


2129 


10. Abfertigungs- und 












Expedit-Personal . 


888 


904 


981 


1047 


1049 


11. Werkst u.Magaz.-P. 


450 


495 


550 


588 


583 


12. Bahnhofarbeiter 


1512 


1663 


1976 


2155 


2115 


13. Güterbodenarbeiter 


878 


889 


988 


1046 


1038 


14. Sonstige Arbeiter . 


434 


481 


449 


492 


518 


15. Kanzleipersonal 


148 


155 


194 


214 


201 


Zusammen 


10948 


11581 


12622 


13652 


13661 



Gesammtzahl der Dienstbefreiungen von minde- 
stens 1 8stündiger Dauer im Laufe eines Kalender - 

monats. 





1898 


1899 


1900 


1901 


1902 


1. Bahnwärter . . 


2626 


2105 


2671 


2662 


2964 


2. Weichenwärter . . 


2517 


2501 


3144 


3311 


3076 


3. Stationsbeamten . 


1826 


2054 


2148 


2566 


2918 


4. Telegraphenbeamte 


229 


294 


446 


423 


423 


5. Stationsmeister . . 


513 


598 


784 


692 


672 


6. Wagenrevidenten . 


206 


146 


114 


192 


177 


7. Pförtner .... 


260 


269 


294 


326 


346 


8. Zugbegleit.-Pers. . 


7276 


8268 


8096 


8365 


9456 


9. Lokomotivpersonal 


6931 


8593 


8384 


11872 


10869 


10. Abfertigungs- und 












Expedit-Personal . 


3737 


3784 


4158 


4350 


4279 


11. Werkst. u.Magaz.-P. 


1676 


1670 


1643 


1812 


1832 


12. Bahnhofarbeiter . 


3830 


4272 


5210 


6127 


6399 


13. Güterbodenarbeiter 


2973 


3129 


3356 


3514 


3459 


14. Sonstige Arbeiter . 


812 


857 


703 


806 


1049 


15. Kanzleipersonal 


469 


472 


567 


627 


577 


Zusammen 


35871 


39012 


41718 


47645 


48496 
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Von diesen Dienstbefreiungen entfallen auf 

Sonntage: 





1898 


1899 


1900 


1901 


1902 


1. Bahnwärter . . . 


845 


362 


695 


722 


904 


2. Weichenwärter 


1084 


1215 


1632 


1528 


1291 


3. Stationsbeamte 


674 


796 


835 


851 


1011 


4. Telegraphenbeamte 


42 


80 


101 


109 


102 


5. Stationsmeister 


238 


306 


314 


322 


302 


6. Wagenrevidenten . 


103 


89 


84 


104 


105 


7. Pförtner .... 


182 


189 


198 


211 


243 


8. Zugbegleit.-Pers. . 


3724 


4246 


4122 


4489 


4450 


9. Lokomotivpersonal 


2850 


3312 


3584 


4014 


3955 


10. Abfertigungs- und 












Expedit.-Personal . 


1870 


1958 


2251 


2491 


2477 


11. Werkst u.Magaz.-P. 


1596 


1580 


1555 


1805 


1826 


12. Bahnhofarbeiter 


2938 


3303 


4244 


4777 


4172 


13. Güterbodenarbeiter 


2875 


2998 


3211 


3398 


3364 


14. Sonstige Arbeiter . 


715 


746 


703 


806 


971 


15. Kanzleipersonal 


458 


464 


567 


627 


575 


Zusammen 


20194 


21644 


24096 


26254 


25748 



Von den in der ersten Tabelle genannten Beamten 
u. s. w. erhalten monatlich ^/^ Ruhetag (mindestens 
18 Stunden zusammenhängende dienstfreie Zeit 





1898 


1899 


1900 


1901 


1902 


1. Bahnwärter . . . 

2. Weichenwärter • 

3. Stationsbeamte . . 

4. Telegraphenbeamte 

5. Stationsmeister . . 

6. Wagenrevidenten . 

7. Pförtner .... 

8. Zugbegleit.-Pers. . 


3 
13 

83 


22 

4 

9 








Uebertrag 


99 


35 
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1898 


1899 


1900 


1901 


1902 


üebertrag 
9. Lokomotivpersonal 

10. Abfertigungs- und 
Expedit.-Personal . 

11. Werkst. u.Magaz.-P. 

12. Bahnhofarbeiter . 

13. Güterbodenarbeiter 

14. Sonstige Arbeiter . 

15. Kanzleipersonal 


99 
114 

3 

2 
55 

7 


35 
12 

2 

10 
5 

2 




— 


1 


Zusammen: 


280 


66 









Von den in der ersten Tabelle genannten Beamten 
u. s. w. erhalten monatlich einen Ruhetag: 





1898 


1899 


1900 


1901 


1902 


1. Bahnwärter . . . 


47 


37 


45 


46 


54 


2. Weichenwärter . . 


116 


116 


58 


19 


21 


3. Stationsbeamte . . 


51 


20 


18 


15 


15 


4. Telegraphenbeamte 


2 


4 






2 


5. Stationsmeister . . 


8 


4 








6. Wagenrevidenten . 


20 


18 


22 


4 


5 


7. Pförtner .... 


2 


3 


17 


30 


23 


8. Zugbegleit.-Pers. . 


100 


58 


117 


30 


32 


9. Abfertigungs- und 












Expedit.-Personal . 


49 


61 


34 


43 


52 


10. Lokomotivpersonal 


202 


184 


100 


86 


113 


11. Werkst. u.Magaz.-P. 


2 


25 


47 


13 


13 


12. Bahnhofarbeiter . 


301 


421 


381 


392 


493 


13. Güterbodenarbeiter 


29 


16 


10 


30 


12 


14. Sonstige Arbeiter . 


122 


237 


181 


218 


151 


15. Kanzleipersonal . . 


4 


1 


3 


2 


4 


Zusammen : 


1055 


1199 


1033 


928 


990 
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Von den in derersten Tabelle genannten Beamten 
u. s. w. erhalten monatlich IV« Ruhetage: 





1898 


1899 


1900 


1901 


1902 


1. Bahnwärter . . . 


53 


59 


22 


14 


11 


2. Weichenwärter . . 


16 


16 


27 


42 


29 


3. Stationsbeamte . . 


2 


6 


8 


15 


10 


4. Telegraphenbeamte 


5 







1 




5. Stationsmeister . . 









5 




6. Wagenrevidenten . 




1 








7. Pförtner .... 


22 


19 


9 


9 


8 


8. Zubegleit.-Pers. 


81 


156 


95 


85 


90 


9. Lokomotivpersonal 


174 


158 


118 


108 


138 


10. Abfertigungs- und 












Expedit .-Personal . 


8 


2 


15 


28 


27 


1 1 . Werkst, u. Magaz.-P. 


4 


9 


3 


8 




12. Bahnhofarbeiter . 


116 


144 


54 


109 


98 


13. Güterbodenarbeiter 


58 


6 


19 


34 


27 


14. Sonstige Arbeiter . 


27 


29 


86 


10 


71 


15. Kanzleipersonal 









1 


3 


Zusammen : 


566 


605 


456 


469 


512 



Von den in der I. Tabelle genannten Beamten 
u. s. w. erhalten monatlich 2 Ruhetage: 





1898 


1899 


1900 


1901 


1902 


1. Bahnwärter . . . 


714 


725 


454 


449 


375 


2. Weichenwärter . . 


848 


827 


794 


907 


940 


3. Stationsbeamte . . 


269 


333 


348 


337 


369 


4. Telegraphenbeamte 


4 


10 


12 


14 


13 


5. Stationsmeister . . 


28 


42 


48 


51 


49 


6. Wagenrevidenten . 


14 


9 


15 


25 


23 


7. Pförtner .... 


52 


64 


56 


64 


65 


8. Zugbegleit.-Pers. . 


155 


394 


489 


578 


518 


Uebertrag : 


2084 


2404 


2216 


2425 


2352 
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1898 


1899 


1900 


1901 


1902 


Uebertrag : 


2084 


2404 


2216 


2425 


2352 


9. Lokomotivpersonal 


245 


202 


202 


242 


373 


10. Abfertigungs- und 












Expedit-Personal . 


196 


204 


263 


322 


324 


11. Werkst u.Magaz.-P. 


67 


90 


107 


223 


216 


12. Bahnhofarbeiter 


621 


445 


678 


729 


612 


13. Güterbodenarbeiter 


112 


122 


196 


189 


231 


14. Sonstige Arbeiter . 


136 


136 


86 


122 


93 


15. Kanzleipersonal 


27 


68 


77 


75 


64 


Zusammen : 


3488 


3671 


3825 


4327 


4265 



Von den inderersten Tabelle genannten Beamten 
u. s. w. erhalten monatlich mehr als 2 Ruhetage: 





1898 


1899 


1900 


1901 


1902 


1. Bahnwärter . . . 


385 


232 


493 


550 


643 


2. Weichenwärter . . 


214 


215 


399 


400 


338 


3. Stationsbeamte . . 


213 


231 


252 


301 


350 


4, Telegraphenbeamte 


41 


43 


60 


58 


59 


5. Stationsmeister . . 


78 


90 


104 


82 


90 


6. Wsigenrevidenten . 


27 


23 


19 


28 


30 


7. Pförtner .... 


33 


25 


37 


35 


52 


8. Zugbegleit.-Pers. . 


1432 


1480 


1573 


1788 


1814 


9. Lokomotivpersonal 


772 


1149 


1473 


1692 


1505 


10. Abfertigungs- imd 












Expedit-Pers. . . 


632 


635 


669 


654 


646 


11. Werkst u.Magaz.-P. 


377 


371 


393 


344 


354 


12. Bahnhofsu-beiter 


472 


643 


863 


925 


912 


13. Güterbodenarbeiter 


624 


740 


763 


793 


768 


14. Sonstige Arbeiter . 


149 


79 


96 


142 


203 


15. Kanzleipersonal 


110 


84 


114 


136 


130 


Zusammen: 


5559 


6040 


7308 


7928 


7894 
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Aus diesen Tabellen ist ersichtlich, dass in den einzelnen 
Jahren sowohl die tägliche Dienstzeit des Personals abgekürzt 
wurde, als auch, dass die planinässigen Ruhetage sich ver- 
mehrt haben. Auch die Zahl der freien Sonntage in einem 
Monat ist stetig gestiegen. 

Urlaub*) wurde den ständigen Arbeitern des Betriebs-, 
Magazin- und Werkstättedienstes erst seit dem Jahre 1899 
gewährt. Einen solchen erhalten auf Ansuchen zur Erholung 
und zur Erledigung persönlicher Angelegenheiten unter Be- 
lassung des Tagelohns Arbeiter mit mindestens dreijähriger 
Dienstzeit bis zu 3 Tagen und Arbeiter mit mindestens zehn- 
jähriger Dienstzeit bis zu 5 Tagen in einem Jahre. Im Jahre 
1902 ist diese ürlaubsbe willigung dann derart erweitert worden, 
dass an Arbeiter mit mindestens 20jähriger Dienstzeit ein Ur- 
laub bis zu 8 Tagen in einem Jahre erteilt werden kann. 
Zur Erteilung des Urlaubs sind die Vorsteher der Lokal- oder 
Bezirksstellen zuständig. Die letzteren auch dann, wenn Stell- 
vertretungskosten erwachsen, — welche der Beurlaubte natür- 
lich nicht zu ersetzen hat. 

Die Frage des Arbeitslohnes gehört nicht in den Rahmen 
dieser Arbeit; nur die Art der Löhnung hängt zu einem grossen 
Teile von dem freien Willen des Arbeitgebers ab und kann 
immerhin einen Masstab bieten, inwieweit sich jener seiner 
sozialen Pflichten bewusst ist. Bei der badischen Eisenbahn- 
verwaltung geschieht die Auslohnung der Werkstättenarbeiter 
zweimal monatlich *) und zwar so, dass auf den ersten Löhnungs- 
tag eine annähernde Abschlagszahlung in rundem Betrag ge- 
geben und auf den Hauptzahltag der Gesamtverdienst für den 
abgelaufenen Monat ausbezahlt wird*). Seit 1. Januar 1902 
wird allen ständigen Arbeitern eine Lohnabschlagszahlung von 
30 Mk. für die erste Hälfte des Monats geleistet. Hat ein 
Arbeiter in dieser Zeit infolge von Erkrankung oder aus ähn- 
lichen Gründen weniger als 30 Mk. verdient, so wird als Ab- 
schlagszahlung ein dem tatsächlich verdienten Lohn entsprechen- 
der Betrag bewilligt. Auf diese Weise wird einerseits eine 
richtige Verteilung herbeigeführt und der Arbeiter andererseits 
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davor bewahrt, zum Borg zu greifen. Den Forderungen der 
Billigkeit entspricht es auch , dass den Werkstättenarbeitem für 
Sonntagsarbeit, sowie für üeberschichten das 1 Va fache des 
einfachen Tagelohns, dass bei Arbeit über 10 Stunden ohne 
Rücksicht auf die Stundenzahl der doppelte Tagelohn gewährt 
wird. Stundengeld und Nachtdienstvergütung wird auch den 
ständigen Arbeitern des Betriebsdienstes für eine in regel- 
mässigem Wechsel wiederkehrende Verlängerung der gewöhn- 
lichen Dienstbereitschaft oder ausnahmsweise Nachtarbeit zu- 
gebilligt. Und gleichsam als ein gerechtes Entgelt für die 
dauernde Zurverfügungstellung der Arbeitskraft ist es endlich 
anzusehen, wenn die Eisenbahnverwaltung an ihre älteren 
Arbeiter Geldbelohnungen austeUt. 

Eine solche Geldbelohnung') für gutes Verhalten und be- 
friedigende Leistungen wird an die Eisenbahnarbeiter seit dem 
Jahre 1896 nach Zurücklegung einer 20, 30 und 40jährigen 
Dienstzeit im Betrage von 50 Mk. ausbezahlt. Im Jahre 1896 
sind auf diese Weise 168 Arbeiter zum ersten Mal und 
27 Arbeiter zum zweiten Male belohnt worden. Für diese 
Belohnungen wurde ein Betrag von 9750. — Mk. aufgewendet, 
hn Jahre 1902 wurden 160 Arbeiter mit 20jähriger Dienstzeit 
zum ersten Mal und 59 Arbeiter mit 30jähriger Dienstzeit zum 
zweiten Mal belohnt und dafür 10950, — Mk. ausgegeben. 

hn übrigen werden Lohnaufbesserungen jedes Jahr vor- 
genommen, wenn auch das Tempo in dieser Hinsicht nach 
den Ergebnissen der Enquete ein langsames ist. Eine allge- 
meine Aufbesserung ohne Einzelprüfung ist mit Rücksicht auf 
die grundsätzliche Behandlung der Lohnfragen, wonach sich 
die Löhne im ganzen nach den ortsüblichen Löhnen richten, 
nicht möglich. 
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IL Kapitel: 

ie TSTolinungsfiirsorge. 

I. 

„Man hat schon gesagt, der Mensch sei das was er esse; 
jedenfalls richtiger ist es, zu sagen, er sei das, was ihn seine 
Wohnung werden lasse." 

Mit diesen trefflichen Worten hat Gustav Schmoller ^) an- 
gedeutet, welche ausserordentliche Bedeutung der Wohnungs- 
frage in der Reihe jener Fragen, die man schlechtweg als 
soziale bezeichnet, zukommt. Auf jene des Näheren einzugehen, 
ist hier nicht der Ort; für den Eisenbahnarbeiter macht sie 
sich in ihren verderblichen Folgen in verschärftem Masse be- 
merkbar. Vielfach weist ihn sein Beruf in die Grossstadt; und 
gerade in den Teilen dieser, in denen die Eisenbahn sich be- 
findet, ist der Spekulation gute Gelegenheit geboten, die Miet- 
preise in die Höhe zu schrauben und dem Eisenbahnarbeiter, 
der in der Nähe seiner Arbeitsstelle wohnen muss, einen un- 
verhältnismässig grossen Teil seines Einkommens für die Woh- 
nung abzunehmen. Körperliches Wohlbefinden ist für den 
Eisenbahner notwendigste Voraussetzung zur Ausübung seines 
Berufes. Eine feuchte und dumpfe Wohnung wirkt direkt 
schädlich auf seinen Gesundheitszustand und hat indirekt für 
diesen die schlimmsten Folgen, indem sie dem Arbeiter sein 
Heim und ein solides Familienleben verleidet und ihn der 
freundlicheren Wirtshausstube zuführt, wo der Alkohol seine 
Gesundheit untergräbt und vernichtet. Und all die moralischen 
Schäden einer schlechten Wohnung müssen einem Arbeiter 
verhängnisvoll werden, von dem sein Arbeitgeber gute sittliche 
Eigenschaften strengstens fordert. 

In den deutschen Staaten hat vor allem die preussische 
Eisenbahnverwaltung eine weitgehende Wohnungsfürsorge ge- 
troffen, indem sie schon seit Jahren eine vielgestaltige Bau- 
tätigkeit für ihre Unterbeamten und Arbeiter ausübt^) Sie 
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befolgt dabei das System, dass sie selbst Wohnungen baut, 
die dauernd im Besitze der Verwaltung bleiben und entweder 
als Dienstwohnungen oder mietweise an die Angestellten und 
Arbeiter überlassen werden. In neuerer Zeit ist sie aber auch 
dazu übergegangen, Baudarlehen an Einzelne, oder an Bau- 
genossenschaften zu gewähren ^). Schliesslich wurde eine Woh- 
nungsfürsorge auch dadurch getroffen, dass aus den Mitteln 
der Pensionskasse zum Bau von Arbeiter Wohnungen Hypo- 
thekendarlehen gewährt werden*). Im ganzen waren im Be- 
reiche der seit dem l. April 1897 zu einer Eisenbahngemein- 
schaft vereinigten Königl. Preussischen und Grossh. Hessischen 
Staatseisenbahnverwaltung am 1. April 1899 rund 30480 aus 
Mitteln des laufenden Etats erbaute Wohnungen vorhanden^). 
Davon waren rund 16000 an ünterbeamte überwiesen; 7080 
Wohnungen waren als Mietswohnungen an Eisenbahnbedienstete 
vergeben. Die Mittel zu dieser Fürsorge wurden durch ein 
Gesetz vom 13. August 1895 zum ersten Male im Betrage von 
fünf Millionen Mk. und durch weitere drei Gesetze vom 2. Juli 
1898, vom 23. August 1899 und vom 9. Juli 1900 jedesmal 
wieder im selben Betrage, zur Verfügung gestellt*). Im 
Jahre 1902 endlich wurden für diese Zwecke 12 Millionen be- 
willigt. Die Eisenbahnverwaltung allein hat für ihre Wohnungen 
von diesem Betrage allein 7,4 Millionen Mk. und von den ge- 
summten Beträgen 24,6 Millionen Mk. beansprucht. Auf sie 
entfällt auch der Hauptteil der Summe von 31077 235 Mk., 
die bis 1902 zum Wohnungsbau verwendet wurden'). 

Auch die sächsische Eisenbahnverwaltung hat für ihre 
Unterbeamten und Arbeiter Wohnungen geschaffen und auch 
die Mittel der Arbeiterpensionskasse zu solchen Zwecken ver- 
wendet®). Ende 1899 hatte sie, teils aus den Mitteln des 
laufenden Etats, teils aus besonders zu diesem Zwecke be- 
willigten Mitteln 4130 Wohnungen hergestellt, von denen 3022 
als Dienstwohnungen an mittlere und untere Beamte und 1108 
als Mietwohnungen an Beamte und Arbeiter überwiesen wurden. 
In den Jahren 1892/93 und 1898/99 wurde ein Betrag von 
je 150000 Mk. gewährt; 1900/01 wurde diese Summe auf 
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5 Millionen Mk. erhöht^). Die Pensionskasse hat übrigens im 
Gegensatz zu der sonst gleichgearteten preussischen Einrichtung 
ihre Häuser in eigene Regie. 

Im Bereiche der bayrischen Staatseisenbahn waren Ende 
1899 teils aus gesetzlichen Krediten, teils aus Etatsmitteln bei 
einem Bestände von 39 928 Bediensteten rund 3000 Wohnungen 
vorhanden, von denen 1100 auf höhere und mittlere Beamte, 
529 auf ünterbeamte, 866 auf Hilfsbedienstete und ständige 
Arbeiter und 524 auf Werkstättearbeiter entfallen.^®) Der Bau- 
genossenschaft des Bayr. Eisenbahnverbandes wurden bis jetzt 
7 Millionen Mk. Darlehen gewährt. ^^) Im ganzen wurden für 
Bauzwecke im Jahre 1900 der Betrag von 6 Millionen Mk. 
und im Jahre 1901 ein Betrag von 4^/2 Millionen Mk. zur 
Verfügung gestellt. ^^) Nach ähnlichen Grundsätzen wird end- 
lich auch in Württemberg für die Eisenbahner gesorgt, wo im 
Jahre 1899 die Zahl der Mietwohnungen 590 betrug und an 
Baugenossenschaften Darlehen zu niedrigem Zinsfusse gewährt 
werden ^*). 

In Baden ist ein vielversprechender Anfang auf dem Ge- 
biete der Wohnungsfürsorge in dem Zentralgüterbahnhof in 
Mannheim gemacht worden. 

Die grosse Entfernung des Zentralgüterbahnhofes von der 
Stadt, die gesundheitlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse 
ihres zahlreichen im Güterbahnhofe beschäftigten Personals 
und Gründe dienstlicher Natur haben die badische Staatseisen- 
bahnverwaltung schon früher veranlasst, in den Mannheimer 
Güterbahnhöfen für ihr Personal Dienstwohnungen zu be- 
schaffen. 

Als im Jahre 1878 die letzte der an Unternehmer ver- 
geben gewesenen grösseren Güterexpeditionen, die Güterexpedi- 
tion Mannheim, von der Generaldirektion der badischen Staats- 
eisenbahnen in Selbstverwaltung übernommen wurde, befanden 
sich im Gebiete der Mannheimer Güterbahnhöfe zehn Dienst- 
wohngebäude, die in der Hauptsache Wohnungen für Weichen- 
wärter und sonstige Niederbedienstete enthielten. In demselben 
Jahre wurde ein weiteres Gebäude mit zwei Wohnungen er- 
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richtet und von diesem Zeitpunkte an die Vermehrung der 
Dienstwohnungen andauerad im Auge behalten. Es wurden 
in den Güterbahnhöfen fertig gestellt und bezogen: 
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Es wurden also in 25 Jahren 18 Gebäude mit 96 Woh- 
nungen errichtet. Ende 1903 stehen in diesem Gebiete im 
ganzen 37 Dienstwohngebäude, in denen neben 99 Beamten 
71 Arbeiterfamilien wohnen. Zur selben Zeit sind ausserdem 
5 Wohnhäuser mit 4 Beamten- und 48 Arbeiterwohnungen 
im Bau. 

In den gegenwärtig vorhandenen 37 Gebäuden umfassen 
89 Wohnungen je drei Zimmer, Keller, Küche, Speicher, Stall 
und Garten und werden von 39 Beamten- und 50 Arbeiter- 
familien bewohnt. An Miete entrichten die 50 Arbeiter je 
120 Mk., die 38 Beamten je 310 Mk. und ein Beamter 350 Mk. 
48 Wohnungen, die aus drei Zimmern, Kammer, Keller, Küche, 
Speicher, Stall und Garten bestehen, werden von 28 Beamten-, 
und 20 Arbeiterfamilien bewohnt. An Mietzins entrichten die 
20 Arbeiter je 120 Mk., 20 Beamte je 310 Mk., 4 Beamte je 
350 Mk. und 2 Beamte je 520 Mk. 

Auf die 30 4-Zimmerwohnungen kommen 29 Beamten- 
und nur noch eine Arbeiterfamilie. Für diese beträgt der 
Mietzins 200 Mk. Die Beamten entrichten in diesen Wohnungen 
an Miete: 



— 81 — 

1 Beamter einen Mietzins von 250 Mark 

16 Beamte „ „ ,, 350 „ 

11 „ „ „ „ 520 „ 

1 Beamter „ „ „ 680 „ 

Die drei 5-Zimmerwohnungen werden nur von Beamten 
bewohnt. Es zahlen dafür: 

2 Beamte einen Mietzins von 680 Mark. 
1 Beamter „ „ „ 750 „ 

Welche ausserordentliche Bedeutung diese Wohnungen 
für die Lebenshaltung des Arbeiters haben, wird uns vor allem 
klar, wenn wir die durchschnittlichen Mietzinse der oben ge- 
nannten Wohnungskategorien mit dem für gleiche Wohnungen 
in der Stadt Mannheim üblichen Mietzins vergleichen^*). Es 
beträgt für die 3-Zimmerwohnungen : 

der durchschnittliche Mietzins 204 Mk. 

eine ähnliche Wohnung kostet in der Stadt 446 „ 
für die 3-Zimmer- und Kammerwohnungen 

der durchschnittliche Mietzins 240 

eine ähnliche Wohnung kostet in der Stadt 662 
Für die 4-Zimmerwohnungen der durch- 
schnittliche Mietzins 415 
Eine ähnliche Wohnung kostet in der Stadt 1001 
Für die 5-Zimmerwohnungen der durch- 
schnittliche Mietzins 703 
Eine ähnliche Wohnung kostet in der Stadt 1333 

Will ein Arbeiter in Mannheim eine Wohnung von 
3 Zimmern und Küche mieten, so schwankt der Preis dafür 
nach der amtlichen Statistik zwischen 200 und 1000 Mk. 
jährlich. Der Durchschnittspreis in den einzelnen Stadtteilen 
schwankt zwischen 441 und 535 Mk.; der Durchschnittspreis 
der ganzen Stadt für diese Wohnungen ist, wie oben ange- 
geben, 446 Mk., stellt sich aber für die von Eisenbahnern stark 
bewohnten Stadtteile bedeutend höher. 

6 
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Wollte also ein ständiger Arbeiter mit einem Drittel seines 
Verdienstes die Hausmiete decken ^*), so müsste er 3,90 Mk. 
Tagelohn beziehen. Bei einem Werkstätte- und Regiearbeiten 
denen gewöhnlich nur 306 Arbeitstage in Anrechnung gebracht 
werden, müsste der Tagelohn sich auf 4,50 Mk. erhöhen, — 
was einen Jahresarbeitsverdienst betragen würde, den die 
wenigsten der Eisenbahnarbeiter beziehen. 

Die Folgen solcher Misstände gerade für die Eisenbahner, 
wurden auf der Generalversammlung des Verbandes badischer 
Eisenbahnbediensteter, die am 10. und 11. Mai 1903 in Mann- 
heim tagte, vom Berichterstatter Klingenfuss-Mannheim mit 
folgenden Worten geschildert: „Die meisten Arbeiter sind des- 
halb gezwungen, kleinere, billigere Wohnungen zu mieten, die 
sehr oft nicht den bescheidensten Anforderungen von Luft und 
Licht entsprechen. Wir könnten hierfür die Wohnungsstatistiken 
verschiedener deutscher Grossstädte sprechen lassen, doch 
würde es zu zeitraubend und zu erschöpfend sein, die ver- 
schiedenen Zahlen, die dieselben liefern, hier anzuführen. Die 
grössten, allgemeinen und auch schädlichsten Mängel sind kurz 
die : die meisten billigeren für uns erschwinglichen Wohnungen 
sind Mansarden- , und Hinterhauswohnungen, meistens klein, 
dumpfig, feucht und kalt. 

Die Folge davon ist : grosse Kinderkrankheit und Sterblich- 
keit, blasse, abgezehrte und unentwickelte Kinder, ebenso blasse 
und sieche Frauen. 

Auch auf den Mann, auf den Eisenbahner, wirken der- 
artige kleine Wohnungen sehr nachteihg. 

Der Dienst der Eisenbahner ist ein so mannigfaltiger, 
Tag- und Nachtdienst wechseln oft wieder mit Früh- und Spät- 
dienst, es sollte ihm deshalb möglich sein, jederzeit sich un- 
gestört ausschlafen und ausruhen zu können, aber wie ist das 
möglich, wenn eine Familie mit 3, 4 und mehr Kindern in 
einer Wohnung mit einem Zimmer und Küche wohnen muss ? 

In den ersten Stunden, nachdem er müde und abgespannt 
nach Hause kommt, wird er wohl schlafen können, aber durch 
das Geräusch der Kinder u. s. w. wird er bald gestört werden, 
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ohne dass er sich auch nur zur Hälfte von den Strapazen der 
Nacht erholt hätte. 

Nun gibt es aber hier ganze Kategorien, die wochenweise 
Nachtdienst haben, also acht Tage hintereinander, von abends 
7 bis morgens 6 Uhr im angestrengten Dienst, und dazu am 
Tage sich nicht ordentlich ausruhen und ausschlafen können, 
das wirkt auf die Dauer sehr nachteilig auf die Gesundheit 
und Ausdauer eines Jeden. 

Ist die Wohnung etwas angenehmer, etwa eine Stock- 
werkwohnung, oder eine solche, wie ein behagliches Heim 
aussehen soll, so ist, wie oben angeführt, der Preis hierfür 
unerschwinglich, die Leute sind gezwungen, an Aftermieter 
wieder zu vermieten, womit manche auch schon sehr schlechte 
Erfahrungen gemacht haben, und was ist die Folge davon? 
Die schönsten Räume muss die Familie wieder abgeben und 
für sie bleibt höchstens wieder ein kleines Zimmer und Küche. 

Dieses ist aber so recht ein Krebsschaden. 

Die üblen Folgen davon, sowohl in sittlicher als auch in 
gesundheitlicher Hinsicht, sind wirklich unbeschreiblich und 
unberechenbar!' 

Ausser in Mannheim existieren z. Z. noch in Kehl und 
in Rheinau Dienstwohngebäude für Arbeiter. 

hl Kehl befindet sich ein Gebäude mit 4 Wohnungen. 
Jede Wohnung besteht aus drei Zimmern, Küche, Keller, 
Speicher und Stall Drei dieser Wohnungen sind an Arbeiter, 
eine Wohnung ist an einen der Zollverwaltung unterstehenden 
Hafenaufseher vermietet. Der Mietzins für jede Arbeiterwohn- 
ung beträgt jährlich 240 Mk.; der Aufwand für die Erbauung 
des Gebäudes belief sich auf 31500 Mk. 

hl Rheinau sind zwei 3stöckige Gebäude (Doppelhäuser) 
errichtet Jedes dieser Gebäude ist von drei Beamten und 
drei Arbeitern bewohnt. Jede Arbeiterwohnung besteht aus 
drei Zimmern, Küche, Keller, Speicher und Stall. Der Miet- 
zins für jede Arbeiterwohnung beträgt jährlich 120 Mk. Der 
Herstellungspreis des einen Gebäudes belief sich auf 40600 Mk., 
der des anderen auf 43000 Mt 

6* 
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Im üebrigen liegen die Wohnungsverhältnisse nicht in 
Mannheim allein so ungünstig, — wenn sie auch in dieser 
grössten hidustriestadt des Landes naturgemäss am schärfsten 
hervortreten. Auch aus Heidelberg^*) kommen Klagen über 
missliche Wohnungsverhältnisse; es kommen hier auf Wohn- 
ungen mit einem Raum — 1 X 85 Personen, auf Wohnungen 
mit zwei Räumen — 1 X 58 Personen und auf Wohnungen 
mit drei Räumen — 1 X 31 Personen auf einen Raum. In 
Lauda^') wurden infolge der Vergrösserung des Eisenbahn- 
betriebes die Wohnungsverhältnisse so unerträglich, dass sich 
die Eisenbahner an die Generaldirektion mit der Bitte wandten, 
Arbeiterwohnhäuser zu bauen. Es wurden in der Folge zwei 
grosse Wohnhäuser erbaut, beide aber nur von Beamten be- 
zogen. Ebenso sind endlich in Karlsruhe und in Villingen ^®) 
die Wohnungspreise in den letzten Jahren bedeutend gestiegen. 
In allen diesen Städten würde eine Nachahmung des Mann- 
heimer Beispiels wohl auch dessen grosse Vorteile mit sich 
bringen und von den Eisenbahnarbeitem mit Freuden begrüsst 
werden. 

Einer indirekten Wohnungsfürsorge endlich — der Ge- 
währung von Baudarlehen an Private und Baugenossenschaften 
— wurde bereits in anderem Zusammenhange Erwähnung ge- 
tan. Die Kasse der Abteilung B der Arbeiterpension hat zur 
Förderung der Bestrebungen zur Schaffung von Arbeiterwohn- 
ungen im Jahre 1900 an 9 Mitglieder hypothekarische Dar- 
lehen im Gesammtbetrag von 26300 Mk. gewährt. Im Jahre 
1901 wurden solche Darlehen an 16 Mitglieder im Betrage von 
32335 Mk. und an 2 Bau vereine im Betrage von 125000 Mk., 
im Jahre 1902 an 12 Mitglieder im Betrage von 34200 Mk. 
gewährt. Auch der Anfang dieser Fürsorge, die sich in anderen 
Staaten bereits als sehr segensreich erwiesen hat und deren 
Nutzen auch von denen anerkannt wird, die in der Wohnungs- 
fürsorge der Arbeitgeber allzu misstrauisch, oft nur ein Mittel 
sehen, sich den Arbeiter noch abhängiger zu machen, ist mit 
Freuden zu begrüssen. 
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Die üebelstände sanitärer, ökonomischer und moralischer 
Natur, die als eine Folge der Wohnungsnot erscheinen, 
machen sich mit dieser besonders in den Städten bemerkbar 
und es ist daher von Sozialreformem schon oft der Wunsch 
ausgesprochen worden, die Arbeiter, wo es immer nur möglich 
erscheint, auf dem Lande anzusiedeln. Hier sind die engen 
Mietskasernen und die Menschenanhäufung der Stadt mit all 
ihren verderblichen Folgen unbekannt. Kein Staub, kein Dunst, 
kein Dunkel schmaler Gassen wirkt bedrückend auf das Gemüt 
des Arbeitsmannes und den niedrigen Preis der Wohnung be- 
gleitet die Billigkeit der Nahrungsmittel und des häuslichen 
Bedarfes. 

Der Eisenbahnverwaltung steht auf diesem Gebiete ein 
weites Feld sozialpolitischer Tätigkeit offen. Sie kann — und 
tut es in grossem Masstabe z. B. in Preussen und in Bayern 
— durch Ausgabe billiger Fahrkarten und häufiger Personen- 
beförderung die Dezentralisation des Wohnens befördern und 
kann vor allem ihren eigenen Arbeitern die Vorteile des Land- 
lebens erschliessen, indem sie ihnen auf ihren Bahnen freie 
Fahrt gewährt. 

In Baden wird eine solche freie Fahrt den ständigen 
Arbeitern, die im Dienste der Eisenbahnverwaltung stehen 
und ausserhalb ihres Stationsortes wohnen zwischen dem 
Stations- und Wohnort in der dritten Wagenklasse ge- 
währt. Diese Begünstigung wird in der Regel nur auf ständige 
Arbeiter im Bahnhofs-, Güter-, Magazins- und Bahnhofsunter- 
haltungsdienst beschränkt, während die Werkstättenarbeiter 
ausnahmsweise und nur dann berücksichtigt werden, wo der 
Dienst nicht regelmässig zu einer bestimmten Stunde beginnt 
oder endigt^). Ausserdem werden den im Arbeitsverhältnis 
stehenden Bediensteten Freikarten für einzelne Reisen in per- 
sönlichen Angelegenheiten gewährt ^), ferner auch bei der Ein- 
berufung zur Vornahme ihrer Verpflichtung oder für die Vor- 
standsmitglieder der Kranken- und Arbeiterpensionskasse bei 
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Ausübung ihrer Funktionen *). Freikarten erhalten auch Eisen- 
bahnbedienstete, die erkrankt oder verletzt sind, zur Fahrt 
nach dem Orte, an welchem die ärztliche Behandlung statt- 
finden soll, — eine Bestimmung, die auch auf die Angehörigen 
ausgedehnt wird, die den Erkrankten von Zeit zu Zeit be- 
suchen wollen. Bedienstete, welche nicht ständig angestellt 
sind oder nicht ihre ganze Zeit und Kraft dem Dienste widmen, 
sind von der Begünstigung freier Fahrt in persönlichen An- 
gelegenheiten ausgeschlossen. 

In gleicher Weise, wie den Eisenbahnbediensteten wird 
auch ihren Ehefrauen freie Fahrt gewährt, wenn sie an einem 
kleinen entlegenen Orte wohnen, an welchem die Beschaffung 
der erforderlichen Lebensbedürfnisse mit Schwierigkeiten ver- 
bunden ist. In solchen Fällen erhalten dann die Frauen der 
ständigen Bediensteten, die bei oder nach ihrem Eintritt in 
den Eisenbahndienst von ihrem ursprünglichen Heimats- oder 
Wohnort an eine solche kleine, entlegene Station versetzt 
werden, Freikarten in der dritten Wagenklasse nach der nächst 
gelegenen, zum Einkaufe der Bedürfnisse geeigneten Station^). 
Auch den Kindern solcher Bediensteter kann eine freie Fahrt 
nach der Schule gestattet werden*). 

Den Inhabern von Arbeiterfreikarten ist im allgemeinen 
nur die freie Mitnahme des üblichen Handgepäcks und der 
Arbeitsgeräte gestattet '); doch dürfen sich solche Bedienstete 
und ständige Arbeiter die ausserhalb ihres Stations- oder Be- 
schäftigungsortes wohnen, das zu Hause zubereitete Essen in 
Esskörben, die mit eigens daziv^ bestimmten Blechmarken ver- 
sehen sein müssen, unentgeltUch nachschicken lassen »). 

Den Eisenbahnern wird endlich auch, wenn sie nach einem 
anderen Stationsorte versetzt werden, ihr Mobiliar und ihr 
Hausrat frei nach dem neuen Aufenthaltsorte befördert^). 
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ÜI. Kapitel: 

Der Kampf gegen die Trunksucht. 

I. 

Die üebelstände, welche die Trunksucht gerade der Ar- 
beiterschaft bringen, sind zu bekannt, als dass es nötig wäre, 
an dieser Stelle im einzelnen auf sie einzugehen. In ihren 
Folgen ist sie gleich verderblich für Leib und Leben des Ar- 
beiters als für den Wohlstand der Familien^). Der Brannt- 
wein fördert — um nur einige Beispiele zu nennen^) — den 
Ausbruch der vorhandenen Krankheitsstoffe, erschwert die 
Heilung der auftretenden Krankheiten und macht dieselbe viel- 
fach fast unmöglich, da er den Lebensorganismus und seine 
Widerstandsfähigkeit schwächt, er hat Verarmung, Schulden, 
Mangel an Arbeitslust und Ehrgefühle, Missmut und häuslichen 
Unfrieden zur Folge und reizt zu Schlägereien und Diebstahl 
und weiteren Verbrechen. 

Es kann keinem Zweifel unterliegen, dass vor allem der 
Arbeitgeber diesen Misständen gegenüber bedeutsame moralische 
Verpflichtungen hat, die sich nicht allein darauf beschränken 
dürfen, prohibitive Massnahmen, Verbote, Alkoholika zu ge- 
messen, zu erlassen, sondern die das Uebel an der Wurzel 
fassen und durch eine allgemeine Hebung des Lebensstandes 
des Arbeiters die Voraussetzungen beseitigen müssen, die den 
Arbeiter ein Opfer des Branntweins werden lassen. Gerade 
Schwachgenährte, die den Alkohol am schlechtesten vertragen, 
drängt es zum Branntwein ^, um, auf Stunden wenigstens das 
Gefühl des Frostes, des Hungers und des Unbehagens los zu 
werden. Doch das Wärmegefühl wird nur vorübergehend 
grösser^) und der momentanen Kräfteanspannung folgt eine 
um so grössere Erschlaffung. Auch die schlechte Wohnung, 
das kalte, dumpfe, feuchte Zimmer treibt den Arbeiter in die 
freundlichere Wirtsstube und führt ihn dem Branntwein zu. 

An dem Eisenbahnarbeiter machen sich die unglückseligen 
Folgen der Trunksucht naturgemäss in verschärftem Masse be- 
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merkbar*). Gerade an ihn werden besonders grosse An- 
forderungen in Bezug auf Elastizität, schnelle Entschlussfahig- 
keit, Gedächtnis und Aufmerksamkeit gestellt. Der Alkohol 
aber, der als Narkotikum lähmend auf die Gehimtätigkeit 
wirkt*), erschwert ein rasches Denken und ist geeignet, das 
Pflichtgefühl herabzumindern. Mit Recht fragt ein gründlicher 
Kenner dieser Verhältnisse, Dr. Bonne: „was nützt uns die 
beste und schnellstens wirkende Bremse, wenn die Gehirn- 
tätigkeit des Lokomotivführers, wenn auch nur durch ein bis 
zwei Glas Bier oder Wein um Sekunden verlangsamt ist, die 
hier entscheidend wirken?" Ein anderer Fachmann, Geheime- 
rat Dr. Brähmer, der Vorsitzende des Vereins der Eisenbahn- 
ärzte '), fordert auf Grund seiner Erfahrungen vor allem Durch- 
führung aller Massnahmen zu der Gesundheit der Beamten und 
Erhöhung ihrer Widerstandskraft und der belgische Eisenbahn- 
minister hat es ausdrücklich ausgesprochen, dass die Hälfte 
aller Eisenbahnunfälle auf Alkoholmissbrauch zurückzuführen 
seien. 

In den meisten Kulturstaaten haben die Eisenbahnver- 
waltungen oder die Eisenbahner selbst zu der Alkoholfrage 
Stellung genommen und Massnahmen gegen die verderblichen 
Folgen der Trunksucht getroffen. In Amerika wird schon lange 
von den Eisenbahnern Enthaltsamkeit verlangt. So entlässt 
die Eisenbahngesellschaft Chicago and Nord- Western Railway ®) 
jeden Angestellten, der beim Betreten oder Verlassen einer 
Wirtschaft getroffen wird, oder nach Alkohol riecht. Strenge 
Vorschriften bestehen ferner bei der Seabord- Air-Line ^). Die 
Canadian-Pacific-Railroad^^) hat das Land neben ihren Stationen 
nur unter der Bedingung verkauft, dass keine geistigen Ge- 
tränke dort feilgeboten werden dürfen und eine an die Direkr 
tionen von 25 amerikanischen Eisenbahngesellschaften mit 
200000 Angestellten gerichtete Anfrage ergab die überein- 
stimmende Ansicht, dass gewohnheitsmässiges Trinken die Leute 
zur Arbeit untauglich mache *^). „Die Phrase von der persön- 
hchen Freiheit", schliesst der Bericht, „gilt nicht für einen 
Dienst, bei dem nüchterne Leute und helle Köpfe nötig sind ^^)." 
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In England besteht seit 18 Jahren eine die Bediensteten 
sämmtlicher Eisenbahnen umfassende Vereinigung zur Förderung 
der Enthaltsamkeit, der gegenwärtig 2000 Mitglieder ange- 
hören ^*). Unter den Eisenbahnarbeitern in England finden wir 
überhaupt za. 50000 Totalabstinenten neben den Eisenbahnern 
der Great-Western-Line ^*), denen der Genuss von Alkoholge- 
tränken untersagt ist und die einen eigenen Verein mit 3000 
Mitgliedern bilden. 

Aehnliche Ansätze finden wir auch in Frankreich^*), wo 
sich eine Soci6t6 antialcoholique des Employös et ouvriers des 
chemins de fer gegründet und im Vorjahre die Direktion der 
Paris-Lyon-Mittelmeerbahn ^*) ein Rundschreiben an ihre In- 
spektoren erlassen hat, demzufolge die Bahngesellschaften be- 
schlossen haben, allen Arbeitervereinen, in denen andere alko- 
holische Getränke als Wein, Bier oder Cider zum Verkauf ge- 
langen, die Subvention zu entziehen. Auch die Pächter von 
Bahnhofbüffetts dürfen an Angestellte keine anderen Getränke, 
als Wein, Bier oder Cider verabreichen. Auch den Eisen- 
bahnern in Schweden und Norwegen^') ist es verboten, auf 
den Bahnhöfen Branntwein zu kaufen. 

In Deutschland hat der Eisenbahndirektor de Terra in 
Guben einen Verein enthaltsamer Eisenbahner gegründet, der 
nach kurzem Bestehen za. 500 Mitglieder zählt. Von den 
einzelnen Verwaltungen wurden Verfügungen getroffen, welche 
in der Hauptsache den im folgenden geschilderten Massnahmen 
der badischen Eisenbahnverwaltung gleichen. Die Einrichtungen, 
die vor allem nötig sind, dem Missbrauch geistiger Getränke 
entgegenzuarbeiten, sind schon 1897 in einem Erlass des 
preussischen Eisenbahnministers klar ausgesprochen: Möglich- 
keit zur Erwärmung mitgebrachter Speisen und zur Zubereitung 
von Kaffee, wohnliche und mit Kochgeschirren versehene ünter- 
kunftsräume und scharfe üeberwachung der Bahnhofswirtschaft 
sind die wichtigsten Postulate. 

Die badische Eisenbahnverwaltung suchte den üblen Folgen 
des Alkoholgenusses zunächst dadurch zu begegnen, dass sie 
in ihren Dienstanweisungen den ständigen Arbeitern des Be- 
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triebsdienstes den Gtenuss geistiger Getränke nur während der 
Arbeitspausen gestattete. Sie verbot femer den gemeinsamen 
Bezug von Bier in Fässern und gestattete dem Zugspersonal 
den Besuch von Wirtschaften auf Zwischenstationen nur bei 
einem Aufenthalte von mehr als einer halben Stunde und nur 
mit Zustimmung des Stationsvorstehers oder seines Stellver- 
treters. Auch darf das Fahrpersonal, solange es sich im 
Dienst am Zug oder auf der Lokomotive befindet, geistige Ge- 
tränke weder mit sich führen, noch zu sich nehmen. Ebenso, 
wie dem Zugspersonal ist auch den Arbeitern in den Werk- 
stätten der Genuss von Wein und Bier nur in den Arbeits- 
pausen gestattet, der Genuss von Branntwein jedoch unbedingt 
verboten. Betrunkene Arbeiter werden sofort aus der Werk- 
stätte gewiesen und im Wiederholungsfalle entlassen. 

Es ist jedoch klar, dass Verbote allein nicht genügen, um 
den Zweck zu erreichen, sich ein nüchternes Arbeitspersonal 
zu erhalten. Wenn der Arbeiter nicht anderswo Gelegenheit 
suchen soll, geistige Getränke zu sich zu nehmen, so muss die 
Verwaltung selbst Massnahmen treffen, die den Genuss jener 
entbehrlich machen. Die badische Eisenbahnverwaltung hat, 
um die von ihr ergriffenen Massnahmen durchzuführen und 
den Alkoholgenuss bei ihrem Personal einzuschränken eine 
Reihe von Einrichtungen ins Leben gerufen, die dem Personal 
Gelegenheit geben sollen, andere, nicht alkoholische Getränke 
wie Kaffee, Tee, Milch, Mineralwasser etc. und warme Speisen 
zu billigem Preise zu erwerben und ihm die Möglichkeit ge- 
geben, mitgebrachte Speisen und Getränke zu wärmen und 
namentlich während des Nachtdienstes sich selbst zu bereiten. 

Von solchen Einrichtungen ist an erster Stelle die Heidel- 
berger Kaffeehalle zu nennen, weil sie die einzige grössere 
Kantine ist, an der nicht einmal Bier zum Ausschank gelangt. 

Die Kafleehalle am Güterbahnhof in Heidelberg wurde im 
Jahre 1898 erbaut und zu dem billigen Mietzins von 100 Mk. 
jährlich dem Heidelberger Verein gegen Missbrauch geistiger 
Getränke pachtweise überlassen, um dort alkoholfreie Getränke 
und einen einfachen Imbiss zu billigen Preisen zu verabreichen* 
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Der Verein gegen Missbrauch geistiger Getränke sucht ausser- 
dem durch Vorträge über die Alkoholfrage, durch Lichtbilder, 
Zeitungen und Zeitschriften in dieser Kaffeehalle für seine 
Ideen zu wirken. Der Erfolg dieser Bestrebungen scheint je- 
doch vorläufig hinter dem guten Willen der Veranstalter zurück- 
zubleiben. Obgleich nämlich die Preise far Speisen und Ge- 
tränke, wie aus dem Folgenden zu ersehen ist, sehr billig sind, 
ist die Kaffeehalle doch nicht zahlreich besucht und der Ge- 
winn für den Pächter kein solcher, dass er ohne Unterstütz- 
ungen — wie sie die Eisenbahnverwaltung in der Form der 
billigen Miete und der Abgabe von Kohlen zum Selbstkosten- 
preise gewährt — auskommen könnte. 

Der tägliche Verbrauch in dieser Kaffeehalle ist von der 
Jahreszeit und der Witterung abhängig, und daher im allge- 
meinen sehr wechselnd. Es werden im Tage durchschnittlich 
verausgabt: 250 Stück Brödchen, ä 3 Pfg., 5 Laibe Brot, ä 3 
Pfg., 2—3 St. Kuchen, ä 18 Pfg., 50 Tassen Kaffee, ä 5 und 
10 Pfg., 10—20 Flaschen Sodawasser, ä 10 Pfg., 4—9 Flaschen 
moussierende Limonade, ä 12 Pfg., 30 — 40 Liter Milch, wobei 
die Tasse Süssmilch 8 Pfg., Va ^^^^^ Sauermilch 12 Pfg. 
kostet, 30 — 45 St. Eier, die im Preise nach der Jahreszeit 
schwanken, 20—100 St. Obst, 10—15 Pfund Mehl und 8—14 
Pfund Fleisch. Das Mittagessen, das aus Suppe, Fleisch, Ge- 
müse, Kartoffeln und Brot besteht und nur 45 Pfg. kostet, 
wird, trotzdem es allseitig gelobt und noch nie Anlass zu 
Klagen gegeben hat, nur von 12 — 18 Abonnenten und 10 — 12 
wechselnden Gästen eingenommen. Zum Abendtisch finden 
sich durchschnittlich 12 — 18 Personen ein und verzehren ab- 
wechselnd Wurst, Schwartenmagen, Pfannkuchen, Eier oder 
Salat. Der Verbrauch an Kakao, Tee, alkoholfreiem und Ingwer- 
bier ist ein sehr wechselnder und zahlenmässig noch nicht er- 
fasst worden. Der Betrieb in den Zwischenzeiten ist sehr 
schwach und gleichfalls wechselnd. 

Einen weitaus grösseren Betrieb als die Heidelberger Kaffee- 
halle weisen die beiden Kantinen des Güter- und des Personen- 
bahnhofes in Mannheim auf, in denen zwar durch ausserordent- 
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lieh billige Verabreichung von Kaffee und anderen alkoholfreien 
Getränken der Alkoholverbrauch eingeschränkt wird, der Aus- 
schank von Bier jedoch gestattet ist. 

Der Entwicklungsgang der Dienstkantine des Mannheimer 
Zentralgüterbahnhofes würde sich nicht genau verfolgen lassen, 
ohne dass nicht an dieser Stelle des sogenannten Warenver- 
teilungsgeschäftes Erwähnung getan würde, aus dem die Dienst- 
kantine hervorgegangen und mit dem sie organisatorisch eng 
verknüpft ist. Obgleich dieses Warenverteilungsgeschäft seine 
Entstehung und Entwicklung in erster Linie der Initiative und 
dem Gemeinsinn des Personals selbst verdankt, ist es doch 
andererseits durch die Eisenbahnverwaltung so vielfach ge- 
fördert und unterstützt worden, dass ein sehr grosser Teil der 
Erfolge diesem Entgegenkommen zuzuschreiben ist und das 
Warenverteilungsgeschäft immerhin als Wohlfahrtseinrichtung 
bezeichnet werden darf. 

Das Warenverteilungsgeschäft wurde aus den Mitteln des 
im Jahre 1889 gegründeten Wirtschaftssparvereins der Beamten 
und Arbeiter der Mannheimer Güterverwaltung ins Leben ge- 
rufen, hat sich aber im Jahre 1897 nach Zurückzahlung des 
gewährten Vorschusses von demselben unabhängig gemacht. 
Es erstreckte sich anfänglich nur auf eine geringe Zahl von 
Beamten und Arbeitern, welche Waren gemeinsam bezogen 
und durch einen Eisenbahnbediensteten ein- bis zweimal in der 
Woche an einigen Tagesstunden verteilen Hessen. Später wurde 
das von Beamten geleitete Geschäft allen Beamten und Arbeitern 
der Eisenbahn- und Zollverwaltung, sowie den Bediensteten 
der amtlichen Güterbestätterei zugänglich gemacht und auf der 
Grundlage eingerichtet, diesen Personen die gebräuchlichsten 
Haushaltungsgegenstände möglichst zum Selbstkostenpreise gegen 
Barzahlung zu verabreichen. Die Abgabe der Waren erfolgte 
gegen vorherige schriftliche Bestellung und gegen Vorzeigung 
der Mitgliedskarte in einem günstig gelegenen Lokal, das die 
Generaldirektion dem Geschäfte für eine geringe Miete über- 
liess. Da sich jedoch die Zahl der Warenabnehmer infolge 
der gebotenen Vorteile fortgesetzt vermehrte, erwies sich die 
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Abgabezeit bald als zu kurz, so dass sie im Jahre 1898 auf 
alle Werktage ausgedehnt und der als Warenabgeber ver- 
wendete Bedienstete gegen eine aus Mitteln des Geschäftes zu 
zahlende Vergütung als ständiger Verkäufer angestellt werden 
musste. 

Als dann im Herbste des Jahres 1898 die zwei Mannheimer 
Eisenbahnarbeiter- Vereine — der Verein der Güterhallenarbeiter 
und jener der Werftarbeiter und Rangierer — um Errichtung 
einer Dienstkantine baten, wurde auf Grund der gepflogenen 
Verhandlungen beschlossen, die Kantine auf der gleichen Grund- 
lage, wie das Warenverteilungsgeschäft einzurichten. Auf eine 
in diesem Sinne abgefasste Eingabe erwiderte die General- 
direktion, dass sie nichts dagegen einzuwenden hätte, dass die 
Beamten und Arbeiter der Güterverwaltung eine Kantine er- 
richten, in der Bier, Kaffee, Fleischwaren, Brot und Käse zur 
Frühstücks- und Vesperzeit zum Selbstkostenpreis unter Zu- 
schlag der Auslagen verabreicht werden und erklärte sich be- 
reit, dem Unternehmen ein Lokal zur Verfügung zu stellen und 
zur Beschaffung der Gaskochherde, Kaffeemaschinen u. s. w. 
einen Vorschuss aus der Betriebskasse zu leisten« Mit dieser 
Hilfe und mit der Unterstützung einer Brauereigesellschaft, 
welche die zum Bierausschank nötigen Einrichtungen unent- 
geltlich überliess, wurde die Dienstkantine im Juni 1899 ein- 
gerichtet. 

Zur Führung der Geschäfte der Kantine wurden ein aus dem 
Dienst der Eisenbahnverwaltung ausgeschiedener Bediensteter 
und dessen Ehefrau bestellt. Zur Leitung der Wareneinkäufe, 
zur Ueberwachung des Verkaufslokales und des Kantinen- 
betriebes wurden, — nachdem die Arbeiter die Berufung von 
Beamten gewünscht und die Generaldirektion die Uebemahme 
der Vorstands- und Kassengeschäfte durch Beamte gestattet 
hatte — Abteilungsvorsteher und zum Rechner ein Kassen- 
beamter bestimmt. Im Uebrigen wurde angeordnet, dass unter 
dem Vorsitz des Dienstvorstandes und unter Beteiligung der 
aufsichtsführenden Beamten und der Arbeitervertreter, — als 
welche die in den Arbeiterausschuss gewählten Bediensteten 
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zu betrachten sind, — Kommissionssitzungen abzuhalten seien, 
in denen über wichtigere Gegenstände Beschlüsse gefasst und 
Gelegenheit zur Besprechung von Wünschen und Anträgen 
gegeben werden soll. 

Im Jahre 1900 hat diese Kommission die Einstellung einer 
weiteren Hilfskraft in den Kantinenbetrieb genehmigt und be- 
schlossen, zur Entlastung der Abteilungsvorstände die Leitung 
der Dienstkantine und des Warenverteilungsgeschäfts in einer 
Hand zu vereinigen und in der Person eines Bureaugehilfen 
einen besonderen Betriebs- und Geschäftsleiter aufzustellen. 

Der Betrieb des Warenverteilungsgeschäftes und der Kantine 
hat sich im Laufe der Jahre beträchtlich entwickelt. Im Jahre 

1900 wurde eine eigene Sodawasserfabrikation eingeführt. 
Im Jahre 1901 wurden zwei weitere Kaffeemaschinen in der 
Werfthalle III am Mühlauhafen und im Hauptverwaltungsgebäude 
im Zentralgüterbahnhofe aufgestellt; ausserdem wurde auf der 
Kolonie der Neckarspitze eine Filiale des Warenverteilungs- 
geschäftes errichtet. Seit Dezember 1902 werden in der 
Kantine auch einfache Mittagessen und seit 1. September 1903 
auch Abendessen an Beamte und Arbeiter verabreicht. Zu 
diesem Zweck hat die Verwaltung ebenfalls einen hübsch aus- 
gestatteten Raum zur Verfügung gestellt. 

Die bisher aus dem Betriebe erzielten üeberschüsse wur- 
den zur Verbesserung und Erweiterung der Betriebe und zur 
Bildung eines Reservefonds für plötzlich eintretende Bedürf- 
nisse verwendet. Der Gesammtumsatz der Kantine stellte sich 
im Jahre 1900 auf rund 60000 Mk., im Jahre 1901 auf rund 
72000 Mk. ; derjenige des Warenverteilungsgeschäftes im Jahre 

1901 auf rund 121000 Mk. Das Vermögen der Dienstkantine 
betrug am Schlüsse des Jahres 1901 — Mk. 6042,73. Das 
Warenverteilungsgeschäft schloss am Ende des Jahres mit 
einem Vermögen von Mk. 5137,71 ab. 

Im einzelnen stellte sich der Verbrauch an Speisen, Ge- 
tränken etc. in der Dienstkantine in den Jahren 1901 — 1903, 
wie folgt: 
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I<Tacliiarei8uiig 

über den Verbrauch von Speisen und Getränken etc. 
in der Dienstkantine der Grossh. Güterverwaltung Mannheim 

in den Jahren 1901/03. 







Verbrauch 


Verbrauch 


Verbrauch 


Warengattung : 


Mass 


1901 


liiMlpr. 


1902 


liinipr. 


1903 


liuelpr. 




Fl. 




Pfg 




Pfg. 




Pfg. 


1. Flaschenbier, dunk 


el . 7/10 


69961 


15 


93209 


15 


66540 


15 


2. „ hell 


i> 


20546 


16 


25857 


16 


40875 


16 


3. „ dunk< 


9l . 3/8 


12106 


8 


31854 


8 


25130 


8 


4. ,. hell 


• • »j 


134 


9 


41 


9 


2385 


9 


5. Bier, offen . . 


. . Lit. 


90210 


20 


63561 


20 


55422 


20 


6. Kaffee .... 


• /o •« X. • 


100051 


3 4 
pr. Ml. 


100034 


4—5 

pr.Piti. 


91140 


4-5 


^* • ^^^^V^VtVv^^v ^i^ ^t^ p • • • 


/s 77 * 


pr. Intl. 


Speisen: 






Mk. 




Mk. 




Mk. 


7. Cervelatwürste . 


. . Stück 


13494 


1,26 


23676 


1,26 


20220 


1,26 


8. Leber- und Griebei 


aw. „ 


21224 


1,12 


22092 


1,12 


18960 


1,12 


9. Dürrfleisch, Lyoner 


-u. 




Pfg. 




Pfg. 




Pfg. 


Frankfurter Wurs 


3t . Port. 


35970 


10 


49142 


10 


38854 


10 


10. Schwartenmagen 


j» 


27146 


10 


39465 


10 


29260 


10 


11. Rippchen und Knöc 


hei Stück 


11743 


15-20 

pr. Iiti. 
Pfg. 


8094 


20 

pr. iDti. 
Pfg. 


7315 


20 

pr.Inti. 
Pfg. 


12. Wiener wurste 


>» 


26018 


84 


26700 


84 


26280 


84 


13. Brot .... 




. . Laib 


21996 


21—25 


38810 


21 24 


35030 


21—23 


14. Brödchen . . 




. . Stück 


133614 


3 


138082 


3 


125264 


3 


15. Rahmkäse 




n 


6380 


10 


8377 


10 


7517 


10 


16. Backsteinkäse 




. . Laib 


3574 


54 


3018 


60 


2256 


60 


17. Handkäse . . 




. . Stück 


— 




7050 


4 


13600 


4 


18. Zigarren . . 




V 


110436 


3-5 


85266 


3-5 


71610 


3-5 


19. Gurken . . . 




11 


7653 


3 


4577 


3 


4015 


3 


20. Kautabak . . . 




• . Rollen 


8694 


4 


9906 


4 


8230 


4 


21. Rollmöpse . . 




Stück 


3597 


7 8 


3622 


7 


2510 


8 


22. Bismarckhäringe 


• * »» 


330 


8 










Getränke: 
















23. Selterwasser 


. . Fl. 


17197 


3 




— ■ 


— 


— 


24. Himbeerlimonade . 


?> 


40403 


5 


26432 


5 


14729 


6 


25. Sodawasser . . 


)> 




■ 


10896 


3 


7697 


4 


26. Apfelwein . . 


. . ; Liter 






131 


36 


6962 


36 


27. Trauben wein 




V 








— 


1267 


48-60 
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Ueber den Betrieb der Dienstkantine und des Warenver- 
teilungsgeschäftes für das Jahr 1902 geben uns die folgenden 
Jahresberichte Aufschluss : 




über den Betrieb der Dienstkantine des Personals 
der Grossh. Güterverwaltung Mannheim 

im Jahre 1902. 



Einnahmen: 



Ausgaben: 



Mk. 



Mk. 



1. Kassenrest am 

31. 12. Ol . . 1443,52 

2. Für Warenver- 
kauf . , . 76981,92 



Sa. 78425,44 
3. Inventarwert 5230,96 



Sa. 83656,40 
Ab die Ausgaben . 75784,61 



1. Für Waren . 67748,95 

2. „ Gas, Wasser 

und Kohlen 531,95 

3. Für elektr. Be- 
leuchtung . . 16,25 

4. Für Kranken- 
versicherung . 29,34 

5. Pers. Aufwand 

(Löhne) . . 5874,52 

6. Sonst. Ausgaben 1583,60 



Bleibt Vermögen 7871,79 



75784,61 



Entzifferung des Vermögens: 

Zinstragend bei hiesiger Spar- 
kasse angelegt .... 2120, — Mk. 
Kassenrest am 31./12. 02 . . 520,83 „ 
Inventar 5230,96 „ 

7871,79 Mk. 
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über den Betrieb des Warenkaufsgeschäfts des 
Personals der Gross h. Güter Verwaltung Mannheim 

im Jahre 1902. 



Einnahmen: 



Mk. 



Ausgaben: 



Mk. 



1. Kassenrest 




1. 


Für Waren 


137237,10 


31./12. 1901 . 


2,23 


2. 


Porto u. Fracht- 




2. Für Waren- 






auslagen . 


823,84 


verkauf . 


142921,44 


3. 


Invent.- Neuan- 




Sa. 


142923,67 




schaffungen 


492,61 


3. Ausstände 




4. 


Persönl. Aus- 




Ende 1902 . 


1565,83 




gaben (Löhne 




4. Warenvorräte 






und Gehälter) 


4341,46 


im Werte von 




5. 


Wasser, Gas, 




Ende 1902 . 


7042,64 




elektr. Licht . 


17,60 


5. Inventarwert . 


870,40 


6. 


ünbegLWaren- 




6. Flaschenkonto 


80, 
152482,54 




rechnungen 


3232,04 
146144,55 


ab die Ausgaben 


146144,55 









VermögenEnde 1902 6337,99 

Entzifferung des Vermögensstandes: 

Warenvorrat .... 7042,64 Mk. 

Ausstände 1565,83 

hiventar 870,40 

Flaschenwert .... 80, — 

Kassenrest am 31./ 12. 1902 11,16 



t^ 



j» 



n 



Sa. 9570,03 Mk. 
ab unbeglich. Warenrechn. 3232,04 „ 



Reinvermögen Ende 1902 6337,99 Mk. 

„ 1901 5137,71 „ 



Somit Vermögenszunahme 1200,28 Mk. 
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Die Kantine und das Warenverteilungsgeschäft im Mann- 
heimer Personen- und Rangierbahnhof, sind in ganz ähnlicher 
Weise organisiert, wie die gleichen Einrichtungen des Zentral- 
güterbahnhofs. Die grossen und hübschen Räumlichkeiten und 
die Mittel zur Einrichtung dieser Kantine sind von der General- 
direktion zur Verfügung gestellt worden. Die Kantine umfasst 
einen grossen Speisesaal für 60 bis 80 Personen, eine grosse 
Küche und im zweiten Stockwerk einen AufenthaJtsraum ohne 
Wirtschaftsbetrieb. 

Die Verwaltung dieses Instituts wird durch einen Aus- 
schuss von Beamten und Arbeitern besorgt. Den Vorsitz führt 
das Stationsamt, dem zur Führung der Geschäfte ein Betriebs- 
leiter beigegeben ist. Diesem stehen ein Wirt, eine Köchin 
und zwei Verkäufer als Hilfskräfte zur Seite. Betriebsleiter 
und Mietskräfte werden aus den Mitteln der Kantinenverwaltung 
besoldet. Die Aemter der Ausschussmitglieder sind Ehren- 
ämter. 

hl der Kantine werden Speisen und Getränke zum Selbst- 
kostenpreis unter Zuschlag der Auslagen gegen Barzahlung 
abgegeben. Ein gutes, kräftiges Mittagessen, das aus ^/^ Liter 
Suppe, Fleisch und Gemüse besteht, kostet 35 Pfg. Ein etwas 
besseres Mittagessen wird in einem besonderen Speisesaal an 
die niederen Beamten für den Preis von 45 Pfg. verabreicht. 

Auf gleichen Grundsätzen, wie die Kantine, beruht das 
Warengeschäft, indem die gebräuchlichsten Haushaltungsartikel 
zum Verkauf gelangen. 

Für die entfernt gelegenen Teile des Rangierbahnhofes ist 
eine Filiale errichtet, in der Speisen und Getränke zu gleichen 
Preisen wie in der Hauptkantine erhältlich sind. 

Eine Anhäufung von üeberschüssen aus dem Kantinen- 
betrieb und dem Warengeschäft wird durch entsprechende 
Normierung der Verkaufspreise von Zeit zu Zeit vermieden, 
falls es nicht gebotener erscheint, die üeberschüsse zu not- 
wendigen Verbesserungen, Erweiterungen und Anschaffungen 
im Betriebe zu verwenden. 
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Schon vor dem Bestehen der Kantine war im Mannheimer 
Personen- und Rangierbahnhof die Einrichtung getroffen, Kaffee 
zum Selbstkostenpreis — Va ^^^^ ^^^ 5 Pfennige abzugeben. 

Jetzt wird in der Kantine am Tage und während der 
Nacht Kaffee mit Milch und Zucker zum Preise von 5 Pfennig 
verabreicht. Bier und Wein wird in der Zeit von 11 Uhr 
nachts bis 6 Uhr morgens nicht verkauft. Um nun dem Per- 
sonal, das man auf solche Art vor den Schäden des nächt- 
lichen Alkoholgenusses bewahren will, einen Ersatz zu bieten, 
findet während der kälteren Jahreszeit in der Zeit von 12 
bis 2 Uhr nachts eine Gratiskaffeeabgabe statt Jedem im 
Dienst stehenden Beamten und Arbeiter wird auf Verlangen 
eine Portion Kaffee mit Milch und Zucker kostenlos verabfolgt. 

Es werden im Monatsdurchschnitt 7000—8000 Kaffees 
abgegeben, wofür die Eisenbahn Verwaltung 300—400 Mk. zu 
zahlen hat. 

üeber den Betrieb des Warengeschäftes geben die Ein- 
nahmen für den Januar 1904 einen üeberblick. 

Einnahmen pro Januar 1904: 

a) Warengeschäft 9063,32 Mk. 

b) Kantine a 5147,91 „ 

c) Kantine b (FiUale) .... 2138,14 „ 

Sa. 16349,37 Mk. 

Die Preise in der Kantine stellen sich folgendermassen : 
hl der Kantine werden abgegeben: 

A. Speisen: Preis 

Portionenwurst (Leber, Lyoner u. Magen) 10 Pfg. 

Cervelat 9 „ 

Leber- und Griebenwurst .... 8 „ 

Rippchen und Knie 20 „ 

Häringe und Rollmöpse 8 „ 

Restaurationskäse Portion . . 10 „ 

Rahmkäse 10 „ 

Limburgerkäse 6 „ 

im 

i 
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B, Getränke 

Weisswein per ^/^ Liter 

1/ 

Zeller Rotwein ^/^ Liter Flasche 
Bordeaux Rotwein Flasche 
Bier heU V« Liter . . . 
*/4 Liter Flasche 
*/ijj Flasche 
dunkel ^/^ Liter 

„ 7* Liter Flasche 

?i »1 /lO 

Limonade 
Sodawasser . 



?7 
?5 



?5 



?? 



Mittagessen 

Ganze Mittagessen 
Suppe .... 
Fleisch .... 
Gemüse 
Fleischbrühe mit Ei 



Abendessen 
Suppe, Fleisch und Gemüse 



Preis 

20 Pfg. 

15 

90 

90 

12 

16 

9 
10 
15 

8 

9 

8 



35 Pfg. 
5 
20 
10 
15 



?? 



1^ 



?? 



jt 



35 Pfg. 



Nach denselben Grundsätzen, nach denen die Mannheimer 
Kantinen verwaltet werden, wurde auch in Karlsruhe im Juni 
1901 im westlichen Teile des Rangierbahnhofes eine Arbeiter- 
kantine ins Leben gerufen. Das Gebäude stellt die General- 
direktion zur Verfügung; das zur Einrichtung nötige Geld 
streckte sie vor. Nachdem man sich bald überzeugt hatte, 
dass sich das Unternehmen trotz der ausserordentlich niedrigen 
Preise für Speisen und Getränke gut rentierte, wurden von 
der Bahnverwaltung die nötigen Schritte unternommen, um 
auch die bisherige Restauration in eine Arbeiterkantine um- 
zuwandeln. Nach üeberwindung verschiedenartiger Schwierig- 
keiten wurde diese im Januar des Jahres 1902 eröf&et und 
in eigene Leitung der Beamten und Arbeiter gegeben. In 
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diesen Kantinen, die von der Verwaltung mietzinsfrei zur Ver- 
fügung gestellt werden, werden die üblichen Speisen, Getränke 
und andere Genussmittel — Kaffee, Sodawasser, Limonade, 
Wurstwaren, Backwaren, Käse, marinierte Fische, Gurken, 
Zigarren, Kautabak, jedoch auch Bier und Wein — zum 
Selbstkostenpreis verabfolgt. Zur Bereitung von Kaffee ist eine 
eigene Maschine vorhanden. Der Kaffee wird, um den Wein- 
und Bierkonsum etwas einzuschränken unter dem Selbstkosten- 
preis abgegeben. In der grösseren Kantine wird auch, um 
dem daselbst verkehrenden Fahrpersonal den Gang in die ent- 
fernt liegende Stadt zu ersparen, warmes Mittagessen unter 
dem Beschaffungspreis verabfolgt. Die Preise für Speisen und 
Getränke sind dieselben wie in der Mannheimer Kantine. 

Es sei schhesshch noch erwähnt, dass ähnliche Einricht- 
ungen, wie die im Mannheimer Zentralgüterbahnhof und in 
Karlsruhe, auch für die Hafenanlagen in Kehl in Aussicht ge- 
nommen sind. 

IL 

Neben diesen Massnahmen grösseren Stiles, verdienen auch 
die kleineren Einrichtungen Erwähnung, welche dem Zwecke 
dienen sollen, den Arbeiter vom Wirtshausbesuch fernzuhalten. 
Ein &lass vom 13. Juli 1903 spricht aus, dass die Durch- 
führung der Alkoholverbote erheblich erleichtert und gefördert 
werden kann, wenn dem Personal Gelegenheit zur Zubereitung 
warmer Speisen und Getränke gegeben wird. Die Eisenbahn- 
verwaltung hat zu diesem Zwecke in einer Anzahl von Stationen 
Gas- und Spirituskocher, sowie Wärmeöfen aufgestellt und dem 
Personal unentgeltlich zur Verfügung gestellt. Sie hat ferner 
in der Eisenbahnhauptwerkstätte in Karlsruhe einen Kaffee- 
apparat aufgestellt und gibt den Schmiedearbeitern unentgelt- 
lich Kaffee, vor allem, um an heissen Tagen die am Feuer 
beschäftigten Arbeitern vom übermässigen Genüsse von Bier 
und Wasser abzuhalten. 

Auch durch den freien Transport der Esskörbe und durch 
die Gelegenheit sich das Essen unentgeltlich anzuwärmen, wird 
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der Arbeiter vom Wirtshausbesuch abgehalten. Denselben 
Zwecken dienen auch die Kochkisten, welche die Eisenbahn- 
verwaltung in neuester Zeit bei ihren Arbeitern einzuführen 
sucht und welche bisher sehr gute Resultate gezeigt hatten. 
Solche Kochkisten sind einfache Holzkisten, die mit einer 4 
bis 5 Centimeter dicken Schichte Holzwolle, Heu oder Stroh 
ausgepolstert sind und in welche Kochtöpfe aller Art mit an- 
gekochten Speisen eingesetzt und warm erhalten werden können. 
Der Vorteil, der durch solche Kochkisten erzielt wird, besteht 
darin, dass die Speisen etwa eine halbe Stunde angekocht und 
dann vom Feuer weg im Topf in die Kiste verpackt werden, 
darin von selbst gar kochen, bis zu zehn Stunden heiss bleiben 
und als fertiges warmes Mittagessen genossen werden können. 
Wenn diese Kochkisten trotz der günstigen Ergebnisse, welche 
ihre probeweise Einführung gezeitigt hatte, von den Arbeitern 
bisher nur wenig gekauft wurden, so liegt die Ursache dieser 
Erscheinung wohl vor allem im Preise der Kocher — ein 
„Lange'scher Garkocher" kostet 7 Mark, ein „Phänomenal- 
kocher" 10 Mark — dann aber auch darin, dass dem Arbeiter 
durch die Möglichkeit der Nachsendung der Esskörbe und 
durch die Einrichtungen zum Erwärmen der Speisen ander- 
weitige Gelegenheit geboten ist, sich mit warmem Essen zu 
versorgen. 

Als eine wichtige Einrichtung^ den Arbeiter, namentUch 
dann, wenn er genötigt ist, auswärts zu übernachten, daran 
zu hindern, Wirtshäuser zu besuchen, sind die AufenthaJts- 
und üebemachtungslokale anzusehen. - 

Dem im Fahrdienst stehenden Personal sowohl wie dem 
im Arbeitsverhältnis stehenden Bediensteten werden, wenn sie 
auswärts übernachten müssen, von der badischen Eisenbahn- 
verwaltung üebemachtungsräume mit Betten, Bettwäsche und 
sonstiger Ausstattung unentgeltlich zur Verfügung gestellt. In 
einem solchen üebemachtungsräume sind, seiner Grösse ent- 
sprechend, mehrere Betten aufgestellt, wobei nicht ausser Acht 
gelassen wird, dass genügend Luftraum vorhanden ist. Die 
Bedienung dieser Lokale, sowie die Beheizung und Beleuchtung 



m 
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geschieht durch das Personal der Verwaltung. Da meist jede 
Nacht andere Leute im gleichen Räume übernachten und die 
Betten von mehreren Personen hintereinander benützt werden, 
wird ein häufigeres Wechseln der Bettwäsche nötig; dasselbe 
erfolgt alle 4 — 8 Tage. 

hl Mannheim befinden sich die Räume für die üeber- 
nachtung des Zugpersonals teUs in besonderen zu diesem 
Zwecke errichteten Aufenthaltsgebäuden, von denen das eine im 
Personenbahnhof, ein zweites im Rangierbahnhof liegt, teils 
auch im Personenbahnhofsgebäude selbst 

Die üebemachtungsräume sind meist zweifenstrige, 3,50 
Meter hohe, heizbare Zimmer, von 20 — 22 Quadratmeter Fläche, 
in denen durchschnittlich 4 — 5 Betten stehen. Die Bettwäsche 
wird in den Räumen für das Fahrpersonal alle 8 Tage, in 
denen für das Lokomotivpersonal alle 4 Tage gewechselt. Die 
peinlichste Sauberkeit dieser Räume fällt dem Besucher sofort 
ins Auge. 

hl jedem Stockwerk des Aufenthaltsgebäudes befindet sich 
fiir körperliche Reinigung ein grösserer Waschraum mit Wasser- 
leitung und Waschbecken. 

Aufenthaltslokale befinden sich teilweise in den sogenannten 
Aufenthaltsgebäuden, wo auch die üebernachtungszimmer liegen, 
teilweise auch im Bahnhofsgebäude selbst. Die Aufenthalts- 
lokale, in denen das Personal seine Ruhe- und Esspausen ver- 
bringt, sind, wo mit Rücksicht auf die Dienst- und Ruhezeit 
ein Bedürfnis dazu vorliegt, mit Pritschen, nebst Matratzen und 
Kopfpolstern und ausserdem, sofern die Oefen zu diesem Zwecke 
nicht benützt werden können, mit Gas- oder Spirituskochern 
ausgerüstet, um dem Personal das Wärmen oder Kochen mit- 
gebrachter Speisen zu ermöglichen. 

Aufenthaltslokale für Rangierer und Arbeiter sind im Per- 
sonen- und Rangierbahnhof an verschiedenen geeigneten Plätzen 
errichtet. Sie dienen zum Wechseln und Trocknen der Kleider, 
zum Aufenthalt in den Arbeitspausen und zum Einnehmen des 
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Frühstücks und der Vesper. Die zu diesem Zwecke dienenden 
Gebäude sind meist aus Wellblech gefertigt und bieten für 10 
bis 20 Personen Raum. 

Gleiche Aufentbaltsräume finden wir auch für die in den 
Güter- und Werfthallen des Mannheimer Hafengebietes von der 
Eisenbahnverwaltung beschäftigten Arbeiter. Diese Räume 
liegen teils in den Hallen selbst, teils auch in hölzernen oder 
aus Wellblech erbauten Lokalen. 

um namentlich das Fahrpersonal vom auswärtigen Wirts- 
hausbesuche abzuhalten, sind in mehreren Aufenthaltslokalen 
Zeitschriften und Rücher aufgelegt und in Karlsruhe mit der 
Kantine ein Lesezimmer verbunden. Zur Aufklärung des Per- 
sonals über die schädlichen Wirkungen des Alkoholgenusses 
hat die Verwaltung die Flugblätter Nr. 1 und 2 des Rheinischen 
Verbandes gegen den Missbrauch geistiger Getränke in Plakat- 
form in allen Diensträumen der Reamten, in den Aufenthalts- 
und üebernachtungslokalen des Stations- und Fahrpersonals, 
in den Werkstätten, Magazinen, sowie in den Wachthütten der 
Hahn- und Weichenwärter anschlagen lassen. Femer wurde 
ein Rüchlein, betitelt: „Der Alkohol" bei dem gesammten Per- 
sonal des äusseren Dienstes in Umlauf gesetzt und die Zeit- 
schrift „Der enthaltsame Eisenbahner" in mehreren Aufenthalts- 
lokalen aufgelegt. 

Zu erwähnen wäre endlich, dass die Rahnhofwirtschaften 
verpflichtet sind, dem Dienstpersonal ermässigte Preise einzu- 
räumen und dass zur Zeit Erhebungen im Gange sind, welche 
den Zweck haben, für das Personal einheitliche und besonders 
massige Preisfestsetzungen für alkoholfreie Getränke und für 
warmes Essen zu erlangen« 
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IV. Kapitel. 

Kleinere ^SSTolilfalirtseinriclitungen. 

I. 

Bei den badischen Staatseisenbahnen besteht schon seit 
einer Reihe von Jahren die Einrichtung, dass aus den Beständen 
der Verwaltung an Beamte und Arbeiter auf Ansuchen Kohlen 
für den Hausbedarf abgegeben werden. Die Abgabe erfolgt an 
das gesammte Personal der Eisenbahn- und Dampfschiflfahrts- 
verwaltung mit Ausnahme derjenigen ledigen oder verwitweten 
Personen, welche keinen eigenen Hausstand haben, sowie der- 
jenigen Arbeiter, die bei Beginn der Abgabezeit nicht mindestens 
ein Jahr lang ununterbrochen im Dienste der Verwaltung ge- 
standen sind. Sie erfolgt des weiteren an Zollstellen (auch 
an schweizerische) und Beamten der Zollverwaltung, soweit 
diese Stellen und Beamten unmittelbaren dienstlichen Verkehr 
mit der Eisenbahnverwaltung unterhalten und die Beamten nicht 
unter die oben genannte Beschränkung fallen und wird endlich 
auch noch an Bahnhofwirte und Verladeunternehmer gewährt 

Wer Kohlen zu beziehen wünscht, hat in der ersten Hälfte 
des Monats Juni seinen Jahresbedarf für die Zeit vom 1. August 
bis zum 31. Juli anzugeben. 

Die Abgabe der Kohlen erfolgt zu Selbstkostenpreis — 
der zur Zeit Mk. 14.20 für die Tonne beträgt — unter Zu- 
schlag der Wagenladungsfracht. Sie geschieht an denselben 
Empfänger und die gleiche Station nur einmal im Monat und 
zwar für die am Sitze eines Filialmagazins oder einer Material- 
niederlage ohne den Abnehmer in der Zeit vom 8. bis 24.; 
für die ausserhalb Wohnenden vom 20. bis zum Ende des 
Monats. 

Der Verkauf der bezogenen Kohlen ist nur im Falle der 
Entlassung, zur Ruhesetzung oder Versetzung gestattet. Im 
Uebrigen ist die Abgabe an einen Dritten strengstens untersagt. 

Die Einzelabgaben sollen nicht unter 7a Tonne herunter- 
gehen und nur in ganzen oder Vio Tonnen stattfinden. 
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Im Verlaufe der Jahre ist von dieser Einrichtung in er- 
heblich steigendem Masse Gebrauch gemacht worden, in den 
einzelnen Jahren wurden folgende Mengen verabfolgt: 

. Okt. 1 895—30. Sept. 1 896 an 4752 Beamte u. Arbeit. 6225 Ton. 
. „ 1896—30. „ 1897 „ 4836 „ , „ 6470 „ 
. „ 1897—30. , 1898 „ 5234 „ „ „ 6839 „ 
. „ 1898—30. „ 1899 „ 5844 „ „ „ 8179 „ 
. „ 1899—30. „ 1900 „ 8440 „ „ „ 13628 „ 

IL 

Den ständigen Arbeitern, welche eine vorschriftsmässige 
Uniform zu tragen haben, wird diese zum grössten Teil von der 
Verwaltung unentgeltlich verabfolgt. So erhalten die Arbeiter 
welche eine Dienstmütze zu tragen haben, diese ohne Entgelt. 
Hilfsschaffner, Hilfspförtner und ständige Depeschenträger werden 
auf Kosten der Verwaltung mit Dienstmantel und Dienstrock 
ausgestattet. Dieselben Kleidungsstücke können auch Bahnsteig- 
wärter, Hilfsbureaudiener und Hilfsstationsmeister erhalten. Die 
zur Dienstkleidung passenden Hosen haben diese Bediensteten 
jedoch aus eigenen Mitteln anzuschaffen. Die ständigen Bremser, 
Güterpacker und Wagenwärtergehilfen erhalten die Mäntel un- 
entgeltlich und zu unbeschränkter Benützung ; die nichtständigen 
Arbeiter dieser Kategorien, sowie die zum Dienst als Bahn-, 
oder Weichenwärter verwendeten Arbeiter und die Nachtwächter 
erhalten solche Dienstmäntel nur für die Dauer ihrer Ver- 
wendung. Für Diensthosen, Mäntel und blauleinene Juppen, 
welche die Arbeiter auf ihr Verlangen gegen Abzug der Kosten 
am Lohnguthaben erhalten, übernimmt die Verwaltung 25 7o 
der Anschaffungskosten auf die Betriebskasse, sodass die Arbeiter 
dafür nur noch 75 ^/^ des Selbstkostenpreises zu zahlen haben. 

Zur Benützung bei Regen stehen dem, dem Wetter be- 
sonders ausgesetzten Personal (Rangierer) wasserdichte Schutz- 
kleider in Juppenform mit Kapuzen zur Verfügung, die auf 
Kosten der Eisenbahnverwaltung im Jahre 1900 eingeführt 
wurden. Der Einzelwert einer solchen Juppe beträgt 25,50 Mk. 
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Auch hat man, da die Dienstmäntel durch ihre Länge 
raschen Bewegungen hinderlich und daher für den Rangier- 
dienst weniger geeignet sind, im Winter 1903 versuchsweise 
für die kältere Jahreszeit wasserdichte Lodenjuppen mit Biber- 
futter beschafft und dem Rangierpersonal in gleicher Weise, 
wie die Regenschutzjuppen, zugewiesen. Der Wert einer solchen 
Juppe beträgt za. 15. — Mk. 

Seit dem Jahre 1902 wurden von der Eisenbahnverwaltung 
auch Versuche gemacht, das Fahrpersonal auch im Winter 
mit warmer Fussbekleidung zu versorgen. Zu diesem Zwecke 
wurden im Winter 1902 die Bremser in Villingen und Hausach, 
im ganzen etwa 70 Mann, probeweise mit Filzstiefeln nach 
dem Muster der bei der Main- Neckar-Bahn eingeführten, aus- 
gerüstet. Diese Stiefel mit hohen Rohren und guter Fütterung 
sind von dauerhafter Qualität und kosten za. 13 Mk. 

Da man nach den bisherigen Proben noch nicht zu einem 
abschliessenden urteil gelangen konnte, wurde für den Winter 
1903 ein weiterer, grösserer Versuch in Aussicht genommen 
und im ganzen 200 Paar Filzstiefel durch die Betriebsinspek- 
toren an die Bremser abgegeben. Ein definitives Resultat 
steht noch aus, doch scheint es ausser Zweifel zu stehen, dass 
diese Einrichtung sich als nützlich bewähren wird. 

111. 

Mit Rücksicht auf die weite Entfernung des Zentralgüter- 
bahnhofes in Mannheim von den dort bestehenden Badeein- 
richtungen wurden im Jahre 1895 in jenem ein Brausebad 
eingerichtet, das einen Kostenaufwand von rund 15000 Mk. 
erforderte und in einem für diesen Zweck angelegten Gebäude 
drei Zellen für Einzelbäder und einen Raum mit 8 Brausen 
enthält. 

Zur Benützung des Brausebades ist das Personal der Eisen- 
bahn- und Zollverwaltung und dessen Familie berechtigt. Im 
Uebrigen wird aber, soweit es die Raumverhältnisse gestatten, 
auch den im Zentralgüterbahnhof beschäftigten Privatpersonen 
die Benützung des Bades gestattet. 
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Die Anstalt ist vom 1. Mai bis zum 31. August an Wochen- 
tagen von 6 Uhr morgens bis 6 Uhr abends, an Sonntagen 
von 6 Uhr morgens bis 12 Uhr mittags geöffnet. In der 
übrigen Zeit ist die Benützung der Anstalt auf die drei Tage: 
Freitag, Samstag und Sonntag beschränkt; mit Eintritt der 
kälteren Jahreszeit wird die Anstalt nur noch Freitag und 
Samstag Nachmittag sowie Sonntag Vormittag offen gehalten. 
Als Badezeit für Frauen ist der Freitag Nachmittag und in 
der wärmeren Jahreszeit auch der Dienstag Nachmittag be- 
stimmt 

Für die Benützung der Badeanstalt ist eine Gebühr zu 
entrichten, die bei Benützung des gemeinschaftlichen Auskleide- 
und Baderaumes 5 Pfg. und bei Benützung der Einzelzellen 
10 Pfg. beträgt. Badewäsche und Seife haben die Badenden 
selbst mitzubringen; doch ist dem Badewärter gestattet, eigene 
Wäsche und Seife gegen eine Gebühr von 5 Pfg. zur Ver- 
fügung zu halten. 

Um die Anstalt möglichst vielen Personen zugänghch 
machen zu können, darf die Badezeit 20 Minuten nicht über- 
steigen. Die Aufrechterhaltung grösster Ordnung und Sauberkeit 
in der Anstalt ist dem Wartepersonal — einem Invalidenrente 
beziehenden ständigen Arbeiter und dessen Ehefrau, — zur 
Pflicht gemacht. 

In der Anstalt wurden genommen: 



Zeit 


• 
• 


in den Eii 


izelzellen 


i: im gemeinschaftl. I 


Im Jahre 


1895 


3361 


Bäder 


3327 Bäder 


V V 


1896 


3226 


V 


3515 „ 


T) r 


1897 


3974 


V 


4068 , 


V n 


1898 


4165 


n 


4752 „ 


7? r 


1899 


3806 


» 


4954 „ 


n T 


1900 


3824 


n 


4446 „ 


r T 


1901 


4150 


)■ 


4245 , 


V r, 


1902 


3962 


» 


3720 „ 


in 8 Jahren 


30468 Bäder 


33027 Bäder 
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Die Anstalt wurde benutzt: 



Im Jahre 1895 von 






6688 Personen 


n r, 1896 , 






. 6741 „ 


r, r, 1897 „ 






8042 „ 


r, . 1898 , 






8917 „ 


„ » 1899 „ 






8760 


. r, 1900 „ 






8270 


. « 1901 , 






8395 


» 7) 1902 „ 






7682 


Zusanunen von 


. 63 495 Personen. 



Im Durchschnitt wurde die Anstalt jährlich von 7937 Per- 
sonen besucht, die 3809 Bäder in Einzelzellen und 4128 Bäder 
im gemeinschaftUchen Räume nahmen. Die durchschnittUche 
Jahreseinnahme beträgt 793,70 Mk. 

Nach den gleichen Prinzipien, wie das Brausebad des 
Güterbahnhofs, wurde im August 1902 auch in dem Mann- 
heimer Personenbahnhof eine Badeanstalt mit einem Kosten- 
aufwand von 23500 Mk. errichtet. 

Das geräumige und schmucke Gtebäude enthält einen Vor- 
und Warteraum, ein Schalter- und Wäschezimmer und 16 
Kabinen für warme und kalte Bäder und Douche. 

Der Preis für ein Wannenbad beträgt für das Beamten- 
und Arbeiterpersonal und dessen Familie 10 Pfg. ohne Bade- 
wäsche. 

Im Jahre 1903 wurden 11177 Bäder ä 10 Pfg. und 3437 
Bäder ä 15 Pfg. abgegeben und dafür eine Einnahme von 
1633,25 Mk. erzielt, die sich auf die einzelnen Monate wie 
folgt, verteilt: 

Januar 94, — Mk. 

Februar 100,~ 

März 126,60 

April 111,90 

Mai 179,70 



^^ 



5? 



n 



Uebertrag 612,20 Mk. 



?1 
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üebertrag 612,20 Mk. 

Juni 167,90 „ 

Juü 174,35 „ 

August 196,65 „ 

September 154,80 „ 

Oktober 123,— „ 

November 106,35 

Dezember 98, — 

1633,25 Mk. 

In der Eisenbahnhauptwerkstätte in Karlsruhe wurde im 
Jahre 1898 eine Badeanstalt erbaut. Sie enthält eine grosse 
Anzahl Einzelzellen für Wannenbäder und dient dem gesammten 
auf der Station verkehrenden Eisenbahnpersonal. Der Preis 
beträgt für das Bad 10 Pfg. Auch den Familienangehörigen 
ist die Benützung des Bades zum Preise von 15 Pfg. gestattet. 
An einigen Nachmittagen der Woche ist die Anstalt nur für 
Frauen und an einigen Abenden von 6 Uhr ab nur für das 
Werkstättepersonal geöffnet. 

Nach dem Muster der Karlsruher Badeanstalt wurden im 
Jahre 1901 auch auf den Stationen Lauda, Heidelberg und 
Villingen Badeanstalten erbaut. Der Bau weiterer Bäder ist 
beabsichtigt. 

Zur ausschUesslichen Benützung durch das Fahr- und 
Werkstättepersonal bestehen endlich schon seit vielen Jahren 
auf einer grösseren Zahl von Stationen kleinere Badeeinricht- 
ungen mit einigen Badewannen. 

IV. 

Um die jüngeren, noch nicht schulpflichtigen Kinder der 
Eisenhahnbeamten und Arbeiter zu beaufsichtigen und zweck- 
mässig zu beschäftigen, wurde im Zentralgüterbahnhof in 
Mannheim am 9. Januar 1902 eine Kleinkinderschule eröffnet. 
Sie befindet sich auf der Neckarspitze in einem zweistöckigen 
Gebäude, das eigens für diesen Zweck mit einem Kostenauf- 
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wand von rund 35000 Mk. erbaut wurde. Der erste Stock 
enthält einen sehr geräumigen Schulsaal, eine gedeckte Veranda 
und ein Lehrerinnenzimmer, der zweite Stock neben der aus 
zwei Zimmern und einer Küche bestehenden Wohnung für die 
Lehrerin, noch eine Beamtenwohnung. 

Die Kinderlehrerin ist eine geprüfte Schwester der Klein- 
kinderbewahranstalt in Karlsruhe und untersteht der General- 
direktion in Karlsruhe, dem Betriebsinspektor und der Güter- 
verwaltung in Mannheim. Der Vorstand der Letzteren übt die 
unmittelbare Dienstaufsicht aus; an ihn hat sich die Kinder- 
lehrerin in allen dienstiichen und persönlichen Angelegenheiten 
zunächst zu wenden. 

Die Kinderlehrerin erhält neben freier Wohnung, Heizung 
und Beleuchtung, eine Jahresvergütung von 500 Mk. und für 
gute Dienste eine jährliche Weihnachtsgratifikation von 50 Mk. 
Ausserdem zahlt die Eisenbahnverwaltung noch an die Klein- 
Mnderbewahranstalt in Karlsruhe einen jährlichen Beitrag von 
30 Mk. 

Die gut verwaltete Schule erfreut sich einer verhältnis- 
mässig lebhaften Benützung. Sie wurde in den ersten zehn 
Jahren ihres Bestehens besucht: 

Im Jahre 1898 von 74 Kindern 



Im Jahre 1892 von 


1 49 Kindern 


„ ., 1893 „ 


63 „ 


„ „ 1894 „ 


69 „ 


„ „ 1895 „ 


71 „ 


„ „ 1896 „ 


73 „ 


„ „ 1897 „ 


72 „ 



15 



5? 



n 



?5 



n 



5? 



5? 



95 



1899 


55 


71 


1900 


55 


86 


1901 


55 


77 


1902 


t^ 


75 



55 



55 



55 



55 



Demnach im Jahresdurchschnitt von 71 Kindern. 

hl dem Schulsaale der Kleinkinderschule werden, ausser 
den Lehrstunden, auch je einmal in der Woche abends eine 
Bibelstunde und alle 14 Tage ein evangelischer Sonntagsgottes- 
dienst abgehalten. Auch kirchliche Handlungen, z. B. Kinds- 
taufen werden darin vorgenommen. 
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Sclilussisrort. 

Werfen wir am Ende unserer Betrachtung noch einen 
kurzen kritischen Blick auf das Bild, das in diesen Blättern 
gezeichnet wurde, so müssen wir uns zunächst darüber klar 
sein, dass kein absoluter Masstab uns zu einer richtigen Be- 
wertung führen kann. Nicht nach der Menge und Masse des- 
jenigen, was tatsächlich geleistet worden ist, dürfen wir eine 
Einrichtung beurteilen, die in der Hauptsache doch erst ein 
Kind weniger Jahre ist. Die Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen 
der badischen Eisenbahnen bieten heute das Bild einer Ent- 
wicklung. Und nur dieses Eine können wir erwägen, ob sich 
nach dem bisherigen Gange dieser Entwicklung hoffen lässt, 
dass auch der weitere Weg ein guter sein und zu einem ge- 
deihlichen Ziele führen wird. Dieser Hoffnung darf man sich 
aber wohl hingeben ; denn durch all das, was bisher geschaffen 
wurde, zieht sich wie ein roter Faden jener moderne sozial- 
politisch-reife Geist, den wir in den einleitenden Worten als 
von höchster Bedeutsamkeit für jede Wohlfahrtseinrichtung be- 
zeichnet haben. Und das Streben, schöne menschliche Be- 
ziehungen zu den Arbeitern herzustellen, ohne die persönliche 
Freiheit dieser einzuschränken, geht mit einem zielbewussten 
Schaffenswillen Hand in Hand, der in dem raschen Tempo, 
in dem Wohlfahrtseinrichtungen geschaffen werden, seinen 
Ausdruck findet. Im Jahre 1900 wurden für solche Einrich- 
tungen 2055450 Mk. = 3,40^0 der Gesammtausgaben aus- 
gegeben, im Jahre 1901 stieg diese Summe auf 2 273 533 Mk. = 
3,79 ^/^j der Gesammtausgabe, im Jahre 1902 endlich auf 
2453733 Mk. = 3,99 7o der Gesanmitausgabe ; und das neue 
Budget für 1904/05, das für Wohlfahrtszwecke 2 697 700 Mk. 
fordert, zeigt am deutlichsten, dass die Eisenbahnverwaltung 
den Willen hat, auf diesem Wege rastlos weiterzugehen. 
Dieser Wille aber scheint uns das Entscheidende zu sein; die 
tatsächlichen Leistungen sind dann nur eine Frage der Zeit. So 
weit solche aber vorliegen, — und ihre Zahl ist ja, wie wir 
gesehen haben, eine nicht unbeträchtliche — legen sie Zeugnis 
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ab, dass diejenigen, die sie geschaffen, ihre Aufgabe richtig 
und weitherzig erfasst haben. In den Einrichtungen die das 
Gesetz zu des Arbeiters Schutze vorschreibt, hat die badische 
Eisenbahnverwaltung fast durchweg Höchstleistungen zu ver- 
zeichnen, und dass sie, wenn das Gesetz in der Gewährung 
von Unterstützungen einen Spielraum lässt, sich in jenen immer 
auf der obersten Grenze hält, ist ihr umso höher anzurechnen, 
als sie dabei nicht unbedeutende finanzielle Schwierigkeiten zu 
überwinden hat. Den Arbeiterausschuss hat sie in einer Weise 
organisiert, die dem Arbeiter Gelegenheit gibt, offen auszu- 
sprechen, was ihn bedrückt und die dadurch, dass sie ihn an 
Einrichtungen zu seinem Wohle mitberatend teilnehmen lässt, 
diesen das Odium einer patriarchalischen Bevormundung nimmt. 
Der gerade für den Eisenbahnarbeiter so verderblichen Trunk- 
sucht wird nicht blos durch Verbote und Strafen entgegenzu- 
arbeiten gesucht, indem die Eisenbahnverwaltung vielmehr die 
Ursachen zu beheben betrachtet, die den Arbeiter dem Trünke 
zuführen, indem sie ihm Gelegenheit gibt, gut und billig zu 
speisen und ihm einen unschädlichen Ersatz für den Brannt- 
wein bietet, sucht sie das Uebel an der Wurzel zu fassen. 
Mit der Gewährung von Baudarlehen und den Bau gesunder 
Arbeiterwohnungen hat sie einen verheissungsvollen Anfang 
gemacht, die Grundlagen einer guten Lebenshaltung des Arbeiters 
zu fertigen. Und all die kleineren Wohlfahrtseinrichtungen 
endhch — wie die Krankenpflegestation und die Kleinkinder- 
schule, die Sorge für billige Beschaffung von Bekleidung und 
Kohlen, die Errichtung von Warenverteilungsgeschäften und 
Bädern — geben uns das Recht, von einer wirklichen Anteil- 
nahme an dem persönlichen Geschicke des Arbeiters zu sprechen. 
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Zur Einleitung. 



1. Vgl. Albrecht : Handbuch der sozialen Wohlfahrtspflege in Deutsch- 
land, 1902. 

2. Vgl. V. Erdberg, die Wohlfahrtspflege 1903. 

3. Vgl. Philippovich, Grundriss der politischen Oekonomie, II. Bd. 
1. Teü, 1899, S. 195. 

4. Philippovich a. a. 0. 

5. Vgl. Herkner, „Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen^* im „Sozialpolitischen 
Zentralblatt" I. S. 247. 

6. Vgl. Herkner, Die Arbeiterfrage, S. 170. 

7. Vgl. Münsterberg : Zentralstellen für Armenpflege und Wohltätigkeit 
Jena 1897. 

8. Vgl. Philippovich a. a. 0. 

9. Vgl. Philippovich a. a. 0. 

10. Vgl. Schmoller, Zur Sozial- und Gewerbepolitik, 1890, S. 418 ff. 



Zum ersten Teile. 

I. Kapitel. 
I. 

1. Der Entwurf einer Novelle zur Abänderung des Kranken Versicherungs- 
gesetzes hat die Arbeiterkreise vielfach enttäuscht, weil er von 
einer grundlegenden Reform des Krankenversicherungswesens ab- 
sieht und nur die dringende Frage, die Ausdehnung der Unter- 
stützungsdauer auf 26 Wochen und die dadurch notwendige Er- 
höhung der Maximalgrenze für die Beitragssätze enthält. („Bad. 
Eisenbahner'^ 3. Jahrg. No. 10). 

2. Vgl. § 6 der Statuten ; §§ 20, 22, 6 Abs. 1, Z. 2, § 21, Abs. 1, Z. la 
des Gesetzes; Nachtrag III der Statuten. 
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8. Höher als 3®/o dürfen die Beiträge einschliesslich des Arbeitgeber- 
zuschusses nur dann festgesetzt werden, wenn es zur Deckung der 
Minimalleistungen erforderlich ist. Eine niedrigere Bemessung ist 
nicht ausgeschlossen, sofern die Deckung der Mindestleistungen 
trotzdem gesichert erscheint. 

4 Vgl. § 6 der Statuten. 

5. Vgl. § 7 der Statuten, § 26 Abs. 1 und B des Gesetzes. 

6. Vgl. darüber das später vergleichsweise herangezogene Material. 

7. Vgl. § 10 der Statuten, § 6, Abs. 1, Z. 1 des Gesetzes ; Nachtrag IV 
der Statuten. 

8. Hat ein Mitglied ununterbrochen 52 Wochen oder in 2 Jahren 
52 Wochen Unterstützung erhalten, so erhält es im Laufe der 
nächsten 12 Monate im Unterstützungsfalle der gleichen nicht ge- 
hobenen Krankheitsursache nur die Mindestleistung. 

9. Vgl. § 11 der Statuten; § 6, Abs. 1, Z. 2, § 21, Abs. 1, Z. la des 
Gesetzes. 

10. Vgl. § 12 der Statuten ; § 7, Abs. 1 und 2, § 21, Abs. 1, Z. 3 des 
Gesetzes. 

11. Vgl. § 57, Abs. 2, § 57a, Abs. 1—3, § 76 c, Abs. 1 des Gesetzes, 
§ 7, Abs. 2 des Unfall vers.-Gesetzes v. 11. Juli 1887. 

12. Vgl. darüber das später über Familienangehörige Gesagte. 

13. Vgl. § 11, Abs. 2 der Statuten; § 21, Z. 4 und 6, § 20, Abs. 1, Z. 2 
des Gesetzes. 

14. Vgl. § 13 der Statuten ; § 20, Abs. 1. Z. 3 und Abs. 3, § 21, Abs. 1, 
Z. 6 und 7 des Gesetzes. 

15. Vgl. § 10, Abs. 3, § 12 der Statuten, § 21 des Gesetzes. 

16. Doch gehört eine solche Unterstützung nicht zu den notwendigen 
Leistungen der Kasse. 

17. Nach dem Gesetze kann ein solches Sterbegeld im Höchstbetrage 
von ^/^ des Sterbegeldes des Mannes für die Ehefrau und von der 
Hälfte bei einem Kinde gewährt werden. 

18. Die Kasse bezahlt die Rechnung und zieht ^j^ auf Antrag in Teil- 
beträgen ein. 

19. Nach dem Artikel „Die Arbeiterversicherung u. s. w.'* im „Badischen 
Eisenbahner'* 2. Jahrg. No. 29. 

20. Nach dem Artikel von Viktor Keller : Die Eisenbahnbetriebskranken- 
kasse und ihre Leistungen, im „Bad. Eisenbahner** 2. Jahrg. No. 8 
und No. 10. — Die unter „Preussen*' angeführten Leistungen stützen 
sich in diesem Artikel auf die Leistungen der Betriebskrankenkasse 
für den Eisenbahndirektionsbezirk Berlin. 
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n. 



1. Vgl. Jahresbericht 1889 und Vorschriften für den bahnärztlichen 
Dienst, 1902. 

2. Vgl. § 1 und 3 der Vorschriften. 

3. Vgl. § 1, Abs. 1, Z. 4 der Vorschriften. 

4. Vgl. § 1, Abs. 1, Z. 6 der Vorschriften, 
ö- ^8\' § 2 der Vorschriften. 

6. Vgl. § 2 der Vorschriften. 

^- Vgl. §§ 14—16 der Vorschriften. 

8. Vgl. Verhandlungen des 31. deutschen Aerztetages in Köln am 
11. und 12. September 1903, ferner: Bericht der Reichstagsverhand- 
lungen vom 28. April 1903, besonders die Reden der Abgeordneten 
Trimborn, Hoffmann (Hall), Spethmann, Roesicke (Dessau), Molken- 
buhr und Lenzmann. 

9. Molkenbuhr, der sich besonders gegen dieses Argument wendet, 
führt an, dass im Jahre 1893 die Krankenkassen 7106000 Mitglieder 
hatten, und an Aerztehonorar 21400000 Mk. zahlten. Im Jahre 
1900 war die Zahl der Mitglieder auf 9500000, also um 2400000 
gestiegen, das Aerztehonorar aber von 21400000 auf 34 Mill. Mk. 

10. Vgl. das Referat des Dr. Winkelmann-Barmen am Kölner Aerztetag. 
Der Referent spricht in dieser Hinsicht von „platonischen An- 
hängern der freien Arztwahl''. 

11. Vgl. den Kommissionsbericht der H. Kammer 1900/01 über das 
Spezialbudget der Verkehrsanstalten. 

n. Kapitel. 

I. 

1. Vgl. § 1 der Statuten, vgl. §§ 8 und 9 des Gesetzes. 

2. Vgl. § 2 der Statuten, vgl. § 1, Z. 1 und 2, § 6 und § 6, Ab«. 
1 und 2 des Gesetzes, lieber freiwillige Versicherung § 3 der Sta- 
tuten. Vgl. § 14 des Gesetzes. 

3. Vgl. § 8, Abs. 2 der Statuten. Vgl. § 142 des Gesetzes. 

4. Vgl. § 7 der Statuten; vgl. § 3, Z. 1, § 34 des Gesetzes. 

5. Vgl. § 11 der Statuten. Vgl. §§ 5, 15, 16, 17, 24 des Gesetzes. 
Dauernd erwerbsunfähig sind solche Personen, die nicht mehr ein 
Drittel desjenigen erwerben können, was gesunde Personen derselben 
Art mit ähnlicher Ausbildung in derselben Gegend zu verdienen 
pflegen. 

6. Vgl. § 12 der Statuten; vgl. §§ 28, 29 des Gesetzes. 

7. Sind keine 500 Beitrags wochen nachgewiesen, so werden für die 
fehlenden Wochen die Beiträge der Lohnklasse I angenommen. 
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8. Nach dem Artikel : „Die Arbeiterversicherungsgesetze u. s. w. im 
„Bd'dischen Eisenbahner.' ' 

9. Diese Bestimmung ist besonders für Lungenkranke von grosser Be- 
deutung. Die Arbeiter stehen sich hierin besser als Beamte. Vgl. 
den in Anm. 8 zitierten ArtikeL 

10. Vgl. § 15 der Statuten. §§ 48, 44, 128 des Gesetzes. 

11. Vgl. § 17 der Statuten, § 25 des Gesetzes. 

IL 

1. Ueber die Abteilung A der Arbeiterpensionskasse vgl. das im vorigen 
Kapitel Gesagte. 

2. 1897 wurde aus den Mitteln des Reservefonds der Abteilung A ein 
unmittelbar neben dem Dienstgebäude der Eisenbahnhauptkasse 
gelegenes grösseres Privathaus als Dienstgebäude für die Pensions- 
und Betriebskrankenkasse für 130000 Mk. erworben. Nach Hinzu- 
setzung der Kosten für die Instandhaltung repräsentiert es einen 
Wert von rund 151200 Mk. 

3. Vgl. § 2, Abs. 1 des Gesetzes. 

4. Die jederzeit aufgegeben werden kann. 

5. Es konnten der Abteilung B wenn alle beitrittsberechtigten Leute 
eingetreten wären, Ende 1899 mindestens 10500 Mitglieder ange- 
hören, statt dessen waren es nur 6826 gegenüber einem Mitglieder- 
stande bei Abteilung A von 14860 Mitgliedern. (Zimmermann). 

6. Zimmermann nimmt an, dass die Mitgliederzahl bei der Abteilung B 
den Beharrungszustand nahezu erreicht hat und die Zunahme 
fernerhin nur noch gering sein wird. 

7. Vgl. darüber das später über Witwen- und Waisengeld Gesagte. 

8. In vollem Betrage werden die Beiträge nur dann ausgezahlt, wenn 
die Mitglieder wegen Dienstunfähigkeit aus dem Dienste entlassen 
werden müssen (vgl. dazu § 37, Abs. 4 der Statuten. 

9. Nach § 15, Abs. 2 des Gesetzes erhält eine Invalidenrente ohne 
Rücksicht auf das Lebensalter, derjenige Versicherte, welcher 
dauernd erwerbsunfähig ist, nach § 16 auch derjenige nicht dauernd 
erwerbsunfähige Versicherte, der während 26 Wochen ununter- 
brochen erwerbsunfähig gewesen ist, für die weitere Dauer der 
Er werbsunf äh igkeit. 

10. Nach § 38 der Statuten sind solche Mitglieder, welche in das Be- 
amtenverhältnis aufgenommen werden, berechtigt, die Beiträge zur 
Abteilung B in der ihrem pensionsfähigen Diensteinkommen ent- 
sprechenden Höhe oder in der bisherigen Lohnklasse freiwillig fort- 
zuentrichten. 
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11. Solche sind nach § 15, Abs. 3 des Gesetzes ohne Rücksicht auf 
das Vorhandensein von Erwerbsunfähigkeit, diejenigen Versicherten, 
welche das 70. Lebensjahr vollendet haben. 

12. Nach § 5, Abs. 4 des Gesetzes begründet eine durch Unfall herbei- 
geführte Erwerbsunfähigkeit den Anspruch auf Invalidenrente nur 
insoweit, als die zu gewährende Invalidenrente die gewährte Un- 
fallsrente übersteigt. 

13. Nach § 48 des Gesetzes, vgl. § 21 der Statuten. 

14* Die in § 32, Abs. 3 der Statuten genannten Personen. 

15. Diese Anträge sind gleichzeitig mit den Anträgen auf Bewilligung 
von Invalidenrenten zu stellen. 

16. Vgl. § 41 und AnL B der Statuten. Bei Anwendung der Tafel 
wird, abgesehen von dem Falle des § 36, Abs. 3 Schlusssatz, die- 
jenige Lohnklasse, in welcher zuletzt die Beiträge entrichtet worden 
sind, um die Anzahl der bei der Abteilung B zurückgelegten Jahre 
der Mitgliedschaft in Betracht gezogen. 

17. Wenn aber der Erwerbsunfähige noch Lohn- oder Diensteinkommen 
bezieht, beginnt die Zusatzrente erst mit dem Tage, an dem die 
Zahlung des Lohnes oder des Diensteinkommens aufhört (§ 42 der 
Statuten). 

18. Vgl. § 50, Abs. 1 a der Statuten. 

19. Die Zusatzrente wird also um den Betrag, um welchen die sonstigen 
zur Zahlung gelangenden Bezüge den 7^2 fachen Grundbetrag der 
Invalidenrente übersteigen, gekürzt; dabei werden die Kosten des 

. Heilverfahrens und der Beerdigung nicht als Entschädigung ange- 
sehen (§ 50, Abs. la der Statuten). 

20. Sind Angehörige vorhanden, denen ein gesetzlicher Anspruch auf 
Unterstützung gegen den Berechtigten zusteht, so ist die Zusatz- 
rente an diese zu zahlen. 

21. Vgl. Jahresbericht Jahrg. 1891. 

22. Vgl. „ „ 1896. 

23. Vgl. § 43 der Statuten. Früher war eine Wartezeit von 10 Jahren 
nötig. 

24. Vgl. § 44, Abs. 3 der Statuten. Diese Einrichtung soll einer miss- 
bräuchlichen Ausnützung vorbeugen. 

25. Früher hatte diese Abfindung nur die Höhe des doppelten Betrages 
des Witwengeldes. 

26. Die 2iahlung beginnt jedoch frühestens mit dem Zeitpunkt, mit 
welchem die Zahlung des Diensteinkommens, des Lohnes, des 
Krankengeldes, der Pension, der Rente oder der Zusatzrente auf- 
gehört hat. 

27. Vgl. Jahresbericht, Jahrg. 1896. 
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28. Vgl. § 63 der Statuten. — Die Wartezeit ist seit 1896 durchwegs 
auf 5 Jahre herabgesetzt. 

29. In beiden Fällen wird jedoch ein Sterbegeld nicht gewährt, wenn 
die Zusatz- oder Altersrente dauernd entzogen oder der Berechtigte 
abgefunden war. Auch wenn sich die Witwe wieder verheiratet 
hat, kommt das Sterbegeld nicht zur Auszahlung. 

30. Vgl. § 63, Abs. 6 der Statuten. 

31. Die folgenden Ausführungen über die Leistungen der Kasse sind 
im wesentlichen der Denkschrift des Rechnungsrates Zimmermann 
entnommen. 

32. Ausser Baden haben auch Bayern, Elsass, Preussen und Sachsen 
eine gleiche Einrichtung mit ähnlichen Satzungen getroffen. Wir 
entnehmen über die diesbezüglichen Leistungen dem „Bad. Eisen- 
bahner'* (2. Jahrg. No. 40) die folgende kurze Uebersicht. (Näheres 
im Kommissionsbericht der 2. Kammer 1900 bis 1901 über das 
Spezialbudget der Verkehrsanstalten.) 



Niederste Zusatzrente in Mark: 



Lohnklassen: 



IL 



III. 



IV. 



V. 



VI. 



Baden 
Bayern . 
Preussen 
Sachsen 
Elsass 



61 

60,4 

46 

66,40 

34,2 



76,2 

76 

67,8 

86,2 

61 



101,4 
100,2 

90 
112,8 

67,8 



121,8 
120 
108 
136 

81 



142,2 

140,4 

126 

167,6 

fehlt. 



Höchste Zusatzrente in Mark: 



Lohnklassen: 



II. 



III. 



IV. 



V. 



VL 



Baden 
Bayern . 
Preussen 
Sachsen 
Elsass . 



136,2 
126,4 
120 
161,2 
90 



204 

187,8 

180 

226 

136 



271,8 

260,2 

240 

301,2 

180 



326,8 

300 

288 

360 

216 



380,4 

360,4 

336 

421,2 

fehlt. 
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Niederstes Witwengeld in Mark: 



Lohnklassen: 



IL 



in. 



IV. 



V. 



VI. 



Baden 
Bayern . 
Preussen 
Sachsen 
Elsass 



51 

50,4 

45 

45 

34,2 



76,2 

75 

67,8 

67,8 

60 



101,4 
100,2 

90 

90 
67,8 



121,8 
120 
108 
108 
81 



142,2 

140,4 

126 

126 

fehlt. 



Höchstes Witwengeld in Mark: 



Lohnklassen: 



II. 



III. 



IV. 



V. 



VI. 



Baden 
Bayern . 
Preussen 
Sachsen 
Elsass 



136,2 
125,4 

98,4 
120,6 

90 



204 

187,8 

147,6 

180 

135 



271,8 
250,2 
196,8 
240,6 
180 



325,8 

300 

235,8 

288 

216 



380,4 
350,4 
275,4 
336,6 
fehlt. 



33. Die Vermögensvermehrung in Prozenten betrug gegenüber dem 
Vorjahre: 1899: 26,8o/o; 1900: 12,3 o/^; 1901: 17,9 o/^; 1902: 13,9 O/^ 
(Zimmermann). 

34. Bei diesem Verfahren wird für die alijährlich wiederkehrenden 
Rentenzahlungen des einzelnen Berechtigten dasjenige Kapital er- 
mittelt, welches nebst Zins- und Zinseszinsen rechnerisch erforder- 
lich ist, um die Rentenzahlungen während der ganzen Renten- 
bezugsdauer bestreiten zu können, sodass bei Fälligkeit der letzten 
Rentenzahlung gerade noch soviel Geld vorhanden ist, um die 
letzte Rentenrate zahlen zu können. Die Summe aller Deckungs- 
kapitale für die im Laufe eines Jahres entstandenen Entschädigungs- 
fälle bildet somit die Gesammtlast dieses Jahres, und wird diese 
Summe nach der Zahl der Versicherten oder der bezahlten Lohn- 
summe verteilt, und somit der auf den Kopf der Versicherten ent- 
fallende Jahresbetrag oder der auf je 100 der Lohnsumme ent- 
fallende Teilbetrag ermittelt, so erhält man die von dem Mitglied 
zu zahlenden Jahresbeiträge. Da nun die Pensionskasse keine 
festen, sondern solche Renten gewährt, die mit der Versicherungs- 
dauer steigen, so wird das Deckungskapital jeder Einzelrente und 
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somit auch die Summe der Deckungskapitale aller jährlich neu 
entstehenden Renten von Jahr zu Jahr höher und es muss daher 
auch der Jahresbeitrag pro Kopf oder vom Hundert der Lohnsumme 
steigen/' (Zimmermann). 

85. Deren Wirkung auf die finanzielle Lage der Kasse noch nicht be- 
rechnet worden ist. 

36. Ein versicherungstechnisches Gutachten über die Leistungen der 
Kasse wurde am L Juli 1900 vom Regierungsrat Dr. Beckmann in 
Berlin erstattet. Das Nächste fällt auf den 1. Juli 1905. 

III. Kapitel. 

I. 

1. Die Betriebe der Güterbestätterei, Gepäckbestätterei und Güterver- 
ladeunternehmer sind als selbständige Betriebe versicherungspflichtig 
und haben daher ihr Personal bei einer Berufsgenossenschaft zu 
versichern. 

2* ^8}' § 3 ^^ Gesetzes, ferner das Rundschreiben betr. die Fest- 
stellung des Masses der Erwerbsunfähigkeit in Unfall- und Inva- 
lidenrentenangelegenheiten vom 31. Dezember 1901, das vom Reichs- 
versicherungsamte erlassen wurde. Vgl. ferner die Verordnung 
betr. das Verfahren vor den Schiedsgerichten für Arbeiterver- 
sicherung vom 22. November 1900, §§ 6 — 13. 

3. Vgl. § 9 des Gesetzes. 

4. Dem Versicherten sollte ein gesetzlicher Anspruch auf diese Hilfs- 
mittel gewährt werden ; dieser Ausspruch bezieht sich auch auf 
die Instandhaltung und Erneuerung, sofern nicht Mutwillen vorliegt. 
(Komm. Ber. S. 23 ff., abgedruckt in der Gesetzesausg.) 

5. Bei teilweise Erwerbsunfähigkeit tritt für die Dauer derselben eine 
entsprechende Teilrente ein. (Vgl. dazu Jahrg. 87 der Amtl. Nach- 
richten des Reichsversicherungsamtes, S. 356, Zeile 421.) 

6. Darunter sind solche Personen zu verstehen, welche durch die Art 
und die Folgezustände ihres inneren oder äusseren Leidens schon 
für die gewöhnlichen Lebensverrichtungen auf die Handreichungen 
durch Andere angewiesen sind. (Komm. Ber. S. 29 u. 30.) 

7. Vgl. den Artikel: „Die Arbeiterschutzgesetze u. s. w.'^ im „Bad. 
Eisenbahner", Jahrg. 2, Nr. 31. 

8. Vgl. § 15 des Gesetzes. — Früher der 20 fache Betrag des Tages- 
arbeitsverdienstes, mindestens 30 Mk. 

9. Vgl. §§ 16, 18, 19, 20 des Gesetzes. 

10. Vgl. § 16, Abs. 2, § 21 des Gesetzes. 

11. Vgl. § 22 des Gesetzes. 
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12. Vgl, §§ 28, 36, 41 des Gesetzes. 

13. Nach dem Artikel: ,,Die Arbeiterversicherung etc.'* im „Badischen 
Eisenbahner.*' 

IL 

1. Vgl. Dienstanweisung für die ständigen Arbeiter des Betriebsdienstes, 
§§ 2 und 4. 

2. Vgl. Arbeitsordnung für die Werkstatten der Gr. Bad. Staatseisen- 
bahnen, §§ 8 und 10. 

3. Vgl. Arbeitsordnung für die Werkstatten u. s. w., Anhang 2, § 1. 

4. Vgl. „ „ „ „ u. s. w., „ 2, § 2. 

6. Vgl. „ „ „ „ U.S. w., „ 2, II. §9 ff. 



Zum zweiten Teile, 



Vorwort. 

1. Die folgenden Ausführungen über die Einkommensverhältnisse stützen 
sich einerseits auf die Schrift: „Lage der Arbeiter und Tagelohn- 
bediensteten bei derGrossh. bad. Staatseisenbahn. Zusammengestellt 
und bearbeitet vom Vorstand des Verbandes Bad. Eisenbahnbe- 
diensteter'' und andererseits auf den Bericht der Budgetkommission 
der 2. Klammer über das Spezialbudget der Verkehrsanstalten für 
1900—1901. S. 78ff. 

2. Nach der oben zitierten Schrift. 

I. Kapitel. 

I. 

1. Schmoller: „Ueber Wesen und Verfassung der grossen Unter- 
nehmungen 1898.*^ 

2. Vgl. Jahresbericht 1899. 

3. Vgl. Jahresbericht 1901. 

4. Für die Darlegung der Organisation sind die Bestimmungen der 
Station Heidelberg zu Grunde gelegt worden. 

IL 

1. Vgl. I. Teü, m. Kapitel. 

2. Vgl. II. Teü, m. Kapitel. 

3. Vgl. „Die Lage der Arbeiter und Tagelohnbediensteten bei der 
Grossh. Bad. Staatseisenbahn etc.'^ 
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4. Vgl. Jahresbericht der Bad. Staatseisenbahnen, Jahrg. 1898—1902. 

5. Vgl. Jahresbericht, Jahrg. 1899 und 1902. 

6. Vgl. Arbeitsordnung, § 14 ff. 

7. Vgl. Jahresbericht, Jahrg. 1896. 

II. Kapitel. 

I. 

1. Vgl. Schmoller: „Ein Mahnruf in der Wohnungsfrage im Jahrbuch 
für Gesetzgebung etc.", XI., 425. 

2. Vgl. ,,Neue Untersuchungen über die Wohnungsfrage." II. Bd., in 
den „Schriften des Vereins für Sozialpolitik." Bd. 96, S. 6 ff. 

3. Vgl. „Bad. Eisenbahner", III. Jahrg., Nr. 16. 

4. Vgl. Anm. 2. 

5. Vgl. Anm. 2. 

6. Vgl. Nr. 51 der „Drucksachen des preuss. Abgeordnetenhauses." 
19. Legislaturperiode, V. Session, 1903. 

7. Vgl. Protokoll der 5. Generalversammlung des Verbandes badischer 
Eisenbahnbediensteter von 1903. (Referat: Klingenfuss.) 

8. Vgl. „Badischer Eisenbahner", I. Jahrg., Nr. 39. 

9. Vgl. Anm. 2. 

10. Vgl. Anm. 2. 

11. Vgl. Anm. 7. 

12. Vgl. „Soziale Praxis", XL, 108. 

13. Vgl. Anm. 2. 

14. Vgl. „Beiträge zur Statistik der Stadt Mannheim", Nr. 12, November 
1903, S. 5. 

15. Vgl. das in Anm. 7 zitierte Referat. 

16. Vgl. „Soziale Praxis", VIIL, 22. 

17. Vgl. Anm. 7, Referat Schäfer. 

18. Vgl. „Bad. Eisenbahner^S I. Jahrg., Nr. 15. 



II. 



1. Vgl. § 15, Abs. 1 der 


Freifahrtordnung. 


2. Vgl. § 17, „ 3 „ 


5? 


3. Vgl. § 17, „ 4-8 „ 


• . 


4. Vgl. § 17, „ 9 „ 


'J 


5. Vgl. § 20, „ 2 „ 


V 


6. Vgl. § 19, Abs. 3 „ 


'? 


7. Vgl. § 6, „ 2 „ 


•5 


8. Vgl. § 22, „ 1-3 „ 


n 


9. Vgl. § 21, „ 2 „ 


• • 
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III. Kapitel. 

I. 

1. Vgl. Meininghaus : ,,Die sozialen Aufgaben der industriellen Arbeit- 
geber 1889**, S. 10 ff. 

2. Nach dem Separatabdruck aus „Arbeiterwohr*: „Der Branntwein 
und die arbeitenden Klassen". 

3. Vgl. Gumprecht: „Der Kampf gegen den Alkoholismus'* im „Arbeiter- 
freund", Jahrg. 1879, S. 40 ff. 

4. Vgl. Bunge: „Die Alkoholfrage", • S. 5. 

5. Vgl. Bonne: „Unsere Trinksitten u. s. w.", S. 5 ff. 

6. Vgl. Bonne, a. a. 0. 

7. In der Januarnummer 1902 der „Aerztlichen Sachverstandigen- 
zeitung". 

8. Vgl. Hoppe: „Die Tatsachen über den Alkohol", 2. Aufl., S. 91. 
' 9. Vgl. Bonne, a. a. 0. 

10. Vgl. Bonne, a. a. 0. 

11. Vgl. Hoppe, a. a. 0. 

12. Vgl. Bonne, a. a. 0. 

13. Vgl. de Terra: „Abstinenz im Eisenbahndienst" in der „Sozialen 
Praxis*', XI. Jahrg., S. 651. 

14. Vgl. Bonne, a. a. 0. 
16. Vgl. de Terra, a. a, 0. 

16. Vgl. „Soziale Praxis", XI. Jahrg., S. 763. 

17. Vgl. Bonne, a. a. 0. 

18. Vgl. de Terra, a. a. 0. 
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Curriculum vitae. 

Verfasser ist am 22. Februar 1880 als Sohn des ver- 
storbenen Kaufmanns Eduard Tugendhat in Biala (Oesterreich) 
geboren, hat das Gymnasium zu Bielitz absolviert und im 
Oktober 1899 an der Universität Wien das Studium der Rechts- 
und Staatswissenschaften begonnen. Im Herbst 1900 setzte er 
dieses an der Universität Berlin fort, um es, — nach einer 
durch Ausübung seiner Militärpflicht hervorgerufenen ein- 
jährigen Unterbrechung — im Herbste 1903 an der Universität 
Heidelberg zu vollenden. 

Verfasser hörte während seiner Studien die Vorlesungen 
folgender Professoren und Dozenten: Adler, Bornhak, v. Bort- 
kiewicz, Burchardt, v. Czyhlarz, Gierke, Heilborn, Höniger, 
Jastrow, Jellinek, Jodl, v. Kaufmann-Asser, Koch, v. Liszt, 
Rathgen, Reinhold, Schmoller, v. Schrutka, Sering, Wagner, 
V. Wenkstern, Wlassak, v. Zallinger. 

Allen seinen verehrten Lehrern spricht er seinen aufrich- 
tigen Dank aus. 
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